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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2019/330 DER KOMMISSION 

vom 11. Dezember 2018 

zur Änderung der Anhänge I und V der Verordnung (EU) Nr. 649/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 649/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über die 
Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien (1), insbesondere auf Artikel 23 Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 649/2012 setzt das am 11. September 1998 unterzeichnete Rotterdamer 
Übereinkommen über das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung für bestimmte 
gefährliche Chemikalien sowie Pestizide im internationalen Handel (im Folgenden das „Rotterdamer 
Übereinkommen“) um, das durch den Beschluss 2003/106/EG des Rates (2) im Namen der Union genehmigt 
wurde. 

(2)  Die Kommission hat gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) 
Durchführungsverordnungen erlassen' um den Stoffen Amitrol, Beta-Cypermethrin, DPX KE 459 (Flupyrsulfuron- 
methyl), Iprodion, Linuron, Orthosulfamuron, Picoxystrobin und Triasulfuron keine Genehmigung zu erteilen 
bzw. diese nicht zu verlängern. Folglich sind diese Stoffe in der Union in der Verwendungskategorie „Pestizide“ 
verboten und sollten daher in die Liste der Chemikalien in Anhang I Teile 1 und 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 649/2012 aufgenommen werden. 

(3)  Die Kommission hat eine Durchführungsverordnung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erlassen, um 
die Genehmigung des Wirkstoffs Isoproturon nicht zu verlängern. Obwohl Isoproturon also gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) für die Bewertung für die 
Produktarten 7 und 10 benannt und gemeldet wurde und daher von den Mitgliedstaaten weiterhin zugelassen 
werden kann, bis ein Beschluss nach der genannten Verordnung getroffen wurde, bleibt es dabei, dass praktisch 
jegliche Verwendung des Stoffes als Pestizid verboten ist. Folglich ist er in der Union in der Verwendungskategorie 
„Pestizide“ streng beschränkt und sollte daher in die Liste der Chemikalien in Anhang I Teile 1 und 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 649/2012 aufgenommen werden. 

(4)  Der Wirkstoff Maneb wurde zuvor gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 genehmigt. Daraufhin wurde ein 
Antrag auf Verlängerung der Genehmigung gestellt, aber die ergänzenden Unterlagen zur Unterstützung der 
Verlängerung wurden nicht eingereicht. Die Genehmigung ist daher ausgelaufen. Folglich ist Maneb in der Union 
in der Verwendungskategorie „Pestizide“ verboten und sollte daher in die Liste der Chemikalien in Anhang I 
Teile 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 649/2012 aufgenommen werden. 
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(1) ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 60. 
(2) Beschluss 2003/106/EG des Rates vom 19. Dezember 2002 über die Genehmigung — im Namen der Europäischen Gemeinschaft — des 

Rotterdamer Übereinkommens über das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung für bestimmte gefährliche 
Chemikalien sowie Pestizide im internationalen Handel (ABl. L 63 vom 6.3.2003, S. 27). 

(3) Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1). 

(4) Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die Bereitstellung auf dem Markt 
und die Verwendung von Biozidprodukten (ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1). 



(5)  Der Wirkstoff Fipronil wurde zuvor gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 genehmigt. Daraufhin wurde ein 
Antrag auf Verlängerung der Genehmigung gestellt, aber die ergänzenden Unterlagen zur Unterstützung der 
Verlängerung wurden nicht eingereicht. Die Genehmigung ist daher ausgelaufen. Obwohl Fipronil also gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 für die Produktart 18 genehmigt wurde, bleibt es dabei, dass praktisch jegliche 
Verwendung des Stoffes als Pestizid verboten ist. Folglich ist Fipronil in der Union in der Verwendungskategorie 
„Pestizide“ streng beschränkt und sollte daher in die Liste der Chemikalien in Anhang I Teile 1 und 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 649/2012 aufgenommen werden. 

(6)  Auf ihrer achten Tagung vom 24. April bis 5. Mai 2017 hat die Konferenz der Vertragsparteien des Rotterdamer 
Übereinkommens beschlossen, Carbofuran, Trichlorfon und kurzkettige chlorierte Paraffine in Anlage III des 
Übereinkommens aufzunehmen, sodass diese Chemikalien nun dem Verfahren der vorherigen Zustimmung nach 
Inkenntnissetzung des Übereinkommens unterliegen. Diese Änderungen sollten folglich in die Listen der 
Chemikalien in Anhang I Teile 1, 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 649/2012 aufgenommen werden, indem 
Carbofuran, Trichlorfon und kurzkettige chlorierte Paraffine der Liste in Teil 3 hinzugefügt sowie Carbofuran und 
Trichlorfon aus der Liste in Teil 2 gestrichen und die entsprechenden Änderungen in Teil 1 vorgenommen 
werden. 

(7)  Infolge eines Beschlusses auf der vierten Tagung der Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 2008 wurden 
Tributylzinn-Verbindungen in die Verwendungskategorie „Pestizid“ in Anlage III des Rotterdamer 
Übereinkommens aufgenommen. Auf ihrer achten Tagung vom 24. April bis 5. Mai 2017 beschloss die 
Konferenz der Vertragsparteien, Tributylzinn-Verbindungen in die Verwendungskategorie „Industriechemikalie“ in 
Anlage III aufzunehmen, sodass Tributylzinn-Verbindungen nun auch in der Verwendungskategorie „Industrie­
chemikalie“ dem Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung des Übereinkommens 
unterliegen. Diese Änderung sollte zusammen mit Änderungen des rechtlichen Status von Tributylzinn- 
Verbindungen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates (5), die 
nach der Aufnahme von Tributylzinn-Verbindungen in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 649/2012 
vorgenommen wurden, in den Listen der Chemikalien in Anhang I Teile 1 und 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 649/2012 aufgenommen werden. 

(8)  Auf ihrer achten Tagung vom 24. April bis 5. Mai 2017 hat die Konferenz der Vertragsparteien des Stockholmer 
Übereinkommens über persistente organische Schadstoffe (im Folgenden das „Stockholmer Übereinkommen“), 
genehmigt mit dem Beschluss 2006/507/EG des Rates (6), beschlossen, kurzkettige chlorierte Paraffine in Anlage 
A des Stockholmer Übereinkommens aufzunehmen. Da diese Stoffe bereits in Anhang I Teil B der Verordnung 
(EG) Nr. 850/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (7) aufgeführt sind, sollten sie zur Umsetzung des 
Stockholmer Übereinkommens in Anhang V Teil 1 der Verordnung (EU) Nr. 649/2012 aufgenommen werden. 

(9)  Mit der Verordnung (EU) 2017/852 des Europäischen Parlaments und des Rates (8) wurden die Vorschriften für 
die Ausfuhr von Gemischen aus metallischem Quecksilber und anderen Stoffen mit einer Quecksilberkon­
zentration von weniger als 95 % und bestimmter Quecksilberverbindungen geändert. Diese Änderungen sollten in 
die bestehenden Einträge für Quecksilberverbindungen und Gemische aus metallischem Quecksilber und anderen 
Stoffen mit einer Quecksilberkonzentration von weniger als 95 % in Anhang V Teil 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 649/2012 aufgenommen werden. 

(10)  Die Verordnung (EU) Nr. 649/2012 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(11)  Es sollte ein ausreichender Zeitraum eingeräumt werden, damit alle betroffenen Parteien die zur Einhaltung der 
Verordnung notwendigen Maßnahmen treffen können und die Mitgliedstaaten diejenigen Maßnahmen, die zu 
ihrer Durchführung erforderlich sind, erlassen können — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 649/2012 wird wie folgt geändert: 

a)  Anhang I wird gemäß Anhang I dieser Verordnung geändert; 

b)  Anhang V wird gemäß Anhang II dieser Verordnung geändert. 
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(5) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Chemikalienagentur, zur Änderung der Richtlinie 
1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der 
Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission 
(ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1). 

(6) Beschluss 2006/507/EG des Rates vom 14. Oktober 2004 über den Abschluss — im Namen der Europäischen Gemeinschaft — des 
Stockholmer Übereinkommens über persistente organische Schadstoffe (ABl. L 209 vom 31.7.2006, S. 1). 

(7) Verordnung (EG) Nr. 850/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über persistente organische Schadstoffe 
und zur Änderung der Richtlinie 79/117/EWG (ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 7). 

(8) Verordnung (EU) 2017/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 über Quecksilber und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1102/2008 (ABl. L 137 vom 24.5.2017, S. 1). 



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Mai 2019 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 11. Dezember 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 649/2012 wird wie folgt geändert:  

1. Die Liste der Chemikalien in Teil 1 wird wie folgt geändert: 

a)  Der Eintrag für Carbofuran wird durch folgenden Eintrag ersetzt: 

Chemikalie CAS-Nr. Einecs-Nr. KN-Code (***) Unterkate­
gorie (*) 

Beschrän­
kung der 
Verwen­
dung (**) 

Länder, für die 
keine Notifika­

tion erforderlich 
ist 

„Carbofuran (#) 1563-66-2 216-353-0 ex 2932 99 00 p(1) b“   

b)  Der Eintrag für Tributylzinn-Verbindungen wird durch folgenden Eintrag ersetzt: 

Chemikalie CAS-Nr. Einecs-Nr. KN-Code (***) Unterkate­
gorie (*) 

Beschrän­
kung der 
Verwen­
dung (**) 

Länder, für die 
keine Notifika­

tion erforderlich 
ist 

„Alle Tributylzinn- 
Verbindungen, 
einschließlich:   

ex 2931 20 00 p(1)-p(2) 

i(1)-i(2) 

b-b 

sr-sr“  

Tributylzinnoxid 56-35-9 200-268-0 ex 2931 20 00 

Tributylzinnfluorid 1983-10-4 217-847-9 ex 2931 20 00 

Tributylzinnmethacrylat 2155-70-6 218-452-4 ex 2931 20 00 

Tributylzinnbenzoat 4342-36-3 224-399-8 ex 2931 20 00 

Tributylzinnchlorid 1461-22-9 215-958-7 ex 2931 20 00 

Tributylzinnlinoleat 24124-25-2 246-024-7 ex 2931 20 00 

Tributylzinnnaphthenat (#) 85409-17-2 287-083-9 ex 2931 20 00  

c)  Der Eintrag für Trichlorfon wird durch folgenden Eintrag ersetzt: 

Chemikalie CAS-Nr. Einecs-Nr. KN-Code (***) Unterkate­
gorie (*) 

Beschrän­
kung der 
Verwen­
dung (**) 

Länder, für die 
keine Notifika­

tion erforderlich 
ist 

„Trichlorfon (#) 52-68-6 200-149-3 ex 2931 39 90 p(1)-p(2) b-b“   

d)  Folgende Einträge werden angefügt: 

Chemikalie CAS-Nr. Einecs-Nr. KN-Code (***) Unterkate­
gorie (*) 

Beschrän­
kung der 
Verwen­
dung (**) 

Länder, für die 
keine Notifika­

tion erforderlich 
ist 

„Amitrol (+) 61-82-5 200-521-5 ex 2933 99 80 p(1) b  

Beta-Cypermethrin (+) 65731-84-2 265-898-0 ex 2926 90 70 p(1) b  

DPX KE 459 
(Flupyrsulfuron-methyl) (+) 

150315-10-9 

144740-54-5 

entfällt ex 2935 90 90 p(1) b  

Fipronil (+) 120068-37-3 entfällt ex 2933 19 90 p(1) b  

27.2.2019 L 59/4 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Chemikalie CAS-Nr. Einecs-Nr. KN-Code (***) Unterkate­
gorie (*) 

Beschrän­
kung der 
Verwen­
dung (**) 

Länder, für die 
keine Notifika­

tion erforderlich 
ist 

Iprodion (+) 36734-19-7 253-178-9 ex 2933 21 00 p(1) b  

Isoproturon (+) 34123-59-6 251-835-4 ex 2924 21 00 p(1) b  

Linuron (+) 330-55-2 206-356-5 ex 2928 00 90 p(1) b  

Maneb (+) 12427-38-2 235-654-8 ex 3824 99 93 p(1)-p(2) b-b  

Orthosulfamuron (+) 213464-77-8 entfällt ex 2933 59 95 p(1) b  

Picoxystrobin (+) 117428-22-5 entfällt ex 2933 39 99 p(1) b  

Triasulfuron (+) 82097-50-5 entfällt ex 2935 90 90 p(1) b“    

2. Die Liste der Chemikalien in Teil 2 wird wie folgt geändert: 

a)  Der Eintrag für Carbofuran wird gestrichen. 

b)  Der Eintrag für Trichlorfon wird gestrichen. 

c)  Folgende Einträge werden angefügt: 

Chemikalie CAS-Nr. Einecs-Nr. KN-Code (***) Kategorie (*) Beschränkung der 
Verwendung (**) 

„Amitrol 61-82-5 200-521-5 ex 2933 99 80 p b 

Beta-Cypermethrin 65731-84-2 265-898-0 ex 2926 90 70 p b 

DPX KE 459 
(Flupyrsulfuron-methyl) 

150315-10-9 

144740-54-5 

entfällt ex 2935 90 90 p b 

Fipronil 120068-37-3 entfällt ex 2933 19 90 p sr 

Iprodion 36734-19-7 253-178-9 ex 2933 21 00 p b 

Isoproturon 34123-59-6 251-835-4 ex 2924 21 00 p sr 

Linuron 330-55-2 206-356-5 ex 2928 00 90 p b 

Maneb 12427-38-2 235-654-8 ex 3824 99 93 p b 

Orthosulfamuron 213464-77-8 entfällt ex 2933 59 95 p b 

Picoxystrobin 117428-22-5 entfällt ex 2933 39 99 p b 

Triasulfuron 82097-50-5 entfällt ex 2935 90 90 p b“   

3. Die Liste der Chemikalien in Teil 3 wird wie folgt geändert: 

a)  Der Eintrag für Tributylzinn-Verbindungen wird durch folgenden Eintrag ersetzt: 

Chemikalie CAS-Nummer(n) HS-Code 
Reiner Stoff (**) 

HS-Code 
Gemische mit diesem  

Stoff (**) 
Kategorie 

„Alle Tributylzinn- 
Verbindungen, 
einschließlich:  

ex 2931.20 3808.59 Pestizid 

Industriechemikalie“ 

Tributylzinnoxid 56-35-9 ex 2931.20 
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Chemikalie CAS-Nummer(n) HS-Code 
Reiner Stoff (**) 

HS-Code 
Gemische mit diesem  

Stoff (**) 
Kategorie 

Tributylzinnfluorid 1983-10-4 ex 2931.20   

Tributylzinnmethacrylat 2155-70-6 ex 2931.20 

Tributylzinnbenzoat 4342-36-3 ex 2931.20 

Tributylzinnchlorid 1461-22-9 ex 2931.20 

Tributylzinnlinoleat 24124-25-2 ex 2931.20 

Tributylzinnnaphthenat (#) 85409-17-2 ex 2931.20  

b)  Folgende Einträge werden angefügt: 

Chemikalie CAS-Nummer(n) HS-Code 
Reiner Stoff (**) 

HS-Code 
Gemische mit diesem  

Stoff (**) 
Kategorie 

„Carbofuran 1563-66-2 ex 2932.99 3808.91 

3808.59 

Pestizid 

Trichlorfon 52-68-6 ex 2931.39 3808.91 Pestizid 

kurzkettige chlorierte 
Paraffine 

85535-84-8 ex 3824.99  Industriechemikalie“   
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ANHANG II 

Anhang V der Verordnung (EU) Nr. 649/2012 wird wie folgt geändert:  

1. In der Liste in Teil 1 wird folgender Eintrag angefügt: 

Beschreibung der Chemikalien/Ar­
tikel, die unter ein Ausfuhrverbot 

fallen 

Zusätzliche Angaben, sofern relevant (z. B. Bezeichnung der Chemikalie, EG-Nr., CAS-Nr. 
usw.)  

„kurzkettige chlorierte Paraffine EG-Nr. 287-476-5, 

CAS-Nr. 85535-84-8, 

KN-Code 3824 99 92“   

2. Teil 2 erhält folgende Fassung: 

„TEIL 2 

Andere Chemikalien als persistente organische Schadstoffe, wie sie im Stockholmer Übereinkommen über persistente 
organische Schadstoffe, Anlagen A und B, aufgeführt sind, gemäß den dortigen Bestimmungen 

Nr. Beschreibung der Chemikalien/Artikel, die unter ein 
Ausfuhrverbot fallen 

Zusätzliche Angaben, sofern relevant (z. B. Bezeichnung der 
Chemikalie, EG-Nr., CAS-Nr. usw.) 

1 Quecksilberhaltige kosmetische Seifen KN-Codes 3401 11 00, 3401 19 00, 3401 20 10, 
3401 20 90, 3401 30 00 

2 Metallisches Quecksilber und Gemische aus me­
tallischem Quecksilber und anderen Stoffen, ein­
schließlich Quecksilberlegierungen mit einer 
Quecksilberkonzentration von mindestens 95 
Massenprozent 

CAS-Nr. 7439-97-6, 

EG-Nr. 231-106-7, 

KN-Code 2805 40 

3 Folgende Quecksilberverbindungen, außer sie 
werden für die Forschung im Labormaßstab 
oder Laboranalysen ausgeführt: 

—  Zinnobererz, 

—  Quecksilber-(I)-Chlorid (Cl2Hg2), 

—  Quecksilber-(II)-Oxid (HgO), 

—  Quecksilbersulfid (HgS) 

CAS-Nrn. 10112-91-1, 21908-53-2, 1344-48-5 

EG-Nr. 233-307-5, 244-654-7, 215-696-3 

KN-Codes ex 2852 10 00, ex 2852 90 00 

4 Alle Gemische aus metallischem Quecksilber 
und anderen Stoffen, einschließlich Quecksilber­
legierungen, die nicht unter Eintrag 2 fallen, so­
wie alle nicht unter Eintrag 3 fallenden Quecksil­
berverbindungen bei Ausfuhr dieser Gemische 
oder Verbindungen zwecks Rückgewinnung von 
metallischem Quecksilber 

Einschließlich: 

Quecksilber-(I)-sulfat (Hg2SO4, CAS-Nr. 7783-36-0), 
Quecksilber-(II)-thiocyanat (Hg(SCN)2, CAS-Nr. 592- 
85-8), Quecksilber-(I)-iodid (Hg2I2, CAS-Nr. 15385- 
57-6) 

KN-Codes ex 2852 10 00, ex 2852 90 00“   
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2019/331 DER KOMMISSION 

vom 19. Dezember 2018 

zur Festlegung EU-weiter Übergangsvorschriften zur Harmonisierung der kostenlosen Zuteilung 
von Emissionszertifikaten gemäß Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein 
System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG 
des Rates (1), insbesondere auf Artikel 10a Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In der Richtlinie 2003/87/EG ist geregelt, wie die übergangsweise kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten 
im Zeitraum 2021-2030 erfolgen soll. 

(2)  Mit dem Beschluss 2011/278/EU (2) legte die Kommission EU-weite Übergangsvorschriften zur Harmonisierung 
der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten gemäß Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG fest. Da die 
Richtlinie 2003/87/EG durch die Richtlinie (EU) 2018/410 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) 
erheblich geändert wurde, sollte der Klarheit im Hinblick auf die Vorschriften für den Zeitraum 2021-2030 
halber der Beschluss 2011/278/EU aufgehoben und ersetzt werden. 

(3)  Gemäß Artikel 10a Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG werden mit den EU-weiten und vollständig 
harmonisierten Übergangsmaßnahmen für die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten so weit wie 
möglich die Ex-ante-Benchmarks festgesetzt, um sicherzustellen, dass durch die Art der kostenlosen Zuteilung von 
Emissionszertifikaten Anreize für die Reduzierung der Emissionen von Treibhausgasen und für energieeffiziente 
Techniken geschaffen werden, indem sie den effizientesten Techniken, Ersatzstoffen, alternativen Herstellungs­
prozessen, der hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplung, der effizienten energetischen Verwertung von Restgasen, 
der Verwendung von Biomasse sowie der Abscheidung und Speicherung von CO2, sofern entsprechende Anlagen 
zur Verfügung stehen, Rechnung tragen. Gleichzeitig dürfen diese Maßnahmen keine Anreize für die Erhöhung 
von Emissionen bieten. Um die Anreize für das Abfackeln von Restgasen — außer der Sicherheitsabfackelung — 
zu verringern, sollten die historischen Emissionen aus abgefackelten Restgasen — ausgenommen Sicherheitsab­
fackelung — und aus Restgasen, die nicht zum Zweck der Erzeugung von messbarer Wärme, nicht messbarer 
Wärme oder Strom verwendet werden, von der Zahl kostenlos zugeteilter Zertifikate für relevante Anlagenteile 
abgezogen werden. Unter Berücksichtigung der Sonderbehandlung gemäß Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 
2003/87/EG und zur Gewährleistung eines Übergangs sollte dieser Abzug erst ab 2026 vorgenommen werden. 

(4)  Für die Erhebung der Daten, die der Annahme der 54 Benchmarkwerte für die kostenlose Zuteilung im Zeitraum 
2021-2030 durch Durchführungsrechtsakte gemäß Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG zugrunde zu 
legen sind, müssen auch künftig Benchmarks definiert werden, die die Produkte und damit verbundenen Prozesse 
einschließen und — bis auf einige Verbesserungen zur Rechtsklarheit und sprachliche Verbesserungen — mit den 
in Anhang I des Beschlusses 2011/278/EU enthaltenen Benchmarks identisch sind. Gemäß Artikel 10a Absatz 2 
der Richtlinie 2003/87/EG sind die Durchführungsrechtsakte für die 54 Benchmarkwerte für die kostenlose 
Zuteilung im Zeitraum 2021-2030 anhand der im Beschluss 2011/278/EU der Kommission vom 27. April 2011 
enthaltenen Ausgangspunkte für die Festsetzung des jährlichen Kürzungsfaktors für die Aktualisierung der 
Benchmarkwerte zu bestimmen. Zum Zwecke der Klarheit sollten diese Ausgangspunkte auch in einem Anhang 
dieser Verordnung aufgeführt sein. 

(5)  Die vor den Zuteilungszeiträumen erfolgte Datenerhebung dient der Festlegung der Menge der kostenlosen 
Zuteilung für Anlagen und der Bereitstellung von Daten, die für die Zwecke der Durchführungsrechtsakte 
verwendet werden, in denen die 54 Benchmarkwerte für den Zeitraum 2021-2030 festgelegt werden. Gemäß 
Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG müssen ausführliche Daten auf Ebene der Anlagenteile erhoben 
werden. 
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(1) ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32. 
(2) Beschluss 2011/278/EU der Kommission vom 27. April 2011 zur Festlegung EU-weiter Übergangsvorschriften zur Harmonisierung der 

kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten gemäß Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 130 vom 17.5.2011, S. 1). 

(3) Richtlinie (EU) 2018/410 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2018 zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG 
zwecks Unterstützung kosteneffizienter Emissionsreduktionen und zur Förderung von Investitionen mit geringem CO2-Ausstoß und des 
Beschlusses (EU) 2015/1814 (ABl. L 76 vom 19.3.2018, S. 3). 



(6)  Angesichts der wirtschaftlichen Bedeutung der übergangsweise kostenlosen Zuteilung und der Notwendigkeit, 
Anlagenbetreiber gleich zu behandeln, ist es wichtig, dass die von Anlagenbetreibern erhobenen Daten, die für 
Zuteilungsbeschlüsse verwendet wurden und zur Festsetzung der 54 Benchmarkwerte für die kostenlose 
Zuteilung im Zeitraum 2021-2030 in den Durchführungsrechtsakten verwendet werden, vollständig, kohärent 
und möglichst genau sind. In diesem Zusammenhang ist die Prüfung durch unabhängige Prüfstellen eine wichtige 
Maßnahme. 

(7)  Es liegt in der gemeinsamen Verantwortung der Anlagenbetreiber und der Mitgliedstaaten, die Erhebung von 
Daten von hoher Qualität und die Kohärenz bei der Überwachung von und Berichterstattung über Emissionen im 
Rahmen der Richtlinie 2003/87/EG sicherzustellen. Zu diesem Zweck sollten besondere Vorschriften zur 
Überwachung und Berichterstattung in Bezug auf die Aktivitätsraten, Energieströme und Emissionen auf Ebene 
der Anlagenteile festgelegt werden, wobei die einschlägigen Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 
der Kommission (4) gebührend zu berücksichtigen sind. Die Daten, die von der Industrie zur Verfügung gestellt 
und gemäß diesen Bestimmungen erhoben wurden, sollten möglichst genau und von hoher Qualität sein und den 
tatsächlichen Betrieb der Anlagen widerspiegeln und sie sollten gebührend für die kostenlose Zuteilung 
berücksichtigt werden. 

(8)  Der Betreiber einer Anlage sollte mit der Überwachung der gemäß Anhang IV erforderlichen Daten beginnen, 
sobald diese Verordnung in Kraft tritt, damit die Daten für das Jahr 2019 im Einklang mit den Bestimmungen 
dieser Verordnung erhoben werden können. 

(9)  Um die Komplexität der Vorschriften zur Überwachung und Berichterstattung betreffend die Aktivitätsraten, 
Energieströme und Emissionen von Anlagenteilen zu beschränken, sollte kein Ebenenkonzept angewandt werden. 

(10)  Damit vergleichbare Daten für die Durchführungsrechtsakte vorliegen, in denen die für die kostenlose Zuteilung 
im Zeitraum 2021-2030 anwendbaren Benchmarks festgesetzt werden, müssen detaillierte Vorschriften für die 
Zuordnung von Aktivitätsraten, Energieströmen und Emissionen an Anlagenteile festgelegt werden, die den 
Leitlinien für die Benchmark-Datenerhebung für den Zeitraum 2013-2020 entsprechen. 

(11)  Im Plan zur Überwachungsmethodik sollten die Anleitungen für den Anlagenbetreiber nachvollziehbar und 
einfach dargestellt sein, Doppelarbeiten sollten vermieden und bereits in der Anlage vorhandene Systeme 
berücksichtigt werden. Der Plan zur Überwachungsmethodik sollte die Überwachung der Aktivitätsraten, 
Energieströme und Emissionen von Anlagenteilen umfassen und als Grundlage für die Bezugsdatenberichte sowie 
die Berichterstattung über die jährliche Aktivitätsrate dienen, die zum Zwecke der Anpassung der übergangsweise 
kostenlosen Zuteilung gemäß Artikel 10a Absatz 20 der Richtlinie 2003/87/EG erforderlich ist. Nach Möglichkeit 
sollte der Anlagenbetreiber Synergien mit dem gemäß der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 genehmigten 
Monitoringkonzept nutzen. 

(12)  Der Plan zur Überwachungsmethodik sollte der Genehmigung durch die zuständige Behörde bedürfen, damit die 
Kohärenz mit den bestehenden Überwachungsvorschriften gewährleistet ist. Aufgrund zeitlicher Zwänge sollte die 
Genehmigung durch die zuständige Behörde für den 2019 vorzulegenden Bezugsdatenbericht nicht verlangt 
werden. In diesem Fall sollten die Prüfstellen bewerten, ob der Plan zur Überwachungsmethodik die 
Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. Um den Verwaltungsaufwand gering zu halten, sollte die Genehmigung 
durch die zuständigen Behörden nur bei wesentlichen Änderungen des Plans zur Überwachungsmethodik 
erforderlich sein. 

(13)  Damit die Kohärenz zwischen der Prüfung der Jahresemissionsberichte gemäß der Richtlinie 2003/87/EG und der 
Prüfung der im Rahmen eines Antrags auf kostenlose Zuteilung eingereichten Berichte gewährleistet ist und 
Synergien genutzt werden, ist es angebracht, den rechtlichen Rahmen zu verwenden, der durch die gemäß 
Artikel 15 der Richtlinie 2003/87/EG erlassenen Durchführungsvorschriften vorgegeben wird. 

(14)  Um die Erhebung von Daten bei Anlagenbetreibern und die Berechnung der von den Mitgliedstaaten 
zuzuteilenden Emissionszertifikate zu erleichtern, sollten die Inputs, Outputs und Emissionen einer Anlage den 
Anlagenteilen zugeordnet werden. Die Anlagenbetreiber sollten sicherstellen, dass die Aktivitätsraten, 
Energieströme und Emissionen den entsprechenden Anlagenteilen korrekt zugeordnet werden, dass dabei die 
Hierarchie und der gegenseitige Ausschluss von Anlagenteilen beachtet werden und es keine Überschneidungen 
zwischen Anlagenteilen gibt. Gegebenenfalls sollte in dieser Abgrenzung die Herstellung von Produkten in 
Sektoren berücksichtigt werden, von denen angenommen wird, dass sie einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der 
Richtlinie 2003/87/EG ermittelten Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen ausgesetzt sind. 

(15)  Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission bis zum 30. September 2019 nationale Durchführungsmaßnahmen 
vorlegen. Um die Gleichbehandlung von Anlagen zu fördern und Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, sollten 
diese Maßnahmen alle Anlagen umfassen, die gemäß Artikel 24 der Richtlinie 2003/87/EG in das Emissionshan­
delssystem der Europäischen Union (EU-EHS) einbezogen werden, insbesondere wenn solche Anlagen zuvor im 
Zeitraum 2013-2020 Zuteilungen für Wärme erhalten haben. 
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(4) Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission vom 21. Juni 2012 über die Überwachung von und die Berichterstattung über Treib­
hausgasemissionen gemäß der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 181 vom 12.7.2012, S. 30). 



(16)  Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden und das reibungslose Funktionieren des CO2-Marktes zu 
gewährleisten, sollten die Anlagenbetreiber sicherstellen, dass es bei der Festsetzung der Zuteilung an einzelne 
Anlagen weder zu Doppelzählungen von Material oder Energieströmen noch zu Doppelzuteilungen kommt. Dies 
gilt besonders für Fälle, in denen ein unter eine Benchmark fallendes Produkt in mehreren Anlagen hergestellt 
wird, Fälle, in denen in einer Anlage mehrere unter eine Benchmark fallende Produkte hergestellt werden, und 
Fälle, in denen Zwischenprodukte über die Anlagengrenzen hinaus ausgetauscht werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten Anträge diesbezüglich prüfen. 

(17)  In Artikel 10a Absatz 4 der Richtlinie 2003/87/EG sind kostenlose Zertifikate für Fernwärme und hocheffiziente 
Kraft-Wärme-Kopplung vorgesehen. Im Einklang mit Artikel 10b Absatz 4 der Richtlinie ist der CO2- 
Verlagerungsfaktor, der auf Anlagenteile ohne Verlagerungsrisiko angewandt wird, von 30 % im Jahr 2026 linear 
auf 0 % im Jahr 2030 zu senken, ausgenommen Fernwärme, und unterliegt der Überprüfung gemäß Artikel 30 
der Richtlinie. Aufgrund dieser Unterscheidung zwischen Fernwärme und der gesamten übrigen Wärme, die im 
Rahmen von Anlagenteilen mit Wärme-Benchmark zuteilungsfähig ist, muss ein eigener Wärme-Anlagenteil für 
Fernwärme eingeführt werden, um ein klares Konzept für die Formeln und die Anforderungen von Vorlagen für 
Bezugsdaten zu verfolgen. Fernwärme sollte messbare Wärme umfassen, die für die Zwecke der Raumheizung 
und -kühlung von Gebäuden oder Standorten, die nicht unter das EU-EHS fallen, oder für die Warmwasser­
bereitung in Haushalten verwendet wird. 

(18)  Die Produkt-Benchmarks sollten der effizienten energetischen Verwertung von Restgasen und den dabei 
entstehenden Emissionen Rechnung tragen. Aus diesem Grund sollten bei der Festsetzung der Benchmarkwerte 
für Produkte, bei deren Herstellung Restgase anfallen, der CO2-Gehalt dieser Gase weitgehend berücksichtigt 
werden. Werden Restgase über die Systemgrenzen der betreffenden Produkt-Benchmark hinaus aus dem 
Produktionsprozess exportiert und zur Erzeugung von Wärme außerhalb der Systemgrenzen eines definierten, 
unter eine Benchmark fallenden Prozesses verbrannt, sollten die dabei entstehenden Emissionen durch Zuteilung 
zusätzlicher Emissionszertifikate auf Basis der Wärme- oder der Brennstoff-Benchmark mitberücksichtigt werden. 
Angesichts des allgemeinen Grundsatzes, dass für keine Form der Stromerzeugung Emissionszertifikate kostenlos 
zugeteilt werden sollten, und um ungerechtfertigte Wettbewerbsverzerrungen auf den Märkten für an 
Industrieanlagen abgegebenen Strom zu vermeiden, ist es, auch unter Berücksichtigung des in den Stromkosten 
enthaltenen CO2-Preises, angezeigt, über den in der betreffenden Produkt-Benchmark berücksichtigten Anteil des 
CO2-Gehalts des Restgases hinaus keine zusätzlichen Emissionszertifikate zuzuteilen, wenn Restgase aus dem 
Produktionsprozess über die Systemgrenzen der betreffenden Produkt-Benchmark hinaus exportiert und zur 
Stromerzeugung verbrannt werden. 

(19)  Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden und Anreize zur Nutzung von Restgasen zu schaffen, sollten, wenn 
keine Angaben zur Zusammensetzung der relevanten Gasströme vorliegen, CO2-Emissionen aus der Reduktion 
von Metalloxiden oder ähnlichen Verfahren, die außerhalb der Systemgrenzen eines Anlagenteils mit Produkt- 
Benchmark anfallen, Anlagenteilen mit Prozessemissionen nur zum Teil zugeordnet werden, wenn sie nicht 
infolge der energetischen Nutzung von Restgasen freigesetzt wurden. 

(20)  Indirekte Emissionen aus der Stromerzeugung wurden für die Festsetzung bestimmter Benchmarkwerte im 
Beschluss 2011/278/EU auf der Grundlage berücksichtigt, dass direkte und indirekte Emissionen aus der 
Stromerzeugung in gewissem Umfang austauschbar sind. Wenn diese Benchmarks gelten, sollten die indirekten 
Emissionen einer Anlage weiterhin unter Verwendung des Standardemissionsfaktors abgezogen werden, der auch 
für die Bewertung des gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten potenziellen Risikos 
einer Verlagerung von CO2-Emissionen von Sektoren herangezogen wird. Die einschlägigen Bestimmungen sollten 
ständig überprüft werden, unter anderem zur Verbesserung der Gleichbehandlung von Tätigkeiten, bei denen 
dasselbe Produkt hergestellt wird, und zur Aktualisierung des Bezugsjahres 2015 für übergangsweise kostenlose 
Zuteilungen im Zeitraum 2026-2030. 

(21)  Wird messbare Wärme zwischen zwei oder mehr Anlagen ausgetauscht, so sollte die kostenlose Zuteilung von 
Emissionszertifikaten auf Basis des Wärmeverbrauchs einer Anlage erfolgen und gegebenenfalls dem Risiko der 
Verlagerung von CO2-Emissionen Rechnung tragen. Um sicherzustellen, dass die Zahl kostenlos zuzuteilender 
Zertifikate von der Struktur der Wärmebereitstellung unabhängig ist, sollten die Emissionszertifikate dem 
Wärmeverbraucher zugeteilt werden. 

(22)  Die Zahl der Zertifikate, die Bestandsanlagen kostenlos zuzuteilen ist, sollte auf historischen Aktivitätsdaten 
beruhen. Die historischen Aktivitätsraten sollten auf dem arithmetischen Mittel der Aktivität während der 
Bezugszeiträume beruhen. Die Bezugszeiträume sind ausreichend lang, damit sie für die Zuteilungszeiträume von 
ebenfalls fünf Kalenderjahren als repräsentativ gelten können. Für neue Marktteilnehmer im Sinne von Artikel 3 
Buchstabe h der Richtlinie 2003/87/EG sollte die Aktivitätsrate auf der Grundlage der Aktivitätsrate des ersten 
Betriebskalenderjahres nach dem Jahr der Aufnahme des Normalbetriebs bestimmt werden, da die für ein volles 
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Jahr gemeldete Aktivitätsrate als repräsentativer gilt als der Wert für das erste Betriebsjahr, der nur einen kurzen 
Zeitraum abdecken könnte. Gegenüber dem Zuteilungszeitraum 2013-2020 erübrigt es sich aufgrund der 
Einführung von Zuteilungsanpassungen gemäß Artikel 10a Absatz 20 der Richtlinie 2003/87/EG, am Konzept 
wesentlicher Kapazitätsänderungen festzuhalten. 

(23)  Um sicherzustellen, dass das EU-EHS im Zeitverlauf Emissionssenkungen bewirkt, sieht die Richtlinie 2003/87/EG 
eine lineare Kürzung der unionsweit zugeteilten Zertifikatmenge vor. Für Stromerzeuger wird gemäß Artikel 10a 
Absatz 4 der Richtlinie ein linearer Kürzungsfaktor mit dem Bezugsjahr 2013 angewendet, es sei denn, der 
einheitliche sektorübergreifende Korrekturfaktor ist anwendbar. Ab 2021 wird der lineare Kürzungsfaktor auf 
2,2 % pro Jahr erhöht. 

(24)  Für neue Marktteilnehmer bezieht sich der lineare Kürzungsfaktor auf das erste Jahr des entsprechenden 
Zuteilungszeitraums. 

(25)  Der einheitliche sektorübergreifende Korrekturfaktor gemäß Artikel 10a Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG, der 
in jedem Jahr der Zeiträume 2021-2025 und 2026-2030 auf Anlagen Anwendung findet, die weder 
Stromerzeuger noch neue Marktteilnehmer sind, sollte auf Basis der vorläufigen jährlichen Zahl der in jedem 
Zuteilungszeitraum kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate bestimmt werden, die gemäß dieser Verordnung 
für diese Anlagen berechnet wird, ausgenommen die Anlagen, die nach Artikel 27 oder 27a der Richtlinie von 
den Mitgliedstaaten aus dem EU-EHS ausgeschlossen wurden. Diese in jedem Jahr der beiden Zeiträume 
zuzuteilende Zahl kostenloser Emissionszertifikate sollte mit der jährlichen Zahl Zertifikate verglichen werden, die 
gemäß Artikel 10a Absätze 5 und 5a der Richtlinie 2003/87/EG für Anlagen berechnet wird, wobei dem 
maßgeblichen Anteil der unionsweiten Jahresgesamtmenge gemäß Artikel 9 der Richtlinie und der maßgeblichen 
Menge der Emissionen, die lediglich im Zeitraum 2021-2025 oder im Zeitraum 2026-2030 in das EU-EHS 
einbezogen werden, gegebenenfalls Rechnung zu tragen ist. 

(26)  Da die Anlagenbetreiber die kostenlose Zuteilung beantragen, sollte es ihnen freistehen, ganz oder teilweise auf 
ihre Zuteilung zu verzichten, indem sie während des jeweiligen Zuteilungszeitraums jederzeit einen Antrag an die 
zuständige Behörde richten. Der Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit halber sollten Anlagenbetreiber nicht 
berechtigt sein, einen solchen Antrag für denselben Zuteilungszeitraum zurückzuziehen. Anlagenbetreiber, die auf 
ihre Zuteilung verzichtet haben, sollten weiterhin die erforderlichen Daten erheben und melden, damit sie eine 
kostenlose Zuteilung für den folgenden Zuteilungszeitraum beantragen können. Ferner sollten sie weiterhin jedes 
Jahr die Emissionen überwachen und melden und die entsprechende Zahl Zertifikate abgeben. 

(27)  Zur Gewährleistung der Gleichbehandlung der Anlagen sollten Vorschriften zu Fusionen und Spaltungen von 
Anlagen festgelegt werden. 

(28)  Um die Erhebung von Daten bei Anlagenbetreibern und die Berechnung der von den Mitgliedstaaten 
zuzuteilenden Emissionszertifikate für neue Marktteilnehmer zu erleichtern, sollten Vorschriften für die 
Antragstellung für solche Anlagen festgelegt werden. 

(29)  Um sicherzustellen, dass Anlagen, die ihren Betrieb eingestellt haben, keine Emissionszertifikate kostenlos 
zugeteilt werden, sollten die Bedingungen festgelegt werden, unter denen davon ausgegangen wird, dass eine 
Anlage ihren Betrieb eingestellt hat. 

(30)  Gemäß Artikel 191 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union beruht die 
Umweltpolitik der Union auf dem Verursacherprinzip, und auf dieser Grundlage sieht die Richtlinie 2003/87/EG 
einen allmählichen Übergang zur vollständigen Versteigerung vor. Das Vermeiden einer Verlagerung von CO2- 
Emissionen rechtfertigt die vorläufige Aufschiebung der vollständigen Versteigerung, und die gezielte kostenlose 
Zuteilung von Zertifikaten an die Industrie ist gerechtfertigt, um das tatsächliche Risiko einer Zunahme von Treib­
hausgasemissionen in Drittländern, deren Industrie keinen vergleichbaren CO2-Auflagen unterliegt, zu vermeiden, 
solange von anderen führenden Wirtschaftsnationen keine vergleichbaren Klimaschutzmaßnahmen getroffen 
werden. Die Vorschriften für die kostenlose Zuteilung sollten Anreize für Emissionsminderungen schaffen, die im 
Einklang mit der Selbstverpflichtung der Union stehen, die gesamten Treibhausgasemissionen bis 2030 um 
mindestens 40 % gegenüber dem Stand von 1990 zu senken. Für Tätigkeiten, mit denen dieselben Produkte 
hergestellt werden, sollten stärkere Anreize zu Emissionsminderungen gegeben werden. 

(31)  Im Einklang mit der Praxis der Kommission, während der Ausarbeitung delegierter Rechtsakte Sachverständige zu 
konsultieren, wurde die Sachverständigengruppe der Kommission zum Klimawandel, die sich aus 
Sachverständigen aus den Mitgliedstaaten, der Industrie und anderen relevanten Organisationen zusammensetzt 
und auch die Zivilgesellschaft einbezieht, zu Dokumenten konsultiert; sie hat Anmerkungen und Vorschläge zu 
verschiedenen Aspekten des Vorschlags übermittelt und zwischen Mai und Juli 2018 drei Mal getagt. 

(32)  Diese Verordnung sollte umgehend in Kraft treten, da gemäß Artikel 10a Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG die 
Anlagenbetreiber die darin enthaltenen Vorschriften zur Berichterstattung über die Bezugsdaten ab April oder Mai 
2019 EG einhalten müssen — 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung regelt die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten im Sinne von Kapitel III (ortsfeste Anlagen) 
der Richtlinie 2003/87/EG in den Zuteilungszeiträumen ab 2021, ausgenommen die übergangsweise kostenlose 
Zuteilung von Emissionszertifikaten zur Modernisierung der Stromerzeugung gemäß Artikel 10c der Richtlinie 
2003/87/EG. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck  

(1) „Bestandsanlage“ eine Anlage, die eine oder mehrere der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG aufgeführten 
Tätigkeiten oder eine gemäß Artikel 24 der Richtlinie erstmals in das Emissionshandelssystem der Europäischen 
Union (EU-EHS) einbezogene Tätigkeit durchführt und der wie folgt eine Genehmigung zur Emission von 
Treibhausgasen erteilt wurde: 

a)  vor dem oder am 30. Juni 2019 für den Zeitraum 2021-2025; 

b)  vor dem oder am 30. Juni 2024 für den Zeitraum 2026-2030;  

(2) „Anlagenteil mit Produkt-Benchmark“ Inputs, Outputs und diesbezügliche Emissionen im Zusammenhang mit der 
Herstellung eines Produktes, für das in Anhang I eine Benchmark festgesetzt wurde;  

(3) „Anlagenteil mit Wärme-Benchmark“ nicht unter einen Anlagenteil mit Produkt-Benchmark fallende Inputs, 
Outputs und diesbezügliche Emissionen im Zusammenhang mit der Erzeugung messbarer Wärme auf anderem 
Wege als mit Strom und/oder dem Import messbarer Wärme aus einer unter das EU-EHS fallenden Anlage, soweit 
diese Wärme 

a)  innerhalb der Grenzen der Anlage zur Herstellung von Produkten, zur Erzeugung anderer als zur 
Stromerzeugung verwendeter mechanischer Energie, zur Heizung oder zur Kühlung, jedoch nicht zur 
Stromerzeugung, verbraucht oder 

b)  an eine nicht unter das EU-EHS fallende Anlage oder andere Einrichtung, die keine Fernwärme erzeugt, 
exportiert wird, ausgenommen Exporte für die Stromerzeugung;  

(4) „Fernwärme“ die Verteilung messbarer Wärme zur Raumheizung oder -kühlung oder zur Warmwasserbereitung in 
Haushalten über ein Netzwerk an Gebäude oder Standorte, die nicht unter das EU-EHS fallen, ausgenommen 
messbare Wärme, die für die Herstellung von Produkten oder ähnliche Tätigkeiten oder die Stromerzeugung 
verwendet wird;  

(5) „Fernwärmeanlagenteil“ nicht unter einen Anlagenteil mit Produkt-Benchmark fallende Inputs, Outputs und 
diesbezügliche Emissionen im Zusammenhang mit der Erzeugung oder dem Import aus einer unter das EU-EHS 
fallenden Anlage — oder beidem — von messbarer Wärme, die für Fernwärmezwecke exportiert wird;  

(6) „Anlagenteil mit Brennstoff-Benchmark“ nicht unter einen Anlagenteil mit Produkt-Benchmark fallende Inputs, 
Outputs und diesbezügliche Emissionen im Zusammenhang mit der Erzeugung durch Brennstoffverbrennung von 
nicht messbarer Wärme, die zur Herstellung von Produkten, zur Erzeugung anderer als zur Stromerzeugung 
verwendeter mechanischer Energie, zur Heizung oder zur Kühlung, jedoch nicht zur Stromerzeugung, verbraucht 
wird, einschließlich der Erzeugung von nicht messbarer Wärme durch Sicherheitsabfackelung;  

(7) „messbare Wärme“ ein über einen Wärmeträger (wie insbesondere Dampf, Heißluft, Wasser, Öl, Flüssigmetalle und 
Salze) durch erkennbare Rohre oder Leitungen transportierter Nettowärmestrom, für den ein Wärmezähler 
installiert wurde bzw. installiert werden könnte;  

(8) „Wärmezähler“ einen Wärmezähler (MI-004) im Sinne von Anhang VI der Richtlinie 2014/32/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates (5) oder jedes andere Gerät zur Messung und Aufzeichnung der erzeugten Menge 
thermischer Energie auf Basis der Durchflussmenge und der Temperaturen;  

(9) „nicht messbare Wärme“ jede Wärme mit Ausnahme messbarer Wärme; 
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(10) „Anlagenteil mit Prozessemissionen“ andere Treibhausgasemissionen als CO2-Emissionen gemäß Anhang I der 
Richtlinie 2003/87/EG, die außerhalb der Systemgrenzen einer Produkt-Benchmark gemäß Anhang I dieser 
Verordnung auftreten, oder CO2-Emissionen, die außerhalb der Systemgrenzen einer Produkt-Benchmark gemäß 
Anhang I dieser Verordnung auftreten, die direkt und unmittelbar aus einem der nachstehenden Prozesse 
resultieren, und Emissionen aus der Verbrennung von Restgasen zwecks Erzeugung von messbarer Wärme, nicht 
messbarer Wärme oder Strom, sofern Emissionen, die bei der Verbrennung einer dem technisch nutzbaren 
Energiegehalt des verbrannten unvollständig oxidierten Kohlenstoffs entsprechenden Menge Erdgas entstanden 
wären, abgezogen werden: 

a)  chemische, elektrolytische oder pyrometallurgische Reduktion von Metallverbindungen in Erzen, Konzentraten 
und Sekundärstoffen, deren Hauptzweck nicht die Wärmeerzeugung ist; 

b)  Entfernung von Unreinheiten aus Metallen und Metallverbindungen, deren Hauptzweck nicht die 
Wärmeerzeugung ist; 

c)  Zersetzung von Karbonaten, ausgenommen Karbonate für die Abgasreinigung, deren Hauptzweck nicht die 
Wärmeerzeugung ist; 

d)  chemische Synthesen von Produkten und Zwischenprodukten, bei denen das kohlenstoffhaltige Material an der 
Reaktion teilnimmt und deren Hauptzweck nicht die Wärmeerzeugung ist; 

e)  Verwendung kohlenstoffhaltiger Zusatzstoffe oder Rohstoffe, deren Hauptzweck nicht die Wärmeerzeugung ist; 

f)  chemische oder elektrolytische Reduktion von Halbmetalloxiden oder Nichtmetalloxiden wie Siliciumoxiden und 
Phosphaten, deren Hauptzweck nicht die Wärmeerzeugung ist;  

(11) „Restgas“ ein Gas, das unvollständig oxidierten gasförmigen Kohlenstoff unter Standardbedingungen enthält und 
aus einem der unter Nummer 10 aufgeführten Prozesse hervorgegangen ist, wobei unter „Standardbedingungen“ 
gemäß Artikel 3 Nummer 50 der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission eine Standardtemperatur von 
273,15 K und einen Standarddruck von 101 325 Pa, die einen Normkubikmeter (Nm3) definieren, zu verstehen ist;  

(12) „Aufnahme des Normalbetriebs“ den ersten Tag des Betriebs;  

(13) „Sicherheitsabfackelung“ Verbrennung von Pilotbrennstoffen und sehr variablen Mengen an Prozess- oder Restgasen 
in einer atmosphärischen Störungen ausgesetzten Einheit, die in den relevanten Genehmigungen der Anlage aus 
Sicherheitsgründen ausdrücklich vorgesehen ist;  

(14) „Bezugszeitraum“ die fünf Kalenderjahre vor der Frist für die Datenübermittlung an die Kommission gemäß 
Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG; 

(15) „Zuteilungszeitraum“ den Zeitraum von fünf Jahren ab dem 1. Januar 2021 und die darauffolgenden Fünfjahres­
zeiträume;  

(16) „Unsicherheit“ einen sich auf das Ergebnis einer Größenbestimmung beziehenden Parameter, der die Streuung der 
Werte charakterisiert, die dieser Größe wahrscheinlich zugeschrieben werden können, einschließlich der Effekte 
durch systematische und zufällig auftretende Einflussfaktoren, ausgedrückt als Abweichung der auftretenden Werte 
vom Mittelwert in Prozent unter Ansatz eines Konfidenzintervalls von 95 %, wobei jede Asymmetrie der 
Werteverteilung berücksichtigt wird; 

(17) „Fusion“ den Zusammenschluss zweier oder mehrerer Anlagen, die bereits über Genehmigungen für Treibhausgas­
emissionen verfügen, solange sie in technischer Hinsicht verbunden sind, am selben Standort in Betrieb sind und 
die sich daraus ergebende Anlage einer Genehmigung für Treibhausgasemissionen unterliegt;  

(18) „Spaltung“ die Aufteilung einer Anlage in zwei oder mehrere Anlagen, die von verschiedenen Genehmigungen für 
Treibhausgasemissionen abgedeckt sind und von verschiedenen Anlagenbetreibern betrieben werden. 

Artikel 3 

Nationale Verwaltungsregelungen 

Neben der Benennung einer zuständigen Behörde oder mehrerer zuständigen Behörden gemäß Artikel 18 der Richtlinie 
2003/87/EG sorgen die Mitgliedstaaten für die Schaffung des für die Durchführung dieser Verordnung geeigneten 
verwaltungstechnischen Rahmens. 
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KAPITEL II 

Antragstellung, Berichterstattung und Überwachungsvorschriften 

Artikel 4 

Von Betreibern von Bestandsanlagen gestellte Anträge auf kostenlose Zuteilung 

1. Der Betreiber einer Anlage, die gemäß Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG für eine kostenlose Zuteilung infrage 
kommt, kann bei der zuständigen Behörde einen Antrag auf kostenlose Zuteilung für einen Zuteilungszeitraum stellen. 
Dieser Antrag muss für den ersten Zuteilungszeitraum vor dem 30. Mai 2019 und danach alle fünf Jahre eingereicht 
werden. 

Die Mitgliedstaaten können eine alternative Einreichungsfrist für solche Anträge festlegen, die jedoch nicht mehr als 
einen Monat vor oder nach der Frist gemäß Unterabsatz 1 liegen darf. 

2. Einem gemäß Absatz 1 eingereichten Antrag auf kostenlose Zuteilung muss Folgendes beigefügt sein: 

a) ein Bezugsdatenbericht, der gemäß den nach Artikel 15 der Richtlinie 2003/87/EG erlassenen Durchführungsvor­
schriften als zufriedenstellend bewertet wurde und Daten zur Anlage und ihren Anlagenteilen gemäß Artikel 10 und 
den Anhängen I und II dieser Verordnung enthält, wobei er für die Berechnung der historischen Aktivitätsraten für 
bestimmte Produkt-Benchmarks Anhang III dieser Verordnung berücksichtigt, jeden in Anhang IV dieser Verordnung 
aufgeführten Parameter enthält und sich auf den Bezugszeitraum des Zuteilungszeitraums bezieht, für den der Antrag 
gilt; 

b)  der Plan zur Überwachungsmethodik, der die Grundlage für den Bezugsdatenbericht und den Prüfbericht gemäß 
Anhang VI bildet; 

c)  ein Prüfbericht, der gemäß den nach Artikel 15 der Richtlinie 2003/87/EG erlassenen Durchführungsvorschriften 
zum Bezugsdatenbericht und — sofern dieser nicht bereits von der zuständigen Behörde genehmigt wurde — zum 
Plan zur Überwachungsmethodik erstellt wurde. 

Artikel 5 

Von neuen Marktteilnehmern gestellte Anträge auf kostenlose Zuteilung 

1. Auf Antrag eines neuen Marktteilnehmers berechnet der betreffende Mitgliedstaat auf der Grundlage dieser 
Verordnung die Zahl der Emissionszertifikate, die diesem Marktteilnehmer kostenlos zuzuteilen sind, sobald die Anlage 
ihren normalen Betrieb aufgenommen hat. 

2. Der Anlagenbetreiber unterteilt die betreffende Anlage in Anlagenteile gemäß Artikel 10. Der Anlagenbetreiber 
übermittelt der zuständigen Behörde als Belege zu dem Antrag gemäß Absatz 1 für das erste Kalenderjahr nach 
Aufnahme des Normalbetriebs alle sachdienlichen Angaben und einen Datenbericht des neuen Marktteilnehmers, in dem 
jeder in Anhang IV Abschnitte 1 und 2 aufgeführte Parameter für jeden Anlagenteil getrennt aufgeführt ist, sowie den 
Plan zur Überwachungsmethodik gemäß Artikel 8 und den Prüfbericht, der gemäß den nach Artikel 15 der Richtlinie 
2003/87/EG erlassenen Durchführungsvorschriften erstellt wurde, und nennt der zuständigen Behörde das Datum der 
Aufnahme des Normalbetriebs. 

3. Wenn der Antrag eines neuen Marktteilnehmers alle in Absatz 2 genannten Bedingungen erfüllt und den 
Zuteilungsvorschriften gemäß den Artikeln 17 bis 22 entspricht, genehmigt die zuständige Behörde sowohl den Antrag 
als auch das angegebene Datum der Aufnahme des Normalbetriebs. 

4. Die zuständigen Behörden akzeptieren nur gemäß diesem Artikel übermittelte Daten, die von einer Prüfstelle nach 
den Vorgaben der gemäß Artikel 15 der Richtlinie 2003/87/EG erlassenen Durchführungsvorschriften als zufrieden­
stellend geprüft wurden. 

Artikel 6 

Allgemeine Überwachungspflicht 

Ein Anlagenbetreiber, der einen Antrag auf kostenlose Zuteilung gemäß Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG gestellt 
hat, überwacht die in Anhang IV dieser Verordnung aufgeführten zu erhebenden Daten auf der Grundlage eines Plans 
zur Überwachungsmethodik, der von der zuständigen Behörde vor dem 31. Dezember 2020 genehmigt wurde. 

Artikel 7 

Überwachungsgrundsätze 

1. Die Anlagenbetreiber legen vollständige, kohärente Daten fest und stellen sicher, dass es weder zu 
Überschneidungen zwischen Anlagenteilen noch zu Doppelzählungen kommt. Die Anlagenbetreiber wenden die 
Bestimmungsmethoden gemäß Anhang VII an, gehen mit gebührender Sorgfalt vor und verwenden die Datenquellen mit 
der höchsten erreichbaren Genauigkeit gemäß Anhang VII Abschnitt 4. 
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2. Abweichend von Absatz 1 kann der Anlagenbetreiber andere Datenquellen gemäß Anhang VII Abschnitte 4.4 und 
4.6 verwenden, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 

a)  die Verwendung der genauesten Datenquellen gemäß Anhang VII Abschnitt 4 ist technisch nicht machbar; 

b)  die Verwendung der genauesten Datenquellen gemäß Anhang VII Abschnitt 4 würde unverhältnismäßige Kosten 
verursachen; 

c)  auf der Grundlage einer vereinfachten Unsicherheitsbewertung, bei der die wichtigsten Unsicherheitsquellen ermittelt 
werden und der damit verbundene Grad der Unsicherheit geschätzt wird, weist der Anlagenbetreiber der zuständigen 
Behörde glaubhaft nach, dass die Genauigkeit der vom Anlagenbetreiber vorgeschlagenen Datenquelle ebenso hoch 
oder höher ist als die der genauesten Datenquellen gemäß Anhang VII Abschnitt 4. 

3. Die Anlagenbetreiber bewahren vollständige, transparente Aufzeichnungen über alle in Anhang IV aufgeführten 
Daten und Belege mindestens 10 Jahre lang ab dem Tag der Einreichung des Antrags auf kostenlose Zuteilung auf. Der 
Anlagenbetreiber stellt der zuständigen Behörde und der Prüfstelle diese Daten und Belege auf Verlangen zur Verfügung. 

Artikel 8 

Inhalt und Übermittlung des Plans zur Überwachungsmethodik 

1. Ein Anlagenbetreiber, der einen Antrag auf kostenlose Zuteilung gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b und 
Artikel 5 Absatz 2 stellt, erstellt einen Plan zur Überwachungsmethodik, der insbesondere eine Beschreibung der Anlage 
und ihrer Anlagenteile sowie der Produktionsprozesse und eine ausführliche Beschreibung der Überwachungsmethoden 
und Datenquellen enthält. Der Plan zur Überwachungsmethodik umfasst eine ausführliche, vollständige und transparente 
Dokumentation aller maßgeblichen Phasen der Datenerhebung und enthält mindestens die in Anhang VI aufgeführten 
Angaben. 

2. Für jeden in Anhang IV aufgeführten Parameter wählt der Anlagenbetreiber eine Überwachungsmethode auf der 
Grundlage der in Artikel 7 festgelegten Grundsätze und der in Anhang VII genannten Überwachungsanforderungen. Auf 
der Grundlage der Risikobewertung gemäß Artikel 11 Absatz 1 und den Kontrollverfahren gemäß Artikel 11 Absatz 2 
entscheidet sich der Anlagenbetreiber bei der Auswahl der Überwachungsmethoden für diejenigen, die die verlässlichsten 
Ergebnisse erzielen, die Risiken von Datenlücken minimieren und am wenigsten anfällig für inhärente Risiken, 
einschließlich Kontrollrisiken, sind. Die ausgewählte Methode wird im Plan zur Überwachungsmethodik dokumentiert. 

3. Wird in Anhang VI auf ein Verfahren Bezug genommen, so wird dieses Verfahren vom Anlagenbetreiber für die 
Zwecke des Artikels 12 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 gesondert vom Plan zur Überwachungsmethodik 
eingeführt, dokumentiert, angewandt und aufrechterhalten. Der Anlagenbetreiber stellt der zuständigen Behörde auf 
Verlangen alle Aufzeichnungen über die Verfahren zur Verfügung. 

4. Der Anlagenbetreiber legt der zuständigen Behörde den Plan zur Überwachungsmethodik bis zu dem gemäß 
Artikel 4 Absatz 1 festgelegten Datum zur Genehmigung vor. Die Mitgliedstaaten können eine kürzere Einreichungsfrist 
für den Plan zur Überwachungsmethodik festsetzen und verlangen, dass die zuständige Behörde den Plan zur 
Überwachungsmethodik vor Einreichung eines Antrags auf kostenlose Zuteilung genehmigt. 

5. Stellt ein Anlagenbetreiber einen Antrag auf kostenlose Zuteilung und hat für einen früheren Zuteilungszeitraum 
auf diese verzichtet, so reicht der Anlagenbetreiber den Plan zur Überwachungsmethodik mindestens sechs Monate vor 
der Einreichungsfrist für Anträge gemäß Artikel 4 Absatz 1 zur Genehmigung ein. 

Artikel 9 

Änderungen des Plans zur Überwachungsmethodik 

1. Der Anlagenbetreiber überprüft regelmäßig, ob der Plan der Überwachungsmethodik der Art und Funktionsweise 
der Anlage entspricht und ob er verbessert werden kann. Zu diesem Zweck berücksichtigt der Anlagenbetreiber etwaige 
Empfehlungen für Verbesserungen im entsprechenden Prüfbericht. 

2. Der Anlagenbetreiber ändert den Plan zur Überwachungsmethodik, wenn 

a)  aufgrund der Durchführung neuer Tätigkeiten oder aufgrund der Verwendung neuer Brennstoffe oder Materialien, die 
im Plan zur Überwachungsmethodik noch nicht enthalten sind, neue Emissionen oder Aktivitätsraten auftreten; 

b)  die Verwendung neuer Messinstrumente, neuer Probenahme- oder Analysemethoden, neuer Datenquellen oder andere 
Faktoren zu einer höheren Genauigkeit bei der Festlegung der gemeldeten Daten führt; 
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c)  sich herausgestellt hat, dass aus der bislang angewendeten Überwachungsmethodik resultierende Daten nicht korrekt 
sind; 

d)  der Plan zur Überwachungsmethodik nicht oder nicht mehr die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt; 

e)  in einem Prüfbericht enthaltene Empfehlungen für Verbesserungen des Plans zur Überwachungsmethodik umgesetzt 
werden müssen. 

3. Der Anlagenbetreiber teilt der zuständigen Behörde beabsichtigte Änderungen des Plans zur Überwachungs­
methodik umgehend mit. Ein Mitgliedstaat kann dem Anlagenbetreiber jedoch einräumen, beabsichtigte Änderungen des 
Plans zur Überwachungsmethodik, die nicht wesentlich im Sinne von Absatz 5 sind, bis zum 31. Dezember desselben 
Jahres oder bis zu einem vom Mitgliedstaat festgelegten anderen Zeitpunkt mitzuteilen. 

4. Jede wesentliche Änderung des Plans zur Überwachungsmethodik im Sinne von Absatz 5 muss von der 
zuständigen Behörde genehmigt werden. Wenn die zuständige Behörde der Auffassung ist, dass eine vom 
Anlagenbetreiber als wesentlich mitgeteilte Änderung nicht wesentlich ist, teilt sie die dem Anlagenbetreiber mit. 

5. Folgende Änderungen des Plans zur Überwachungsmethodik einer Anlage gelten als wesentlich: 

a)  Änderungen, die sich aus Änderungen an der Anlage, insbesondere neue Anlagenteile, oder aus Änderungen der 
Grenzen bestehender Anlagenteile oder der Schließung von Anlagenteilen ergeben; 

b)  ein Wechsel von einer der in Anhang VII Abschnitte 4.4 bis 4.6. festgelegten Überwachungsmethodik zu einer 
anderen Überwachungsmethodik gemäß diesen Abschnitten; 

c)  eine Änderung der im Plan zur Überwachungsmethodik festgesetzten Standardwerte oder Schätzmethoden; 

d)  Änderungen, die die zuständige Behörde verlangt, damit sichergestellt ist, dass der Plan zur Überwachungsmethodik 
die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. 

6. Der Anlagenbetreiber führt Aufzeichnungen über sämtliche Änderungen des Plans zur Überwachungsmethodik. In 
jeder Aufzeichnung ist Folgendes enthalten: 

a)  eine transparente Beschreibung der Änderung; 

b)  eine Begründung der Änderung; 

c)  der Zeitpunkt der Übermittlung der beabsichtigten Änderung an die zuständige Behörde; 

d)  gegebenenfalls das Datum, an dem die zuständige Behörde den Empfang der Mitteilung gemäß Absatz 3 bestätigt und 
das Datum der Genehmigung bzw. der Mitteilung gemäß Absatz 4; 

e)  das Datum des Beginns der Durchführung des geänderten Plans zur Überwachungsmethodik. 

Artikel 10 

Aufgliederung in Anlagenteile 

1. Für die Zwecke der Datenübermittlung und der Überwachung gliedert der Anlagenbetreiber jede Anlage, die für die 
kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten gemäß Artikel 10a der Richtlinie 2003/87/EG infrage kommt, in 
Anlagenteile auf. Zu diesem Zweck werden die Inputs, Outputs und Emissionen der Anlage einem oder mehreren 
Anlagenteilen zugeordnet, indem gegebenenfalls eine Methode zur Quantifizierung bestimmter Anteile der 
entsprechenden Inputs, Outputs und Emissionen, die einzelnen Anlagenteilen zuzuordnen sind, festgelegt wird. 

2. Für die Zuordnung der Inputs, Outputs und Emissionen der Anlage zu Anlagenteilen führt der Anlagenbetreiber 
folgende Schritte in absteigender Reihenfolge durch: 

a)  Wird eines der für eine Produkt-Benchmark gemäß Anhang I spezifizierten Produkte in der Anlage produziert, so 
ordnet der Anlagenbetreiber die damit verbundenen Inputs, Outputs und Emissionen gegebenenfalls unter 
Anwendung der Bestimmungen gemäß Anhang VII den Anlagenteilen mit Produkt-Benchmark zu. 

b)  In der Anlage relevante Inputs, Outputs und Emissionen, die für Anlagenteile mit Wärme-Benchmark oder 
Fernwärmeanlagenteile, nicht jedoch für die Anlagenteile gemäß Buchstabe a infrage kommen, ordnet der 
Anlagenbetreiber unter Anwendung der Bestimmungen gemäß Anhang VII entsprechend entweder Anlagenteilen mit 
Wärme-Benchmark oder Fernwärmeanlagenteilen zu. 
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c)  In der Anlage relevante Inputs, Outputs und Emissionen, die für Anlagenteile mit Brennstoff-Benchmark, nicht jedoch 
für Anlagenteile gemäß Buchstabe a oder b infrage kommen, ordnet der Anlagenbetreiber unter Anwendung der 
Bestimmungen gemäß Anhang VII entsprechend Anlagenteilen mit Brennstoff-Benchmark zu. 

d)  In der Anlage relevante Inputs, Outputs und Emissionen, die für Anlagenteile mit Prozessemissionen, nicht jedoch für 
Anlagenteile gemäß Buchstabe a, b oder c infrage kommen, ordnet der Anlagenbetreiber unter Anwendung der 
Bestimmungen gemäß Anhang VII entsprechend Anlagenteilen mit Prozessemissionen zu. 

3. Bei Anlagenteilen mit Wärme-Benchmark, Anlagenteilen mit Brennstoff-Benchmark und Anlagenteilen mit 
Prozessemissionen bestimmt der Anlagenbetreiber anhand von NACE- oder PRODCOM-Codes zweifelsfrei, ob der 
jeweilige Prozess einen Sektor oder einen Teilsektor betrifft, von dem angenommen wird, dass er einem gemäß 
Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko einer Verlagerung von CO2-Emissionen 
ausgesetzt ist. Ferner unterscheidet der Anlagenbetreiber die Menge messbarer Wärme, die für Fernwärmezwecke 
exportiert wird, von der messbaren Wärme, die keinem Sektor oder Teilsektor dient, von dem angenommen wird, dass 
er einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko der Verlagerung von 
CO2-Emissionen ausgesetzt ist. 

Betreffen mindestens 95 % der Aktivitätsrate der Anlagenteile mit Wärme-Benchmark, der Anlagenteile mit Brennstoff- 
Benchmark oder der Anlagenteile mit Prozessemissionen Sektoren oder Teilsektoren, von denen angenommen wird, dass 
sie einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko einer Verlagerung von 
CO2-Emissionen ausgesetzt sind, oder betreffen mindestens 95 % der Aktivitätsrate der Anlagenteile mit Wärme- 
Benchmark, der Anlagenteile mit Brennstoff-Benchmark oder der Anlagenteile mit Prozessemissionen Sektoren oder 
Teilsektoren, von denen nicht angenommen wird, dass sie einem erheblichen Risiko einer Verlagerung von CO2- 
Emissionen ausgesetzt sind, so ist der Anlagenbetreiber von der Verpflichtung zur Vorlage von Daten befreit, anhand 
deren nach dem Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen differenziert werden kann. 

Sind mindestens 95 % der Aktivitätsrate der Fernwärmeanlagenteile oder der Anlagenteile mit Wärme-Benchmark einem 
dieser Anlagenteile zuzuordnen, so kann der Anlagenbetreiber die Gesamtaktivitätsrate dieser Anlagenteile dem 
Anlagenteil mit der höchsten Aktivitätsrate zuordnen. 

4. Hat eine EU-EHS-Anlage messbare Wärme erzeugt und an eine nicht unter das EU-EHS fallende Anlage oder 
andere Einrichtung exportiert, so geht der Anlagenbetreiber davon aus, dass der maßgebliche Wärmeprozess des 
Anlagenteils mit Wärme-Benchmark keinen Sektor oder Teilsektor betrifft, von dem angenommen wird, dass er einem 
gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko der Verlagerung von CO2- 
Emissionen ausgesetzt ist, es sei denn, der zuständigen Behörde wurde durch den Anlagenbetreiber glaubhaft 
nachgewiesen, dass die messbare Wärme in einem Sektor oder Teilsektor verbraucht wird, von dem angenommen wird, 
dass er einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko der Verlagerung 
von CO2-Emissionen ausgesetzt ist. 

Um die messbare Wärme zu unterscheiden, die einem Fernwärmeanlagenteil zuzuordnen ist, weist der Anlagenbetreiber 
der zuständigen Behörde glaubhaft nach, dass die messbare Wärme für Fernwärmezwecke exportiert wird. 

5. Bei der Unterscheidung gemäß den Absätzen 1 und 2 stellt der Anlagenbetreiber Folgendes sicher: 

a)  alle physischen Produkte der Anlage werden ohne Auslassung oder Doppelzählung einem Anlagenteil zugeordnet; 

b)  die Menge aller Stoffströme und Emissionen der Anlage, die in dem gemäß der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 
genehmigten Monitoringkonzept der Anlage aufgeführt sind, wird ohne Auslassung oder Doppelzählung zu 100 % 
Anlagenteilen zugeordnet, es sei denn, sie beziehen sich auf einen Prozess, der nicht für eine kostenlose Zuteilung 
infrage kommt, wie beispielsweise die Stromerzeugung in der Anlage, das Abfackeln (ausgenommen Sicherheitsab­
fackelung), das nicht unter einen Anlagenteil mit Produkt-Benchmark fällt, oder die Erzeugung messbarer Wärme, die 
in andere EU-EHS-Anlagen exportiert wird; 

c)  die für eine kostenlose Zuteilung infrage kommende Menge messbarer Nettowärme, die in der Anlage erzeugt wird 
oder von der Anlage importiert oder exportiert wird, und die Mengen, die zwischen Anlagenteilen weitergeleitet 
werden, ohne Auslassung oder Doppelzählung zu 100 % Anlagenteilen zugeordnet werden; 

d)  für die gesamte messbare Wärme, die durch Anlagenteile erzeugt, importiert oder exportiert wurde, wird 
aufgezeichnet, ob die messbare Wärme in einem Verbrennungsprozess innerhalb einer EU-EHS-Anlage erzeugt, aus 
anderen Wärmeerzeugungsverfahren importiert oder aus anderen nicht unter das EU-EHS fallenden Einrichtungen 
importiert wurde; 

e)  wird in der Anlage Strom erzeugt, so werden die in Anlagenteilen mit Produkt-Benchmark erzeugten Mengen diesen 
Anlagenteilen ohne Auslassung oder Doppelzählung zugeordnet; 

f)  für jeden Anlagenteil mit Produkt-Benchmark, für den gemäß Anhang I Abschnitt 2 die Austauschbarkeit von 
Brennstoffen und Strom relevant ist, wird die maßgebliche Menge an verbrauchtem Strom getrennt ermittelt und 
zugeordnet; 
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g)  hat ein Anlagenteil Outputs von kohlenstoffhaltigen Materialen in Form von exportierten Brennstoffen, Produkten, 
Nebenprodukten, Ausgangsstoffen für andere Anlagenteile oder Anlagen oder Restgasen, so werden diese Outputs 
ohne Auslassung oder Doppelzählung Anlagenteilen zugeordnet, sofern sie nicht unter Buchstabe b fallen; 

h)  CO2-Emissionen, die außerhalb der Systemgrenzen eines Anlagenteils mit Produkt-Benchmark auftreten und von 
einem in Artikel 2 Absatz 10 Buchstaben a bis f genannten Prozesses verursacht werden, werden einem Anlagenteil 
mit Prozessemissionen zugeordnet, soweit der zuständigen Behörde glaubhaft nachgewiesen werden kann, dass diese 
Emissionen direkt und unmittelbar aus einem der unter Artikel 2 Absatz 10 genannten Prozesse resultieren und nicht 
auf die anschließende Oxidation unvollständig oxidierten Kohlenstoffs in gasförmigem Zustand unter Standardbe­
dingungen zurückgehen; 

i)  wenn CO2-Emissionen aus der Verbrennung von Restgasen, die nicht dem Zweck der Erzeugung messbarer Wärme, 
nicht messbarer Wärme oder Strom dient, außerhalb der Systemgrenzen eines Anlagenteils mit Produkt-Benchmark 
auftreten und von einem in Artikel 2 Absatz 10 Buchstaben a bis f genannten Prozess verursacht werden, gelten 
75 % der Menge des Kohlenstoffgehalts des Restgases als in CO2 umgewandelt und werden einem Anlagenteil mit 
Prozessemissionen zugeordnet; 

j)  Produkte eines Produktionsprozesses, die in denselben Produktionsprozess zurückgeführt werden, werden zur 
Vermeidung von Doppelzählungen gegebenenfalls gemäß den in Anhang I aufgeführten Produktdefinitionen von den 
jährlichen Aktivitätsraten abgezogen; 

k)  wird messbare Wärme aus Prozessen rückgewonnen, die unter einen Anlagenteil mit Brennstoff-Benchmark fallen, 
wird die entsprechende Menge messbarer Nettowärme, dividiert durch einen Referenzwirkungsgrad von 90 %, zur 
Vermeidung von Doppelzählungen vom Brennstoff-Input abgezogen. Die Rückgewinnung von Wärme aus Prozessen, 
die von einem Anlagenteil mit Prozessemissionen abgedeckt werden, wird in gleicher Weise behandelt. 

Artikel 11 

Kontrollsystem 

1. Der Anlagenbetreiber muss Risikoquellen für Fehler im Datenfluss von den Primärdaten bis zu den endgültigen 
Daten im Bezugsdatenbericht ermitteln und ein effizientes Kontrollsystem einführen, dokumentieren, anwenden und 
aufrechterhalten, um sicherzustellen, dass aus Datenflussaktivitäten resultierende Berichte keine Falschangaben enthalten 
und dem Plan zur Überwachungsmethodik und den Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen. 

Der Anlagenbetreiber stellt der zuständigen Behörde die Risikobewertung gemäß Unterabsatz 1 auf Verlangen zur 
Verfügung. Der Anlagenbetreiber stellt sie außerdem zu Prüfzwecken zur Verfügung. 

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 Unterabsatz 1 muss der Anlagenbetreiber schriftliche Verfahren für Datenfluss- und 
Kontrollaktivitäten einführen, dokumentieren, anwenden und aufrechterhalten und gemäß Artikel 8 Absatz 3 im Plan 
zur Überwachungsmethodik auf diese Verfahren verweisen. 

3. Kontrollaktivitäten gemäß Absatz 2 umfassen gegebenenfalls 

a)  die Qualitätssicherung der entsprechenden Messeinrichtungen; 

b)  die Qualitätssicherung der Informationstechnologiesysteme, die gewährleistet, dass die entsprechenden Systeme auf 
eine Weise entwickelt, dokumentiert, erprobt, umgesetzt, kontrolliert und gepflegt werden, die die Verarbeitung 
zuverlässiger, genauer und aktueller Daten im Einklang mit den nach Absatz 1 ermittelten Risiken sicherstellt; 

c)  die Aufgabentrennung bei den Datenfluss- und Kontrollaktivitäten sowie die Verwaltung der erforderlichen 
Kompetenzen 

d)  interne Überprüfungen und Validierung von Daten; 

e)  Berichtigungen und Korrekturmaßnahmen; 

f)  die Kontrolle von ausgelagerten Prozessen; 

g)  das Führen von Aufzeichnungen und die Dokumentation, einschließlich der Verwaltung von Dokumentenversionen. 

4. Für die Zwecke von Absatz 3 Buchstabe a trägt der Anlagenbetreiber dafür Sorge, dass alle maßgeblichen 
Messeinrichtungen auch vor ihrer Verwendung in einer den festgestellten Risiken angemessenen Weise in regelmäßigen 
Abständen kalibriert, justiert und kontrolliert sowie anhand von Messstandards geprüft werden, die — soweit 
vorhanden — auf international anerkannte Messstandards zurückgeführt werden können. 
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Können bestimmte Teile der Messsysteme nicht kalibriert werden, so führt der Anlagenbetreiber diese Teile im Plan zur 
Überwachungsmethodik auf und schlägt alternative Kontrollaktivitäten vor. 

Stellt sich heraus, dass die Einrichtungen die geforderte Leistung nicht erbringen, so trifft der Anlagenbetreiber 
unverzüglich die erforderlichen Abhilfemaßnahmen. 

5. Für die Zwecke des Absatzes 3 Buchstabe d überprüft und validiert der Anlagenbetreiber Daten aus den Datenflus­
saktivitäten gemäß Absatz 2. 

Eine solche Datenüberprüfung und -validierung umfasst 

a)  eine Prüfung der Vollständigkeit der Daten; 

b)  einen Vergleich der Daten, die der Anlagenbetreiber während des vorangegangenen Bezugszeitraums bestimmt hat, 
und vor allem Kohärenzkontrollen auf der Grundlage von Zeitreihen der Treibhausgaseffizienz jedes Anlagenteils; 

c)  einen Vergleich der Daten und Werte aus verschiedenen operationellen Datenerhebungssystemen, insbesondere für 
Produktionsprotokolle, Verkaufszahlen und Lagerbestände von Produkten, auf die sich die Produkt-Benchmarks 
beziehen; 

d)  Vergleiche und Vollständigkeitsüberprüfungen von Daten auf der Ebene der Anlagen und Anlagenteile, um 
sicherzustellen, dass die Anforderungen gemäß Artikel 10 Absatz 5 erfüllt sind. 

6. Für die Zwecke des Absatzes 3 Buchstabe e stellt der Anlagenbetreiber sicher, dass Abhilfemaßnahmen ergriffen 
werden und betroffene Daten umgehend korrigiert werden, wenn Datenfluss- oder Kontrollaktivitäten nicht wirksam 
funktionieren oder die in der Dokumentation der Verfahren für diese Aktivitäten festgelegten Bestimmungen nicht 
eingehalten werden. 

7. Lagert der Anlagenbetreiber eine oder mehrere der Datenfluss- bzw. Kontrollaktivitäten gemäß Absatz 1 aus, so 
trifft er für die Zwecke des Absatzes 3 Buchstabe f alle nachstehenden Maßnahmen: 

a)  Prüfung der Qualität der ausgelagerten Datenflussaktivitäten und Kontrollaktivitäten im Einklang mit dieser 
Verordnung; 

b)  Festlegung geeigneter Anforderungen an die Ergebnisse der ausgelagerten Prozesse sowie an die in diesen Prozessen 
angewendeten Methoden; 

c)  Prüfung der Qualität der Ergebnisse und Methoden gemäß Buchstabe b; 

d)  Gewährleistung, dass die ausgelagerten Aktivitäten so durchgeführt werden, dass auf die in der Risikobewertung 
gemäß Absatz 1 identifizierten inhärenten Risiken und Kontrollrisiken reagiert wird. 

8. Der Anlagenbetreiber überwacht die Wirksamkeit des Kontrollsystems unter anderem durch interne 
Überprüfungen und Berücksichtigung der Feststellungen der Prüfstelle während der Prüfung der Berichte für die Zwecke 
des Artikels 4 Absatz 2. 

Sollte der Anlagenbetreiber feststellen, dass das Kontrollsystem unwirksam oder den identifizierten Risiken nicht 
angemessen ist, so bemüht er sich, das Kontrollsystem zu verbessern sowie den Plan zur Überwachungsmethodik oder 
gegebenenfalls die ihm zugrunde liegenden schriftlichen Verfahren für Datenflussaktivitäten, Risikobewertungen und 
Kontrollaktivitäten zu aktualisieren. 

Artikel 12 

Datenlücken 

1. Ist es aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, den von der zuständigen Behörde genehmigten Plan 
zur Überwachungsmethodik anzuwenden, so wendet der Anlagenbetreiber entweder im Einklang mit Artikel 10 
Absatz 5 eine Methode auf der Grundlage der alternativen Datenquellen, die im Plan zur Überwachungsmethodik zum 
Zweck von Bestätigungsprüfungen aufgeführt sind, oder, wenn eine solche Alternativen im Plan zur Überwachungs­
methodik nicht vorgesehen ist, eine alternative Methode, die nach Maßgabe der allgemeinen Datenquellen und ihrer 
Hierarchie gemäß Anhang VII Abschnitt 4 die höchste Genauigkeit bietet, oder einen konservativen Schätzansatz an, bis 
die Bedingungen für die Anwendung des genehmigten Plans zur Überwachungsmethodik wiederhergestellt wurden. 

Der Anlagenbetreiber trifft alle erforderlichen Vorkehrungen, um eine zügige Anwendung des genehmigten Plans zur 
Überwachungsmethodik zu erreichen. 

2. Fehlen für den Bezugsdatenbericht relevante Daten, für die der Plan zur Überwachungsmethodik keine alternativen 
Überwachungsmethoden oder alternativen Datenquellen für Bestätigungsdaten oder zur Schließung der Datenlücke 
vorsieht, so verwendet der Anlagenbetreiber eine geeignete Schätzmethode zur Bestimmung konservativer Ersatzdaten 
für den betreffenden Zeitraum und den fehlenden Parameter, insbesondere auf der Grundlage bewährter Branchenpraxis 
sowie aktueller wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse, und gibt in einem Anhang zum Bezugsdatenbericht eine 
angemessene Begründung für die Datenlücke und die Verwendung dieser Methoden an. 
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3. Wird gemäß Absatz 1 vorübergehend vom genehmigten Plan zur Überwachungsmethodik abgewichen oder fehlen 
Daten, die für den Bericht gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a oder Artikel 5 Absatz 2 relevant sind, so stellt der 
Anlagenbetreiber umgehend ein schriftliches Verfahren zur künftigen Vermeidung derartiger Datenlücken auf und ändert 
den Plan zur Überwachungsmethodik im Einklang mit Artikel 9 Absatz 3. Ferner bewertet der Anlagenbetreiber, ob und 
inwiefern die Kontrollaktivitäten gemäß Artikel 11 Absatz 3 aktualisiert werden müssen und ändert gegebenenfalls diese 
Kontrollaktivitäten und die relevanten schriftlichen Verfahren. 

Artikel 13 

Verwendung elektronischer Vorlagen 

Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass die Anlagenbetreiber und Prüfstellen für die Übermittlung der Bezugsda­
tenberichte, des Plans zur Überwachungsmethodik und der Prüfberichte gemäß Artikel 4 Absatz 2 sowie für die 
Übermittlung der Berichte neuer Marktteilnehmer, der Pläne zur Überwachungsmethodik und der Prüfberichte gemäß 
Artikel 5 Absatz 2 elektronische Vorlagen oder spezifische Dateiformate verwenden müssen. 

KAPITEL III 

Zuteilungsregeln 

Artikel 14 

Nationale Umsetzungsmaßnahmen 

1. In dem Verzeichnis gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG, das der Kommission unter Verwendung 
einer von ihr zur Verfügung gestellten elektronischen Vorlage übermittelt wird, sind alle Stromerzeuger, kleine Anlagen, 
die gemäß Artikel 27 und 27a der Richtlinie 2003/87/EG aus dem EU-EHS ausgeschlossen werden können, sowie 
Anlagen, die gemäß Artikel 24 der Richtlinie in das EU-EHS einbezogen werden, aufgeführt. 

2. Das Verzeichnis gemäß Absatz 1 enthält für jede Bestandsanlage, für die ein Antrag auf kostenlose Zuteilung 
gestellt wird, die folgenden Angaben: 

a) Angaben zur Identifizierung der Anlage und ihrer Grenzen in Form des Kenncodes der Anlage im Transaktions­
protokoll der Europäischen Union (EUTL); 

b)  Angaben zu den Tätigkeiten und zur Berechtigung zur kostenlosen Zuteilung; 

c)  Angaben zur Identifizierung jedes Anlagenteils einer Anlage; 

d)  für jeden Anlagenteil die jährliche Aktivitätsrate und die jährlichen Emissionen in jedem Jahr des betreffenden 
Bezugszeitraums; 

e)  für jeden Anlagenteil Angaben dazu, ob er einen Sektor oder Teilsektor betrifft, von dem angenommen wird, dass er 
einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko einer Verlagerung von 
CO2-Emissionen ausgesetzt ist, gegebenenfalls einschließlich der PRODCOM-Codes der erzeugten Produkte; 

f)  für jeden Anlagenteil die gemäß Anhang IV übermittelten Daten. 

3. Nach Erhalt des Verzeichnisses gemäß Absatz 1 prüft die Kommission den Eintrag jeder einzelnen Anlage im 
Verzeichnis und die jeweils übermittelten Daten gemäß Absatz 2. 

4. Sofern die Kommission den Eintrag einer Anlage im Verzeichnis nicht ablehnt, werden die Daten für die 
Berechnung der angepassten Benchmarkwerte gemäß Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG herangezogen. 

5. Die Mitgliedstaaten legen die vorläufige jährliche Zahl der je Anlage kostenlos zuzuteilenden Zertifikate anhand der 
gemäß Artikel 16 Absätze 2 bis 7 und Artikel 19 bis 22 bestimmten, angepassten Benchmarkwerte für den betreffenden 
Zuteilungszeitraum fest und teilen diese mit. 

6. Nach Übermittlung der vorläufigen jährlichen Zahl kostenlos zuzuteilender Zertifikate für den betreffenden 
Zuteilungszeitraum legt die Kommission gegebenenfalls den Faktor gemäß Artikel 10a Absatz 5 der Richtlinie 
2003/87/EG fest, indem sie die Summe der vorläufigen jährlichen Zahl der Zertifikate, die in dem betreffenden 
Zuteilungszeitraum unter Anwendung der Faktoren gemäß Anhang V dieser Verordnung Anlagen in jedem Jahr 
zuzuteilen ist, mit der jährlichen Zahl der Zertifikate vergleicht, die gemäß Artikel 10a Absätze 5 und 5a der Richtlinie 
2003/87/EG für Anlagen berechnet wird, wobei der maßgebliche Anteil der jährlich EU-weit vergebenen Gesamtmenge 
gemäß Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 10a Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG einbezogen wird. Bei der Festlegung 
werden gegebenenfalls Einbeziehungen gemäß Artikel 24 und Ausschlüsse gemäß Artikel 27 und 27a der Richtlinie 
2003/87/EG berücksichtigt. 
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7. Sobald der Faktor gemäß Artikel 10a Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG festgelegt wurde, legen die 
Mitgliedstaaten im Einklang mit Artikel 16 Absatz 8 die endgültige jährliche Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissions­
zertifikate für jedes Jahr des betreffenden Zuteilungszeitraums fest und übermitteln sie der Kommission. 

8. Die Mitgliedstaaten stellen der Kommission die gemäß Artikel 4 Absatz 2 erhaltenen Berichte auf Verlangen zur 
Verfügung. 

Artikel 15 

Historische Aktivitätsrate für Bestandsanlagen 

1. Die Mitgliedstaaten bewerten die gemäß Artikel 4 Absatz 2 eingereichten Bezugsdatenberichte und Prüfberichte, 
um die Konformität mit den Anforderungen dieser Verordnung zu gewährleisten. Die zuständige Behörde verlangt 
gegebenenfalls von den Anlagenbetreibern, Nichtkonformitäten oder Fehler zu berichtigen, die sich auf die Festlegung 
der historischen Aktivitätsraten auswirken. Die zuständige Behörde kann Anlagenbetreiber auffordern, zusätzlich zu den 
zur Verfügung zu stellenden Informationen und Unterlagen gemäß Artikel 4 Absatz 2 weitere Daten zu übermitteln. 

2. Auf der Grundlage der bewerteten Bezugsdatenberichte und Prüfberichte legen die Mitgliedstaaten die historischen 
Aktivitätsraten jedes Anlagenteils und jeder Anlage für den entsprechenden Bezugszeitraum fest. Die Mitgliedstaaten 
können nur dann beschließen, historische Aktivitätsraten festzulegen, wenn die Daten zu einer Anlage mit zufriedenstel­
lendem Ergebnis geprüft wurden oder wenn zu ihrer Zufriedenheit nachgewiesen wurde, dass die Datenlücken, auf die 
sich das Gutachten der Prüfstelle stützt, außergewöhnlichen und unvorhersehbaren Umständen zuzuschreiben sind, die 
selbst mit gebührender Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können. 

3. Die produktbezogene historische Aktivitätsrate ist für jedes Produkt, für das gemäß Anhang I eine Produkt- 
Benchmark festgesetzt wurde, der arithmetische Mittelwert der historischen Produktion dieses Produktes in der 
betreffenden Anlage in jedem Jahr des Bezugszeitraums. 

4. Die wärmebezogene historische Aktivitätsrate ist der als Terajoule/Jahr angegebene arithmetische Mittelwert des 
historischen jährlichen Imports messbarer Nettowärme aus einer EU-EHS-Anlage und/oder der Erzeugung messbarer 
Nettowärme während des Bezugszeitraums, soweit diese Wärme innerhalb der Anlagengrenzen für die Herstellung von 
Produkten, für die Erzeugung anderer als zur Stromerzeugung verwendeter mechanischer Energie, für die Heizung oder 
für die Kühlung, jedoch nicht zur Stromerzeugung, verbraucht oder an nicht unter das EU-EHS fallende Anlagen oder 
eine andere Einrichtung, jedoch nicht zur Stromerzeugung, exportiert wird. 

Die fernwärmebezogene historische Aktivitätsrate ist der als Terajoule/Jahr angegebene arithmetische Mittelwert des 
historischen jährlichen Imports messbarer Wärme aus einer EU-EHS-Anlage und/oder der Erzeugung messbarer Wärme 
während des Bezugszeitraums, soweit diese Wärme für Fernwärmezwecke exportiert wird. 

5. Die brennstoffbezogene historische Aktivitätsrate ist der als Terajoule/Jahr angegebene arithmetische Mittelwert des 
historischen jährlichen Verbrauchs an Brennstoffen zur Erzeugung nicht messbarer Wärme während des 
Bezugszeitraums, die für die Herstellung von Produkten, für die Erzeugung anderer als zur Stromerzeugung verwendeter 
mechanischer Energie, für die Heizung oder für die Kühlung, jedoch nicht zur Stromerzeugung, verbraucht wird, 
einschließlich der Erzeugung nicht messbarer Wärme durch Sicherheitsabfackelung. 

6. Bei Prozessemissionen, die während des Bezugszeitraums im Zusammenhang mit der Herstellung von Produkten in 
der betreffenden Anlage entstehen, bezieht sich die prozessbezogene historische Aktivitätsrate auf den als Tonnen CO2- 
Äquivalent angegebenen arithmetischen Mittelwert der historischen jährlichen Prozessemissionen. 

7. Zur Bestimmung der arithmetischen Mittelwerte gemäß den Absätzen 3 bis 6 werden nur die Kalenderjahre 
berücksichtigt, in denen die Anlage mindestens einen Tag lang in Betrieb war. 

War ein Anlagenteil während des maßgeblichen Bezugszeitraums weniger als zwei Kalenderjahre in Betrieb, so sind die 
historischen Aktivitätsraten die Aktivitätsraten des ersten Kalenderjahres des Betriebs nach Aufnahme des 
Normalbetriebs des Anlagenteils. 

War ein Anlagenteil während des Bezugszeitraums nach Aufnahme des Normalbetriebs kein ganzes Kalenderjahr in 
Betrieb, wird die historische Aktivitätsrate bestimmt, wenn der Bericht über die Aktivitätsrate nach dem ersten 
Kalenderjahr des Betriebs eingereicht wird. 

8. Abweichend von Absatz 3 bestimmen die Mitgliedstaaten die produktbezogene historische Aktivitätsrate für 
Produkte, auf die die Produkt-Benchmarks gemäß Anhang III Anwendung finden, auf Basis des arithmetischen 
Mittelwerts der historischen Jahresproduktion nach den im selben Anhang festgelegten Formeln. 
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Artikel 16 

Zuteilung auf Anlagenebene für Bestandsanlagen 

1. Hat der Betreiber einer Bestandsanlage einen gültigen Antrag auf kostenlose Zuteilung gemäß Artikel 4 gestellt, so 
berechnet der betreffende Mitgliedstaat auf der Grundlage der gemäß Artikel 14 erhobenen Daten für jedes Jahr die Zahl 
der Emissionszertifikate, die dieser Anlage ab dem Jahr 2021 kostenlos zuzuteilen ist. 

2. Zum Zwecke der Berechnung gemäß Absatz 1 bestimmen die Mitgliedstaaten zunächst die vorläufige jährliche 
Zahl der den einzelnen Anlagenteilen kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate, wobei die vorläufige jährliche Zahl 
der in einem gegebenen Jahr kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate 

a)  für Anlagenteile mit Produkt-Benchmark dem gemäß Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG festgelegten 
Wert dieser Produkt-Benchmark für den betreffenden Zuteilungszeitraum, multipliziert mit der maßgeblichen 
produktbezogenen historischen Aktivitätsrate, entsprechen muss; 

b)  für Anlagenteile mit Wärme-Benchmark dem gemäß Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG festgelegten 
Wert der Benchmark für messbare Wärme für den betreffenden Zuteilungszeitraum, multipliziert mit der 
wärmebezogenen historischen Aktivitätsrate für den Verbrauch oder den Export messbarer Wärme, ausgenommen 
Fernwärme, an nicht unter das EHS fallende Anlagen oder andere Einheiten entsprechen muss; 

c)  für Fernwärmeanlagenteile dem gemäß Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG festgelegten Wert der 
Benchmark für messbare Wärme für den betreffenden Zuteilungszeitraum, multipliziert mit der fernwärmebezogenen 
historischen Aktivitätsrate, entsprechen muss; 

d)  für Anlagenteile mit Brennstoff-Benchmark dem gemäß Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG festgelegten 
Wert der Brennstoff-Benchmark für den maßgeblichen Fünfjahreszeitraum, multipliziert mit der brennstoffbezogenen 
historischen Aktivitätsrate für den verbrauchten Brennstoff, entsprechen muss; 

e)  für Anlagenteile mit Prozessemissionen der prozessbezogenen historischen Aktivitätsrate, multipliziert mit 0,97, 
entsprechen muss. 

War ein Anlagenteil nach Aufnahme des Normalbetriebs während des Bezugszeitraums weniger als ein Kalenderjahr in 
Betrieb, wird die vorläufige Zuteilung für den betreffenden Zuteilungszeitraum festgelegt, nachdem die historische 
Aktivitätsrate gemeldet wurde. 

3. Zum Zwecke des Artikels 10b Absatz 4 der Richtlinie 2003/87/EG werden auf die vorläufige jährliche Zahl 
kostenlos zuzuteilender Emissionszertifikate, die für jeden Anlagenteil gemäß Absatz 2 dieses Artikels für das betreffende 
Jahr bestimmt werden, die in Anhang V dieser Verordnung festgelegten Faktoren angewandt, soweit die in diesen 
Anlagenteilen stattfindenden Prozesse Sektoren oder Teilsektoren betreffen, von denen angenommen wird, dass sie 
keinem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen Risiko der Verlagerung von CO2- 
Emissionen ausgesetzt sind. 

Abweichend von Unterabsatz 1 ist für Fernwärmeanlagenteile ein Faktor von 0,3 anzuwenden. 

4. Betreffen die in den Anlagenteilen gemäß Absatz 2 stattfindenden Prozesse Sektoren oder Teilsektoren, von denen 
angenommen wird, dass sie einem gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG ermittelten erheblichen 
Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen ausgesetzt sind, so ist der Faktor 1 anzuwenden. 

5. Die vorläufige jährliche Zahl der Emissionszertifikate, die kostenlos Anlagenteilen zuzuteilen sind, die messbare 
Wärme aus Anlagenteilen bezogen haben, die unter die Salpetersäure-Benchmark fallende Produkte herstellen, wird um 
den historischen Jahresverbrauch dieser Wärme während der maßgeblichen Bezugszeiträume, multipliziert mit dem 
gemäß Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG festgelegten Wert der Wärme-Benchmark für diese messbare 
Wärme für den betreffenden Zuteilungszeitraum, gekürzt. 

Ab dem Jahr 2026 wird die vorläufige jährliche Zahl der Emissionszertifikate, die Anlagenteilen mit Produkt-Benchmark 
für den betreffenden Zuteilungszeitraum kostenlos zuzuteilen sind, um die historischen Jahresemissionen aus dem 
Abfackeln von Restgasen — ausgenommen Sicherheitsabfackelung —, die nicht für die Zwecke der Erzeugung messbarer 
Wärme, nicht messbarer Wärme oder Strom verwendet werden, gekürzt. 

6. Die vorläufige jährliche Zahl der jeder Anlage kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate entspricht der Summe 
der gemäß den Absätzen 2 bis 5 berechneten vorläufigen jährlichen Zahl an Emissionszertifikaten, die allen 
Anlagenteilen kostenlos zuzuteilen sind. 
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Besteht eine Anlage aus Anlagenteilen, in denen Zell- oder Holzstoff (Kurzfaser-Sulfatzellstoff, Langfaser-Sulfatzellstoff, 
thermo-mechanischer Holzstoff und mechanischer Holzstoff, Sulfitzellstoff oder anderer, nicht unter eine Produkt- 
Benchmark fallender Zellstoff) hergestellt und aus denen messbare Wärme an andere technisch angeschlossene 
Anlagenteile exportiert wird, so wird für die Berechnung der vorläufigen Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszer­
tifikate — unbeschadet der vorläufigen jährlichen Zahl der anderen Anlagenteilen der betreffenden Anlage kostenlos 
zuzuteilenden Zertifikate — die vorläufige jährliche Zahl kostenlos zuzuteilender Emissionszertifikate nur insoweit 
berücksichtigt, als die von diesem Anlagenteil produzierten Zellstoffprodukte in den Verkehr gebracht und nicht in 
derselben Anlage oder in technisch angeschlossenen Anlagen zu Papier verarbeitet werden. 

7. Bei der Berechnung der vorläufigen jährlichen Zahl der den einzelnen Anlagen kostenlos zuzuteilenden Emissions­
zertifikate tragen die Mitgliedstaaten und die Anlagenbetreiber dafür Sorge, dass Emissionen oder Aktivitätsraten nicht 
doppelt gezählt werden und die Zuteilung nicht negativ ist. Insbesondere dürfen, wenn ein Zwischenprodukt, das 
entsprechend der Definition der jeweiligen Systemgrenzen gemäß Anhang I unter eine Produkt-Benchmark fällt, von 
einer Anlage importiert wird, die Emissionen bei der Berechnung der vorläufigen jährlichen Zahl der den beiden 
Anlagen kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate nicht doppelt gezählt werden. 

8. Die endgültige jährliche Zahl der jeder Bestandsanlage, ausgenommen Anlagen gemäß Artikel 10a Absatz 3 der 
Richtlinie 2003/87/EG, kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate entspricht der vorläufigen jährlichen Zahl der 
Emissionszertifikate, die jeder Anlage nach dem Verfahren von Absatz 6 des vorliegenden Artikels kostenlos zuzuteilen 
sind, multipliziert mit dem gemäß Artikel 14 Absatz 6 dieser Verordnung festgelegten Faktor. 

Für unter Artikel 10a Absatz 3 der Richtlinie 2003/87/EG fallende und für die Zuteilung kostenloser Emissionszertifikate 
infrage kommende Anlagen entspricht die endgültige jährliche Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate der 
vorläufigen jährlichen Zahl der Emissionszertifikate, die jeder Anlage nach dem Verfahren von Absatz 6 des vorliegenden 
Artikels kostenlos zuzuteilen sind, jährlich korrigiert durch den linearen Faktor gemäß Artikel 9 der Richtlinie 
2003/87/EG, wobei die vorläufige jährliche Zahl der der betreffenden Anlage für das Jahr 2013 kostenlos zuzuteilenden 
Emissionszertifikate als Bezugsgröße herangezogen wird, außer für Jahre, in denen diese Zuteilungen gemäß Artikel 10a 
Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG einheitlich angepasst werden. 

Abweichend von Unterabsatz 2 entspricht die endgültige jährliche Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate 
für jedes Jahr, in dem der Faktor gemäß Artikel 14 Absatz 6 für Anlagen gemäß Artikel 10a Absatz 3 der Richtlinie 
2003/87/EG, die für die Zuteilung kostenloser Emissionszertifikate infrage kommen, weniger als 100 % beträgt, der 
gemäß Absatz 6 des vorliegenden Artikels festgelegten vorläufigen jährlichen Zahl der jeder Anlage kostenlos 
zuzuteilenden Emissionszertifikate, die jährlich anhand des gemäß Artikel 14 Absatz 6 dieser Verordnung festgelegten 
Faktors berichtigt wird. 

9. Für die Berechnungen gemäß den Absätzen 1 bis 8 wird die Zahl der Zertifikate für Anlagenteile und Anlagen auf 
die nächste ganze Zahl gerundet. 

Artikel 17 

Historische Aktivitätsrate für neue Marktteilnehmer 

Die Mitgliedstaaten legen historische Aktivitätsraten für jeden neuen Marktteilnehmer und seine Anlagenteile wie folgt 
fest: 

a)  Die produktbezogene historische Aktivitätsrate entspricht bei jedem Produkt, für das gemäß Anhang I oder gemäß 
Artikel 24 der Richtlinie 2003/87/EG eine Produkt-Benchmark festgesetzt wurde, der im ersten Kalenderjahr nach 
Aufnahme des Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate für die Herstellung dieses Produktes in dem betreffenden 
Anlagenteil. 

b)  Die wärmebezogene historische Aktivitätsrate entspricht der im ersten Kalenderjahr nach Aufnahme des 
Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate für den Import messbarer Wärme aus einer EU-EHS-Anlage und/oder die 
Erzeugung messbarer Wärme, die innerhalb der Anlagengrenzen für die Herstellung von Produkten, die Erzeugung 
anderer als zur Stromerzeugung verwendeter mechanischer Energie, zur Heizung oder zur Kühlung, jedoch nicht zur 
Stromerzeugung, verbraucht oder die an eine nicht unter das EU-EHS fallende Anlage oder andere Einrichtung, 
jedoch nicht zur Stromerzeugung, exportiert wird. 

c)  Die fernwärmebezogene historische Aktivitätsrate entspricht der im ersten Kalenderjahr nach Aufnahme des 
Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate für den Import messbarer Wärme aus einer EU-EHS-Anlage und/oder für 
die Erzeugung messbarer Wärme, die für Fernwärmezwecke exportiert wird. 

d)  Die brennstoffbezogene historische Aktivitätsrate entspricht der im ersten Kalenderjahr nach Aufnahme des 
Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate für den Verbrauch von Brennstoffen zur Erzeugung nicht messbarer 
Wärme, die für die Herstellung von Produkten, die Erzeugung anderer als zur Stromerzeugung verwendeter 
mechanischer Energie, zur Heizung oder zur Kühlung der betreffenden Anlage, jedoch nicht zur Stromerzeugung, 
verbraucht wird, einschließlich der Erzeugung nicht messbarer Wärme durch Sicherheitsabfackelung. 
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e)  Die prozessemissionsbezogene Aktivitätsrate entspricht der im ersten Kalenderjahr nach Aufnahme des 
Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate der Prozesseinheit für die Produktion von Prozessemissionen. 

f)  Abweichend von Buchstabe a entspricht die produktbezogene historische Aktivitätsrate für Produkte, auf die die 
Produkt-Benchmarks gemäß Anhang III Anwendung finden, der im ersten Kalenderjahr nach Aufnahme des 
Normalbetriebs ermittelten Aktivitätsrate des betreffenden Anlagenteils für die Herstellung dieses Produkts nach den 
im selben Anhang festgelegten Formeln. 

Artikel 18 

Zuteilung an neue Marktteilnehmer 

1. Für die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten an neue Marktteilnehmer berechnen die Mitgliedstaaten die 
vorläufige jährliche Zahl der bei Aufnahme des Normalbetriebs der Anlage kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate 
wie folgt und für jeden Anlagenteil separat: 

a)  Für jeden Anlagenteil mit Produkt-Benchmark, jeden Anlagenteil mit Wärme-Benchmark und jeden Anlagenteil mit 
Brennstoff-Benchmark entspricht die vorläufige jährliche Zahl der für ein gegebenes Jahr kostenlos zuzuteilenden 
Emissionszertifikate dem Wert dieser Benchmark für den betreffenden Zeitraum, multipliziert mit der entsprechenden 
jährlichen Aktivitätsrate. 

b)  Für jeden Anlagenteil mit Prozessemissionen entspricht die vorläufige jährliche Zahl der für ein gegebenes Jahr 
kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate der prozessbezogenen historischen Aktivitätsrate, multipliziert mit 0,97. 

Für die Berechnung der vorläufigen jährlichen Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate für neue 
Marktteilnehmer gelten Artikel 16 Absätze 3, 4, 5 und 7 sinngemäß. 

2. Die vorläufige jährliche Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate für das Kalenderjahr der Aufnahme 
des Normalbetriebs entspricht dem Wert des anwendbaren Benchmarkwerts für jeden Anlagenteil, multipliziert mit der 
Aktivitätsrate dieses Jahres. 

3. Die vorläufige jährliche Zahl der jeder Anlage kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate entspricht der Summe 
der gemäß den Absätzen 1 und 2 berechneten vorläufigen jährlichen Zahl an Emissionszertifikaten, die allen 
Anlagenteilen kostenlos zuzuteilen sind. Artikel 16 Absatz 6 Unterabsatz 2 findet Anwendung. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission für jede Anlage die jährliche Zahl der neuen Marktteilnehmern 
kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate unverzüglich mit. 

Emissionszertifikate aus der gemäß Artikel 10a Absatz 7 der Richtlinie 2003/87/EG angelegten Reserve für neue 
Marktteilnehmer werden ab dem Datum des Eingangs dieser Mitteilung von der Kommission nach dem Windhund­
verfahren zugeteilt. 

Die Kommission kann die vorläufige jährliche Zahl der einer bestimmten Anlage kostenlos zuzuteilenden Emissionszer­
tifikate ablehnen. 

5. Die endgültige jährliche Zahl der kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate entspricht der gemäß den 
Absätzen 1 bis 4 berechneten vorläufigen jährlichen Zahl der jeder Anlage kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate, 
die jährlich um den in Artikel 9 der Richtlinie 2003/87/EG genannten linearen Faktor korrigiert wird, wobei die 
vorläufige jährliche Zahl der der betreffenden Anlage für das erste Jahr des betreffenden Zuteilungszeitraums kostenlos 
zuzuteilenden Emissionszertifikate als Bezugsgröße zugrunde gelegt wird. 

6. Für die Berechnungen gemäß den Absätzen 1 bis 5 wird die Zahl der Zertifikate für Anlagenteile und Anlagen auf 
die nächste ganze Zahl gerundet. 

Artikel 19 

Zuteilung für Steamcracken 

Abweichend von Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a entspricht die vorläufige 
jährliche Zahl Emissionszertifikate, die einem Anlagenteil mit Produkt-Benchmark für die Herstellung chemischer 
Wertprodukte (im Folgenden „CWP“) kostenlos zuzuteilen sind, dem mit der gemäß Anhang III bestimmten historischen 
Aktivitätsrate multiplizierten Wert der Produkt-Benchmark für das Steamcracken für den betreffenden Zuteilungs­
zeitraum, multipliziert mit dem Quotienten aus den in Tonnen CO2-Äquivalent angegebenen gesamten Direktemissionen, 
einschließlich der gemäß Artikel 22 Absatz 2 berechneten Emissionen aus dem Nettowärmeimport, während des 
Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des 
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Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a, und der Summe dieser gesamten Direktemissionen und der gemäß 
Artikel 22 Absatz 3 berechneten maßgeblichen indirekten Emissionen während des Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 
Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 
Buchstabe a. Dem Ergebnis dieser Berechnung hinzuzurechnen sind 1,78 Tonnen CO2 je Tonne Wasserstoff, multipliziert 
mit dem Mittelwert der in Tonnen Wasserstoff angegebenen historischen Produktion von Wasserstoff aus zusätzlichen 
Einsatzstoffen, 0,24 Tonnen CO2 je Tonne Ethen, multipliziert mit dem Mittelwert der in Tonnen Ethen angegebenen 
historischen Produktion von Ethen aus zusätzlichen Einsatzstoffen, und 0,16 Tonnen CO2 je Tonne CWP, multipliziert 
mit dem Mittelwert der in Tonnen CWP angegebenen historischen Produktion anderer chemischer Wertprodukte als 
Wasserstoff und Ethen aus zusätzlichen Einsatzstoffen. 

Artikel 20 

Zuteilung für Vinylchlorid-Monomer 

Abweichend von Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a entspricht die vorläufige 
jährliche Zahl Emissionszertifikate, die einem Anlagenteil für die Herstellung von Vinylchlorid-Monomer (im Folgenden 
„VCM“) kostenlos zuzuteilen sind, dem mit der historischen Aktivitätsrate der in Tonnen angegebenen VCM-Produktion 
multiplizierten Wert der VCM-Benchmark für den entsprechenden Zuteilungszeitraum, multipliziert mit dem Quotienten 
aus den in Tonnen CO2-Äquivalent angegebenen Direktemissionen aus der VCM-Herstellung, einschließlich der gemäß 
Artikel 22 Absatz 2 berechneten Emissionen aus dem Nettowärmeimport, während des Bezugszeitraums gemäß 
Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 
Buchstabe a, und der Summe dieser Direktemissionen und der in Tonnen CO2-Äquivalent angegebenen, auf Basis des in 
Terajoule (TJ) angegebenen historischen Wärmeverbrauchs aus der Wasserstoffverbrennung berechneten wasserstoff­
bezogenen Emissionen aus der VCM-Herstellung während des Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder 
gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a, 
multipliziert mit dem Wert der Wärme-Benchmark für den entsprechenden Zuteilungszeitraum. 

Artikel 21 

Wärmeflüsse zwischen Anlagen 

Umfasst ein Anlagenteil mit Produkt-Benchmark aus einer nicht unter das EU-EHS fallenden Anlage oder anderen 
Einrichtung importierte messbare Wärme, wird die gemäß Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe a oder gegebenenfalls 
Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a berechnete vorläufige jährliche Zahl der dem betreffenden Anlagenteil mit Produkt- 
Benchmark kostenlos zuzuteilenden Emissionszertifikate um die Wärmemenge gekürzt, die in dem betreffenden Jahr aus 
einer nicht unter das EU-EHS fallenden Anlage oder anderen Einrichtung historisch importiert wurde, multipliziert mit 
dem Wert der Wärme-Benchmark für messbare Wärme für den entsprechenden Zuteilungszeitraum. 

Artikel 22 

Austauschbarkeit von Brennstoff und Strom 

1. Für jeden Anlagenteil mit einer Produkt-Benchmark gemäß Anhang I Abschnitt 2, bei dem die Austauschbarkeit 
von Brennstoff und Strom berücksichtigt wird, entspricht die vorläufige jährliche Zahl kostenlos zuzuteilender Emissions­
zertifikate dem mit der produktbezogenen historischen Aktivitätsrate multiplizierten Wert der maßgeblichen Produkt- 
Benchmark für den entsprechenden Zuteilungszeitraum, multipliziert mit dem Quotienten aus den in Tonnen CO2- 
Äquivalent angegebenen gesamten Direktemissionen, einschließlich der gemäß Absatz 2 berechneten Emissionen aus 
dem Nettowärmeimport, während des Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten 
Kalenderjahres nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a, und der in Tonnen CO2-Äquivalent 
angegebenen Summe dieser gesamten Direktemissionen und der gemäß Absatz 3 berechneten, maßgeblichen indirekten 
Emissionen während des Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres 
nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a. 

2. Für die Berechnung der Emissionen aus dem Nettowärmeimport wird die für die Herstellung des betreffenden 
Produktes benötigte Menge messbarer Wärme, die während des Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 Absatz 2 oder 
gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 Buchstabe a aus EU-EHS- 
Anlagen importiert wurde, mit dem Wärme-Benchmarkwert für den entsprechenden Zuteilungszeitraum multipliziert. 

3. Für die Berechnung der indirekten Emissionen beziehen sich die maßgeblichen indirekten Emissionen auf den in 
Megawattstunden angegebenen maßgeblichen Stromverbrauch im Sinne der Definition der Prozesse und Emissionen 
gemäß Anhang I für die Herstellung des betreffenden Produktes während des Bezugszeitraums gemäß Artikel 15 
Absatz 2 oder gegebenenfalls des ersten Kalenderjahres nach Aufnahme des Normalbetriebs gemäß Artikel 17 
Buchstabe a, multipliziert mit 0,376 Tonnen CO2/Megawattstunde und ausgedrückt als Tonnen CO2. 
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Artikel 23 

Änderungen der Zuteilung an Anlagen 

1. Die Anlagenbetreiber teilen der zuständigen Behörde jede Änderung des Betriebs einer Anlage, die sich auf die 
Zuteilung an die Anlage auswirkt, mit. Die Mitgliedstaaten können eine Frist für diese Mitteilung festsetzen und die 
Verwendung elektronischer Vorlagen oder spezifischer Dateiformate vorschreiben. 

2. Nach Bewertung der sachdienlichen Angaben übermittelt die zuständige Behörde der Kommission alle 
sachdienlichen Angaben, einschließlich der geänderten jährlichen Zahl der Emissionszertifikate, die der betreffenden 
Anlage kostenlos zuzuteilen sind. 

Die zuständige Behörde übermittelt die sachdienlichen Angaben gemäß Unterabsatz 1 über ein von der Kommission 
betriebenes elektronisches System. 

3. Die Kommission kann die geänderte endgültige jährliche Zahl der dieser Anlage kostenlos zuzuteilenden Emissions­
zertifikate ablehnen. 

4. Die Kommission erlässt einen Beschluss auf der Grundlage der eingegangenen Mitteilung, informiert die betreffende 
zuständige Behörde und nimmt gegebenenfalls Änderungen in dem gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/87/EG 
eingerichtete Unionsregister und dem EU-Transaktionsprotokoll gemäß Artikel 20 der genannten Richtlinie vor. 

Artikel 24 

Verzicht auf die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten 

1. Ein Anlagenbetreiber, dem die kostenlose Zuteilung von Zertifikaten gewährt wurde, kann jederzeit in dem 
betreffenden Zuteilungszeitraum durch einen Antrag bei der zuständigen Behörde in Bezug auf alle oder auf bestimmte 
Anlagenteile darauf verzichten. 

2. Nach Bewertung der sachdienlichen Angaben übermittelt die zuständige Behörde der Kommission gemäß 
Artikel 23 Absatz 2 die geänderte endgültige jährliche Zahl der Emissionszertifikate, die der betreffenden Anlage 
kostenlos zugeteilt wird. 

Die geänderte Zuteilung betrifft die Kalenderjahre, die auf das Jahr der Antragstellung gemäß Absatz 1 folgen. 

3. Die Kommission erlässt einen Beschluss über den Verzicht und geht nach dem Verfahren gemäß Artikel 23 
Absatz 4 vor. 

4. Der Anlagenbetreiber ist nicht berechtigt, seinen Antrag gemäß Absatz 1 im selben Zuteilungszeitraum 
zurückzuziehen. 

Artikel 25 

Fusionen und Spaltungen 

1. Die Betreiber neuer Anlagen, die aus einer Fusion oder einer Spaltung hervorgegangen sind, übermitteln der 
zuständigen Behörde nach Bedarf folgende Angaben: 

a)  Namen, Anschriften und Kontaktdaten der Anlagenbetreiber der zuvor separaten oder einzigen Anlagen; 

b)  Namen, Anschriften und Kontaktdaten der Betreiber der neu gebildeten Anlagen; 

c)  gegebenenfalls eine ausführliche Beschreibung der Grenzen der betroffenen Anlagenteile; 

d)  die Genehmigungskennung und den Identifikationscode der neu gebildeten Anlage(n) im Unionsregister. 

2. Für aus Fusionen oder Spaltungen entstandene Anlagen werden den zuständigen Behörden die Berichte gemäß 
Artikel 4 Absatz 2 übermittelt. Handelte es sich bei den Anlagen vor der Fusion oder Spaltung um neue 
Marktteilnehmer, übermitteln die Anlagenbetreiber der zuständigen Behörde die Daten ab dem Zeitpunkt der Aufnahme 
des Normalbetriebs. 

3. Fusionen und Spaltungen von Anlagen, einschließlich Spaltungen innerhalb desselben Konzerns, werden von der 
zuständigen Behörde geprüft. Die zuständige Behörde teilt der Kommission den Wechsel der Anlagenbetreiber mit. 
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Auf Grundlage der gemäß Absatz 2 übermittelten Daten bestimmt die zuständige Behörde die historische Aktivitätsrate 
im Bezugszeitraum für jeden Anlagenteil jeder nach der Fusion oder Spaltung neu gebildeten Anlage. Wird ein 
Anlagenteil in zwei oder mehrere Anlagenteile aufgespaltet, so basiert die historische Aktivitätsrate und die Zuteilung an 
die Anlagenteile nach der Spaltung auf der historischen Aktivitätsrate im Bezugszeitraum der jeweiligen technischen 
Einheiten der Anlage vor der Spaltung. 

4. Auf der Grundlage der historischen Aktivitätsraten nach einer Fusion oder Spaltung entspricht die kostenlose 
Zuteilung von Zertifikaten an Anlagen nach einer Fusion oder Spaltung der Gesamtzahl kostenloser Zertifikate vor der 
Fusion oder Spaltung. 

5. Die Kommission überprüft jede Zuteilung von Zertifikaten an die Anlagen nach einer Fusion oder Spaltung und 
teilt der zuständigen Behörde die Ergebnisse dieser Prüfung mit. 

Artikel 26 

Einstellung des Betriebs einer Anlage 

1. Es wird davon ausgegangen, dass eine Anlage ihren Betrieb eingestellt hat, wenn eine oder mehrere der folgenden 
Bedingungen gegeben sind: 

a)  Die entsprechende Genehmigung zur Emission von Treibhausgasen wurde entzogen, einschließlich wenn die Anlage 
die Schwellenwerte der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG aufgeführten Tätigkeiten nicht mehr erreicht. 

b)  Die Anlage ist nicht mehr in Betrieb und der Betrieb kann aus technischen Gründen nicht wieder aufgenommen 
werden. 

2. Hat eine Anlage ihren Betrieb eingestellt, so stellt der betreffende Mitgliedstaat ab dem Jahr, das auf das Jahr der 
Betriebseinstellung folgt, die Vergabe von Emissionszertifikaten an diese Anlage ein. 

3. Die Mitgliedstaaten können die Vergabe von Emissionszertifikaten an Anlagen aussetzen, die ihren Betrieb 
eingestellt haben, solange nicht feststeht, ob sie ihren Betrieb wieder aufnehmen werden. 

KAPITEL IV 

Schlussbestimmungen 

Artikel 27 

Aufhebung des Beschlusses 2011/278/EU 

Der Beschluss 2011/278/EU wird mit Wirkung vom 1. Januar 2021 aufgehoben. Er ist jedoch weiterhin auf Zuteilungen 
in Bezug auf den Zeitraum vor dem 1. Januar 2021 anwendbar. 

Artikel 28 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 19. Dezember 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Benchmarks 

1. Festlegung von Produkt-Benchmarks und Systemgrenzen ohne Berücksichtigung der Austauschbarkeit von 
Brennstoffen und Strom 

Produkt-Benchmark Einbezogene Produkte Einbezogene Verfahren und Emissionen (System­
grenzen) 

Ausgangswert für 
die Bestimmung der 
jährlichen Kürzung 

der Benchmark­
werte 

(Zertifikate/t) 

Koks Koks (Erzeugnis aus der Kohleverkokung un­
ter Hochtemperatur) oder Gaskoks (Neben­
produkt von Gaswerken), ausgedrückt in 
Tonnen Trockenkoks, die bei der Entnahme 
aus dem Koksofen oder dem Gaswerk be­
stimmt werden. Braunkohlekoks fällt nicht 
unter diese Benchmark. Die Verkokung in 
Raffinerien ist nicht einbezogen. Sie wird im 
Rahmen der CWT-Methodik für Raffinerien 
erfasst. 

Einbezogen sind alle Prozesse, die direkt 
oder indirekt mit folgenden Prozesseinheiten 
in Zusammenhang stehen: Koksöfen, H2S- 
bzw. NH3-Verbrennungsanlage, Kohlevor­
wärmung (Auftauen), Koksgas-Absaugung, 
Entschwefelungsanlage, Destillationsanlage, 
Dampfgenerator, Druckkontrolle in den 
(Koks-)Batterien, biologische Wasserbehand­
lung, Erwärmung von Nebenerzeugnissen 
und Wasserstoffseparator. Die Kokereigaswä­
sche ist einbezogen. 

0,286 

Eisenerzsinter Agglomeriertes eisenhaltiges Produkt aus 
feinkörnigem Eisenerz, Flussmitteln und ei­
senhaltigem Recyclingmaterial mit den che­
mischen und physikalischen Eigenschaften 
(Basizitätswert, Druckfestigkeit und Durch­
lässigkeit), die erforderlich sind, um Eisen 
und die notwendigen Flussmittel in den Pro­
zess der Eisenerzreduktion einzubringen. 
Ausgedrückt in Tonnen Eisenerzsinter bei 
Verlassen der Sinteranlage. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit folgenden Prozessein­
heiten in Zusammenhang stehen: Sinter­
band, Zündung, Einrichtungen für die 
Sintergutvorbereitung, Heißsieb, Sinterküh­
ler, Kaltsieb und Dampfgenerator. 

0,171 

Flüssiges Roheisen Kohlenstoffgesättigte Eisenschmelze für die 
Weiterverarbeitung, eingestuft als Hochofen­
produkt und ausgedrückt in Tonnen flüss­
iges Roheisen bei Verlassen des Hochofens. 
Vergleichbare Produkte wie Ferrolegierungen 
fallen nicht unter diese Produkt-Benchmark. 
Rückstände und Nebenprodukte gelten nicht 
als Teil des Produkts. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit folgenden Prozessein­
heiten in Zusammenhang stehen: Hochofen, 
Einrichtungen für die Roheisenbehandlung, 
Hochofengebläse, Hochofenwinderhitzer, 
Sauerstoffkonverter, Sekundärmetallurgie, 
Vakuumanlagen, Guss (und Schneiden), 
Schlackenaufbereitung, Möllervorbereitung, 
Gichtgaswäsche, Entstaubung, Schrottvor­
wärmung, Kohletrocknung für das Einblasen 
von Feinkohlestaub, Behältervorheizung, 
Vorwärmeinrichtungen für gegossene Blö­
cke, Drucklufterzeugung, Staubverarbeitung 
(Brikettierung), Schlammverarbeitung (Bri­
kettierung), Dampfinjektion im Hochofen, 
Dampfgenerator, Konvertergaskühlung, und 
Verschiedenes. 

1,328 
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Produkt-Benchmark Einbezogene Produkte Einbezogene Verfahren und Emissionen (System­
grenzen) 

Ausgangswert für 
die Bestimmung der 
jährlichen Kürzung 

der Benchmark­
werte 

(Zertifikate/t) 

Vorgebrannte An­
oden 

Anoden für die Aluminiumelektrolyse, be­
stehend aus Petrolkoks, Pech und normal re­
cycelten Anoden, die speziell für eine be­
stimmte Schmelze geformt und in 
Anodenbrennöfen bei einer Temperatur von 
etwa 1 150 °C gebrannt werden. Söderberg- 
Anoden fallen nicht unter diese Produkt- 
Benchmark. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
vorgebrannten Anoden in Zusammenhang 
stehen. 

0,324 

Aluminium Nichtlegiertes flüssiges Aluminium in Roh­
form aus der Elektrolyse, ausgedrückt in 
Tonnen, die zwischen der Elektrolyseanlage 
und dem Warmhalteofen der Gießerei vor 
Zugabe von Legierungen und Sekundäralu­
minium gemessen werden. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Produktionsstufe 
Elektrolyse in Zusammenhang stehen. Emis­
sionen aus dem Warmhalteofen und der 
Gießerei sowie Emissionen aus der Anoden­
herstellung sind ausgeschlossen. 

1,514 

Grauzementklin­
ker 

Grauzementklinker als insgesamt produ­
zierte Klinkermenge 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
Grauzementklinker in Zusammenhang ste­
hen. 

0,766 

Weißzementklin­
ker 

Weißzementklinker für den Einsatz als 
Hauptbindemittel in der Formulierung von 
Materialien wie Fugenfüller, Fliesenkleber, 
Dämmmittel und Verankerungsmörtel, In­
dustriebodenmörtel, Verputz-Fertigmi­
schung, Reparaturmörtel und wasserdichte 
Beschichtungen mit einem Durchschnittsan­
teil von höchstens 0,4 Massen-% Fe2O3, 
0,003 Massen-% Cr2O3 und 0,03 Massen-% 
Mn2O3, ausgedrückt in Tonnen Weißzement­
klinker (als 100 % Klinker). 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
Weißzementklinker in Zusammenhang ste­
hen. 

0,987 

Kalk Branntkalk: Durch Brennen von Kalkstein 
(CaCO3) gewonnenes Calciumoxid (CaO), 
ausgedrückt in Tonnen Kalk in „Standard­
reinheit“, die definiert ist als Kalk mit einem 
freien CaO-Gehalt von 94,5 %. Kalk, der in 
ein und derselben Anlage hergestellt und für 
Reinigungsverfahren verbraucht wird, fällt 
nicht unter diese Produkt-Benchmark. Die 
interne Kalkherstellung im Zellstoffsektor 
fällt bereits unter die jeweilige Produkt- 
Benchmark für Zellstoff/Holzstoff und ist 
daher nicht für die zusätzliche Zuteilung auf 
Grundlage der Kalk-Benchmark anspruchs­
berechtigt. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
Kalk in Zusammenhang stehen. 

0,954 

Dolomitkalk Dolomitkalk ist gebrannter Dolomit als eine 
Mischung von Calcium- und Magnesiumoxid 
und wird durch das Brennen von Dolomit 
(CaCO3 · MgCO3) gewonnen. Der Rest-CO2- 
Gehalt beträgt mehr als 0,25 %, der Gehalt 
an freiem MgO 25 % bis 40 %. Die Schütt­
dichte des Handelserzeugnisses liegt unter 
3,05 g/cm3. 

Dolomitkalk wird in Tonnen Dolomitkalk in 
Standardreinheit mit einem Gehalt an freiem 
CaO von 57,4 % und an freiem MgO von 
38,0 % ausgedrückt. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
Dolomitkalk, insbesondere mit der Brenn­
stoffaufbereitung, der Kalzinierung/Sinte­
rung und der Abgasbehandlung, in Zusam­
menhang stehen. 

1,072 
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Produkt-Benchmark Einbezogene Produkte Einbezogene Verfahren und Emissionen (System­
grenzen) 

Ausgangswert für 
die Bestimmung der 
jährlichen Kürzung 

der Benchmark­
werte 

(Zertifikate/t) 

Sinterdolomit Mischung aus Calcium- und Magnesiumoxid, 
die ausschließlich für die Herstellung von 
feuerfesten Steinen und anderen feuerfesten 
Erzeugnissen verwendet wird, mit einer 
Schüttdichte von mindestens 3,05 g/cm3. 
Ausgedrückt in Tonnen marktfähiger Sinter­
dolomit. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
Sinterdolomit in Zusammenhang stehen. 

1,449 

Floatglas Float-, Matt-, poliertes Glas (in Tonnen Glas 
aus dem Kühlofen). 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktions­
schritten Schmelzofen, Läuterbereich, Ar­
beitswanne, Floatbad und Kühlofen in 
Zusammenhang stehen. Weitergehende Ar­
beitsschritte, die vom vorherigen Prozess 
physisch getrennt werden können, wie Off­
line-Beschichtung, Laminieren oder Abhär­
ten, sind ausgeschlossen. 

0,453 

Flaschen und Be­
hälter aus nicht 
gefärbtem Glas 

Flaschen aus nicht gefärbtem Glas mit einem 
Nenninhalt von < 2,5 l, die in einem Ofen 
ohne gezielte Zugabe von Farbe für Nah­
rungsmittel und Getränke hergestellt werden 
(keine Flaschen mit einem Überzug aus Le­
der oder rekonstituiertem Leder, keine Ba­
byflaschen), ausgenommen hochweißes 
Flintglas, mit einem Eisenoxidgehalt, ausge­
drückt in Gewichtsprozent Fe2O3, von weni­
ger als 0,03 % und den Farbkoordinaten L 
im Bereich 100 bis 87, a im Bereich 0 bis -5 
und b im Bereich 0 bis 3 (unter Anwendung 
des von der Internationalen Beleuchtungs­
kommission empfohlenen CIE-Lab-Systems), 
ausgedrückt in Tonnen verpacktes Erzeugnis. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktions­
schritten Materialhandhabung, Schmelzen, 
Formen, Weiterverarbeitung, Verpackung 
und sonstigen Tätigkeiten in Zusammen­
hang stehen. 

0,382 

Flaschen und Be­
hälter aus gefärb­
tem Glas 

Flaschen für Nahrungsmittel und Getränke 
aus gefärbtem Glas mit einem Nenninhalt 
von < 2,5 l (keine Flaschen mit einem Über­
zug aus Leder oder rekonstituiertem Leder, 
keine Babyflaschen), die die festgelegte Pro­
dukt-Benchmark für Flaschen und Behälter 
aus nicht gefärbtem Glas nicht erfüllen, aus­
gedrückt in Tonnen verpacktes Erzeugnis 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktions­
schritten Materialhandhabung, Schmelzen, 
Formen, Weiterverarbeitung, Verpackung 
und sonstigen Tätigkeiten in Zusammen­
hang stehen. 

0,306 

Produkte aus End­
losglasfasern 

Geschmolzenes Glas für die Herstellung von 
Produkten aus Endlosglasfasern, namentlich 
Kurzglasfasern (chopped strands), Fasersträn­
gen (Rovings), Glasgarnen und Glasstapelfa­
sern sowie Glasfasermatten, ausgedrückt in 
Tonnen Glasschmelze aus dem Vorherd, be­
rechnet aus der Menge des Rohstoff-Ein­
gangsstroms in den Ofen, wobei die flüchti­
gen gasförmigen Emissionen abgezogen 
werden. 

Mineralwolleprodukte für Wärme- und 
Schalldämmung sowie Brandschutz fallen 
nicht unter diese Benchmark. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktionsproz­
essen Schmelzen von Glas in den Schmelz­
öfen und Glaskonditionierung in den 
Vorherden in Zusammenhang stehen, insbe­
sondere direkte CO2-Emissionen, die mit die­
sen Prozess-CO2-Emissionen einhergehen 
und aus dem Dekarbonatisieren der Glasmi­
neralrohstoffe während des Schmelzprozes­
ses entstehen. Die weitere Verarbeitung der 
Fasern in marktfähige Produkte fällt nicht 
unter diese Produkt-Benchmark. Unterstüt­
zungsprozesse wie z. B. der Umgang mit 
Material gelten als Versorgungsleistungen 
und sind von den Systemgrenzen nicht er­
fasst. 

0,406 
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Produkt-Benchmark Einbezogene Produkte Einbezogene Verfahren und Emissionen (System­
grenzen) 

Ausgangswert für 
die Bestimmung der 
jährlichen Kürzung 

der Benchmark­
werte 

(Zertifikate/t) 

Vormauerziegel Vormauerziegel mit einer Dichte von mehr 
als 1 000 kg/m3 für Mauerwerk gemäß EN 
771-1, ausgenommen Pflasterziegel, Klinker 
und blaugedämpfte Vormauerziegel. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktionsproz­
essen Aufbereiten und Mischen der Roh­
stoffe, Formen, Trocknen der Rohlinge, 
Brennen der Ziegel, Fertigstellung des Pro­
dukts und Abgaswäsche in Zusammenhang 
stehen. 

0,139 

Pflasterziegel Tonziegel jedweder Farbe für Bodenbeläge 
gemäß EN 1344. Ausgedrückt in Tonnen 
Pflasterziegel als marktfähige (Netto-)Pro­
duktion. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktionsproz­
essen Aufbereiten und Mischen der Roh­
stoffe, Formen, Trocknen der Rohlinge, 
Brennen der Ziegel, Fertigstellung des Pro­
dukts und Abgaswäsche in Zusammenhang 
stehen. 

0,192 

Dachziegel Tondachziegel gemäß EN 1304:2005, ausge­
nommen blaugedämpfte Dachziegel und Zu­
behör. Ausgedrückt in Tonnen marktfähige 
Dachziegel. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktionsproz­
essen Aufbereiten und Mischen der Roh­
stoffe, Formen, Trocknen der Rohlinge, 
Brennen der Ziegel, Fertigstellung des Pro­
dukts und Abgaswäsche in Zusammenhang 
stehen. 

0,144 

Sprühgetrocknetes 
Pulver 

Sprühgetrocknetes Pulver für die Herstellung 
von trockengepressten Wand- und Boden­
fliesen. Ausgedrückt in Tonnen erzeugtes 
Pulver. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
sprühgetrocknetem Pulver in Zusammen­
hang stehen. 

0,076 

Gips Gips aus gebranntem Gipsstein oder Cal­
ciumsulfat (einschließlich für Bauzwecke, 
zum Appretieren von Geweben und Papier, 
für zahnärztliche Zwecke und für die Boden­
melioration) in Tonnen Stuckgips (marktfä­
hige Produktion). 

Alphagips, Gips, der zu Gipsplatten weiter­
verarbeitet wird, und die Herstellung des 
Zwischenprodukts „getrockneter Sekundär­
gips“ fallen nicht unter diese Produkt-Bench­
mark. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktions­
schritten Zermahlen, Trocknen und Brennen 
in Zusammenhang stehen. 

0,048 

Getrockneter Se­
kundärgips 

Getrockneter Sekundärgips (synthetischer 
Gips, der als recyceltes Nebenprodukt der 
Stromindustrie oder als Recyclingmaterial 
aus Bauabfällen und -schutt anfällt), ausge­
drückt in Tonnen des Produkts. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit dem Trocknen von 
Sekundärgips in Zusammenhang stehen. 

0,017 
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Produkt-Benchmark Einbezogene Produkte Einbezogene Verfahren und Emissionen (System­
grenzen) 

Ausgangswert für 
die Bestimmung der 
jährlichen Kürzung 

der Benchmark­
werte 

(Zertifikate/t) 

Kurzfaser-Sulfat­
zellstoff 

Kurzfaser-Sulfatzellstoff ist ein Faserstoff, der 
mit dem auf dem Einsatz von Kochlauge ba­
sierenden Sulfatverfahren gewonnen wird 
und eine Faserlänge von 1–1,5 mm aufweist. 
Er wird überwiegend für Produkte verwen­
det, für die eine besondere Glätte und Gram­
matur erforderlich ist, wie Tissuepapier und 
Druckpapier, ausgedrückt als marktfähige 
Nettoproduktion in Adt (Tonnen, lufttro­
cken), am Ende des Herstellungsprozesses 
gemessen. Eine Adt Zellstoff bedeutet 90 % 
trockene, feste Bestandteile. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
des Prozesses der Zellstoffherstellung sind 
(insbesondere Aufschlussanlage, Laugenrück­
gewinnungskessel, Zellstofftrocknung und 
Kalkofen sowie angeschlossene Anlagen zur 
Energieumwandlung (Kessel/KWK). Andere 
Tätigkeiten am Anlagenstandort, die nicht 
Teil dieses Prozesses sind, wie Sägereiarbei­
ten, Holzverarbeitung, Erzeugung von für 
den Verkauf bestimmten Chemikalien, Ab­
fallbehandlung (interne statt externer Abfall­
behandlung (Trocknen, Pelletieren, Verbren­
nen, Einlagern in Deponie)), Erzeugung von 
synthetischem Calciumcarbonat (PCC), Be­
handlung übelriechender Gase und Fern­
wärme sind nicht einbezogen. 

0,12 

Langfaser-Sulfat­
zellstoff 

Langfaser-Sulfatzellstoff ist ein Faserstoff, der 
mit dem auf dem Einsatz von Kochlauge ba­
sierenden Sulfatverfahren gewonnen wird 
und eine Faserlänge von 3–3,5 mm aufweist, 
einschließlich gebleichten und ungebleichten 
Zellstoffs, ausgedrückt als marktfähige Net­
toproduktion in Adt (Tonnen, lufttrocken), 
am Ende des Herstellungsprozesses gemes­
sen. Eine Adt Zellstoff bedeutet 90 % tro­
ckene, feste Bestandteile. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
des Prozesses der Zellstoffherstellung sind 
(insbesondere Aufschlussanlage, Laugenrück­
gewinnungskessel, Zellstofftrocknung und 
Kalkofen sowie angeschlossene Anlagen zur 
Energieumwandlung (Kessel/KWK). Andere 
Tätigkeiten am Anlagenstandort, die nicht 
Teil dieses Prozesses sind, wie Sägereiarbei­
ten, Holzverarbeitung, Erzeugung von für 
den Verkauf bestimmten Chemikalien, Ab­
fallbehandlung (interne statt externer Abfall­
behandlung (Trocknen, Pelletieren, Verbren­
nen, Einlagern in Deponie)), Erzeugung von 
synthetischem Calciumcarbonat (PCC), Be­
handlung übelriechender Gase und Fern­
wärme sind nicht einbezogen. 

0,06 

Sulfitzellstoff, 
thermo- mechani­
scher und mecha­
nischer Holzstoff 

Durch ein besonderes Aufschlussverfahren, 
z. B. durch Kochen von Hackschnitzeln mit 
Bisulfitlauge unter Druck gewonnener Zell­
stoff (Sulfitzellstoff), ausgedrückt als markt­
fähige Nettoproduktion in Adt, (Tonnen, 
lufttrocken), am Ende des Herstellungsproz­
esses gemessen. Eine Adt Zellstoff bedeutet 
90 % trockene, feste Bestandteile. Sulfitzell­
stoff kann gebleicht oder ungebleicht sein. 

Qualitäten von mechanischem Holzstoff: 
TMP (thermomechanischer Holzstoff) und 
Holzschliff als marktfähige Nettoproduktion 
in Adt (Tonnen, lufttrocken), am Ende des 
Herstellungsprozesses gemessen. Eine Adt 
Zellstoff bedeutet 90 % trockene, feste Be­
standteile. Mechanischer Holzstoff kann ge­
bleicht oder ungebleicht sein.  

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
des Prozesses der Zellstoffherstellung sind 
(insbesondere Aufschlussanlage, Laugenrück­
gewinnungskessel, Zellstofftrocknung und 
Kalkofen sowie angeschlossene Anlagen zur 
Energieumwandlung (Kessel/KWK). Andere 
Tätigkeiten am Anlagenstandort, die nicht 
Teil dieses Prozesses sind, wie Sägereiarbei­
ten, Holzverarbeitung, Erzeugung von für 
den Verkauf bestimmten Chemikalien, Ab­
fallbehandlung (interne statt externer Abfall­
behandlung (Trocknen, Pelletieren, Verbren­
nen, Einlagern in Deponie)), Erzeugung von 
synthetischem Calciumcarbonat (PCC), Be­
handlung übelriechender Gase und Fern­
wärme sind nicht einbezogen. 

0,02 
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Produkt-Benchmark Einbezogene Produkte Einbezogene Verfahren und Emissionen (System­
grenzen) 

Ausgangswert für 
die Bestimmung der 
jährlichen Kürzung 

der Benchmark­
werte 

(Zertifikate/t) 

Nicht unter diese Gruppe fallen die kleineren 
Untergruppen halbchemischer Holzstoff und 
CTMP (chemisch-thermomechanischer Holz­
stoff) und Chemiezellstoff.  

Zellstoff aus wie­
deraufbereitetem 
Papier 

Zellstoff aus Fasern, die aus wiederaufberei­
tetem Papier oder Pappe (Altpapier bzw. 
-pappe und Ausschuss) oder anderen cellu­
losehaltigen Faserstoffen gewonnen wurden, 
ausgedrückt als marktfähige Nettoproduk­
tion in Adt (Tonnen, lufttrocken), am Ende 
des Herstellungsprozesses gemessen. Eine 
Adt Zellstoff bedeutet 90 % trockene, feste 
Bestandteile. 

Bei der Zellstoffherstellung stellt die Produk­
tionsmenge die Gesamtmenge an produzier­
tem Zellstoff dar, die sowohl intern an eine 
Papiermühle zu liefernden Zellstoff als auch 
für den Markt bestimmten Zellstoff umfasst. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
der Zellstoffherstellung aus wieder aufberei­
tetem Papier sind, sowie angeschlossene An­
lagen zur Energieumwandlung (Kes­
sel/KWK). Andere Tätigkeiten am 
Anlagenstandort, die nicht Teil dieses Pro­
zesses sind, wie Sägereiarbeiten, Holzverar­
beitung, Erzeugung von für den Verkauf be­
stimmten Chemikalien, Abfallbehandlung 
(interne statt externer Abfallbehandlung 
(Trocknen, Pelletieren, Verbrennen, Einlagern 
in Deponie)), Erzeugung von synthetischem 
Calciumcarbonat (PCC), Behandlung übel­
riechender Gase und Fernwärme sind nicht 
einbezogen. 

0,039 

Zeitungsdruckpa­
pier 

Besondere Papierart (in Rollen oder Bögen), 
ausgedrückt als marktfähige Nettoproduk­
tion in Adt (Tonnen, lufttrocken), definiert 
als Papier mit einen Feuchtigkeitsgehalt von 
6 %. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
der Papierherstellung sind (insbesondere Pa­
pier- oder Kartonmaschine sowie ange­
schlossene Anlagen zur Energieumwandlung 
(Kessel/KWK) und direkt für den Produk­
tionsprozess verwendeter Brennstoff). An­
dere Tätigkeiten am Anlagenstandort, die 
nicht Teil dieses Prozesses sind, wie Sägerei­
arbeiten, Holzverarbeitung, Erzeugung von 
für den Verkauf bestimmten Chemikalien, 
Abfallbehandlung (interne statt externer Ab­
fallbehandlung (Trocknen, Pelletieren, Ver­
brennen, Einlagern in Deponie)), Erzeugung 
von synthetischem Calciumcarbonat (PCC), 
Behandlung übelriechender Gase und Fern­
wärme sind nicht einbezogen. 

0,298 

Ungestrichenes 
Feinpapier 

Ungestrichenes Feinpapier umfasst sowohl 
ungestrichenes mechanisches als auch unge­
strichenes holzfreies Papier, ausgedrückt als 
marktfähige Nettoproduktion in Adt (Ton­
nen, lufttrocken), definiert als Papier mit ei­
nem Feuchtigkeitsgehalt von 6 %.  

1. Ungestrichenes holzfreies Papier umfasst 
Papier, das für Druck- und andere Grafik­
zwecke geeignet ist und aus verschiede­
nen überwiegend aus Frischfasern beste­
henden Mischungen hergestellt wird, in 
unterschiedlichem Maße mineralische 
Füllstoffe enthält und unterschiedlich 
nachbehandelt wird. 

2. Ungestrichenes mechanisches Papier um­
fasst aus mechanischem Holzstoff herge­
stelltes Papier, das für Verpackungen, 
Grafikzwecke oder Zeitschriften verwen­
det wird. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
der Papierherstellung sind (insbesondere Pa­
pier- oder Kartonmaschine sowie ange­
schlossene Anlagen zur Energieumwandlung 
(Kessel/KWK) und direkt für den Produk­
tionsprozess verwendeter Brennstoff). An­
dere Tätigkeiten am Anlagenstandort, die 
nicht Teil dieses Prozesses sind, wie Sägerei­
arbeiten, Holzverarbeitung, Erzeugung von 
für den Verkauf bestimmten Chemikalien, 
Abfallbehandlung (interne statt externer Ab­
fallbehandlung (Trocknen, Pelletieren, Ver­
brennen, Einlagern in Deponie)), Erzeugung 
von synthetischem Calciumcarbonat (PCC), 
Behandlung übelriechender Gase und Fern­
wärme sind nicht einbezogen. 

0,318 
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Gestrichenes Fein­
papier 

Gestrichenes Feinpapier umfasst sowohl ge­
strichenes mechanisches als auch gestriche­
nes holzfreies Papier, ausgedrückt als markt­
fähige Nettoproduktion in Adt (Tonnen, 
lufttrocken), definiert als Papier mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 6 %. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
der Papierherstellung sind (insbesondere Pa­
pier- oder Kartonmaschine sowie ange­
schlossene Anlagen zur Energieumwandlung 
(Kessel/KWK) und direkt für den Produk­
tionsprozess verwendeter Brennstoff). An­
dere Tätigkeiten am Anlagenstandort, die 
nicht Teil dieses Prozesses sind, wie Sägerei­
arbeiten, Holzverarbeitung, Erzeugung von 
für den Verkauf bestimmten Chemikalien, 
Abfallbehandlung (interne statt externer Ab­
fallbehandlung (Trocknen, Pelletieren, Ver­
brennen, Einlagern in Deponie)), Erzeugung 
von synthetischem Calciumcarbonat (PCC), 
Behandlung übelriechender Gase und Fern­
wärme sind nicht einbezogen. 

0,318 

Tissuepapier Tissuepapier umfasst eine breite Palette von 
Tissue- und anderen Hygienepapieren für 
den Haushalt oder für gewerbliche oder in­
dustrielle Einrichtungen (Toilettenpapier, 
Kosmetiktücher, Küchenwischtücher, Papier­
handtücher und Industriewischtücher), für 
die Herstellung von Babywindeln, Hygiene­
binden usw. Hygienepapier, das im Durch­
strömverfahren getrocknet wurde (TAD-Tis­
sue), gehört nicht zu dieser Gruppe. 
Ausgedrückt als marktfähige Nettoproduk­
tion Mutterrollen in Adt (Tonnen, lufttro­
cken), definiert als Papier mit einem Feuch­
tigkeitsgehalt von 6 %. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
der Papierherstellung sind (insbesondere Pa­
pier- oder Kartonmaschine sowie ange­
schlossene Anlagen zur Energieumwandlung 
(Kessel/KWK) und direkt für den Produk­
tionsprozess verwendeter Brennstoff). An­
dere Tätigkeiten am Anlagenstandort, die 
nicht Teil dieses Prozesses sind, wie Sägerei­
arbeiten, Holzverarbeitung, Erzeugung von 
für den Verkauf bestimmten Chemikalien, 
Abfallbehandlung (interne statt externer Ab­
fallbehandlung (Trocknen, Pelletieren, Ver­
brennen, Einlagern in Deponie)), Erzeugung 
von synthetischem Calciumcarbonat (PCC), 
Behandlung übelriechender Gase und Fern­
wärme sind nicht einbezogen. Die Umwand­
lung von Mutterrollengewicht in Endpro­
dukt ist nicht Teil dieser Produkt- 
Benchmark. 

0,334 

Testliner und Flu­
ting 

Testliner und Fluting, ausgedrückt als markt­
fähige Nettoproduktion in Adt (Tonnen, luft­
trocken), definiert als Papier mit einen 
Feuchtigkeitsgehalt von 6 %. 

1. Testliner sind Pappesorten, die be­
stimmte, von der Verpackungsindustrie 
vorgegebene Tests bestehen und sich als 
Decklage von Wellpappe für Versandkar­
tons eignen.  

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
der Papierherstellung sind (insbesondere Pa­
pier- oder Kartonmaschine sowie ange­
schlossene Anlagen zur Energieumwandlung 
(Kessel/KWK) und direkt für den Produk­
tionsprozess verwendeter Brennstoff). An­
dere Tätigkeiten am Anlagenstandort, die 
nicht Teil dieses Prozesses sind, wie Sägerei­
arbeiten, Holzverarbeitung, Erzeugung von 
für den Verkauf bestimmten Chemikalien, 
Abfallbehandlung (interne statt externer Ab­
fallbehandlung (Trocknen, Pelletieren, Ver­
brennen, Einlagern in Deponie)), Erzeugung 
von synthetischem Calciumcarbonat (PCC), 
Behandlung übelriechender Gase und Fern­
wärme sind nicht einbezogen. 

0,248 
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2. Fluting bezeichnet bei Versandkartons 
aus Wellpappe die Zwischenschicht zwi­
schen den beiden Decklagen (Testli­
ner/Kraftliner). Fluting besteht überwie­
gend aus Papier aus Recyclingfasern, 
unter diese Gruppe fällt aber auch Pappe 
aus chemischem und halbchemischem 
Holzstoff. Kraftliner fällt nicht unter diese 
Produkt-Benchmark.  

Ungestrichener 
Karton 

Verschiedene ungestrichene Produkte (ausge­
drückt als marktfähige Nettoproduktion in 
Adt (Tonnen, lufttrocken), definiert als Pa­
pier mit einen Feuchtigkeitsgehalt von 6 %), 
die ein- oder mehrlagig sein können. Unge­
strichener Karton wird vorwiegend für Ver­
packungszwecke verwendet, bei denen vor 
allem Stärke und Steifigkeit gefragt sind, 
während der gewerbliche Aspekt als Infor­
mationsträger zweitrangig ist. Karton wird 
aus Frisch- und/oder Altfasern hergestellt, 
hat gute Falteigenschaften, hohe Steifigkeit 
sowie Rillfähigkeit. Er wird vor allem zur 
Verpackung von Verbrauchsgütern wie Tief­
kühlkost, Kosmetika oder für Flüssigkeitsbe­
hälter verwendet. Wird auch als Vollpappe, 
Faltschachtelkarton, Kartonagenpappe, Ver­
packungskarton, Wickelkarton oder Wickel­
pappe bezeichnet. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
der Papierherstellung sind (insbesondere Pa­
pier- oder Kartonmaschine sowie ange­
schlossene Anlagen zur Energieumwandlung 
(Kessel/KWK) und direkt für den Produk­
tionsprozess verwendeter Brennstoff). An­
dere Tätigkeiten am Anlagenstandort, die 
nicht Teil dieses Prozesses sind, wie Sägerei­
arbeiten, Holzverarbeitung, Erzeugung von 
für den Verkauf bestimmten Chemikalien, 
Abfallbehandlung (interne statt externer Ab­
fallbehandlung (Trocknen, Pelletieren, Ver­
brennen, Einlagern in Deponie)), Erzeugung 
von synthetischem Calciumcarbonat (PCC), 
Behandlung übelriechender Gase und Fern­
wärme sind nicht einbezogen. 

0,237 

Gestrichener Kar­
ton 

Diese Benchmark schließt eine breite Palette 
gestrichener Produkte (ausgedrückt als 
marktfähige Nettoproduktion in Adt (Ton­
nen, lufttrocken), definiert als Papier mit ei­
nem Feuchtigkeitsgehalt von 6 %) ein, die 
ein- oder mehrlagig sein können. Gestriche­
ner Karton wird vorwiegend für Gewerbe­
zwecke verwendet, bei denen die Produktan­
gaben auf der Verpackung von 
Nahrungsmitteln, Arzneimitteln, Kosmetika 
und Sonstigem in den Ladenregalen sichtbar 
sein müssen. Karton wird aus Frisch- 
und/oder Recyclingfasern hergestellt, und 
hat gute Falteigenschaften, hohe Steifigkeit 
sowie Rillfähigkeit. Er wird vor allem zur 
Verpackung von Verbrauchsgütern wie Tief­
kühlkost, Kosmetika oder für Flüssigkeitsbe­
hälter verwendet. Wird auch als Vollpappe, 
Faltschachtelkarton, Kartonagenpappe, Ver­
packungskarton, Wickelkarton oder Wickel­
pappe bezeichnet. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die Teil 
der Papierherstellung sind (insbesondere Pa­
pier- oder Kartonmaschine sowie ange­
schlossene Anlagen zur Energieumwandlung 
(Kessel/KWK) und direkt für den Produk­
tionsprozess verwendeter Brennstoff). An­
dere Tätigkeiten am Anlagenstandort, die 
nicht Teil dieses Prozesses sind, wie Sägerei­
arbeiten, Holzverarbeitung, Erzeugung von 
für den Verkauf bestimmten Chemikalien, 
Abfallbehandlung (interne statt externer Ab­
fallbehandlung (Trocknen, Pelletieren, Ver­
brennen, Einlagern in Deponie)), Erzeugung 
von synthetischem Calciumcarbonat (PCC), 
Behandlung übelriechender Gase und Fern­
wärme sind nicht einbezogen. 

0,273 

Salpetersäure Salpetersäure (HNO3), zu erfassen in Tonnen 
HNO3 (100 % Reinheit). 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung des 
Produkts, für das die Benchmark gilt, sowie 
mit der Zerstörung von N2O in Zusammen­
hang stehen, ausgenommen die Ammoniak­
erzeugung. 

0,302 

27.2.2019 L 59/35 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Produkt-Benchmark Einbezogene Produkte Einbezogene Verfahren und Emissionen (System­
grenzen) 

Ausgangswert für 
die Bestimmung der 
jährlichen Kürzung 

der Benchmark­
werte 

(Zertifikate/t) 

Adipinsäure Adipinsäure, zu erfassen als Tonnen getrock­
nete gereinigte Adipinsäure in Speichersilos 
gelagert oder in Bigbags oder Säcke ver­
packt. Salze und Ester von Adipinsäure fal­
len nicht unter diese Produkt-Benchmark. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung des 
Produkts, für das die Benchmark gilt, sowie 
mit der Zerstörung von N2O in Zusammen­
hang stehen. 

2,79 

Vinylchloridmono­
mer (VCM) 

Vinylchlorid (Chlorethylen) Ausgedrückt in 
Tonnen Vinylchlorid (marktfähige Produk­
tion, 100 % Reinheit) 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktions­
schritten Direktchlorierung, Oxychlorierung 
und Cracken von Ethylendichlorid zu VCM 
in Zusammenhang stehen. 

Bei Direktchlorierung erfolgt die Chlorie­
rung von Ethylen mit Chlor. Bei Oxychlorie­
rung erfolgt die Chlorierung von Ethylen 
mit Wasserstoffchlorid (HCl) und Sauerstoff. 

Die Verbrennung von chlorierten Kohlen­
wasserstoffen in den Abgasen der 
EDC/VCM-Herstellung fällt unter diese 
Benchmark. Die Erzeugung von Sauerstoff 
und Druckluft, die als Rohstoffe in der 
VCM-Fertigung benutzt werden, ist von die­
ser Benchmark ausgeschlossen. 

0,204 

Phenol/Aceton Gesamtproduktion von Phenol, Aceton und 
dem Nebenprodukt Alphamethylstyrol 
(AMS) zusammen, ausgedrückt in Tonnen 
marktfähige Produktion, 100 % Reinheit). 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
Phenol und Aceton in Zusammenhang ste­
hen. Dazu gehören namentlich Drucklufter­
zeugung, Hydroperoxidierung, Cumolrück­
gewinnung aus der Abluft, 
Aufkonzentration und Spaltung, Fraktionie­
rung und Reinigung, Teercracking, Rückge­
winnung und Reinigung von Acetophenon, 
Rückgewinnung von AMS zur Abgabe aus 
der Anlage, AMS-Hydrierung zwecks Recyc­
ling innerhalb der Systemgrenzen, erste Ab­
wasserreinigung (1. Wasserwäsche), Kühl­
wassererzeugung (z. B. Kühltürme), 
Kühlwassereinsatz (Umlaufpumpen), Fackeln 
und Verbrennungsanlagen (auch physisch 
außerhalb der Systemgrenzen gelegene) so­
wie Brennstoffverbrauch für Hilfstätigkeiten. 

0,266 

S-PVC Polyvinylchlorid; nicht gemischt mit anderen 
Stoffen, bestehend aus PVC-Partikeln mit ei­
ner mittleren Größe von 50–200 μm. Aus­
gedrückt in Tonnen S-PVC (marktfähige Pro­
duktion, 100 % Reinheit) 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
S-PVC in Zusammenhang stehen, ausgenom­
men die Erzeugung von VCM. 

0,085 

E-PVC Polyvinylchlorid; nicht gemischt mit anderen 
Stoffen, bestehend aus PVC-Partikeln mit ei­
ner mittleren Größe von 0,1–3 μm. Ausge­
drückt in Tonnen E-PVC (marktfähige Pro­
duktion, 100 % Reinheit) 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
E-PVC in Zusammenhang stehen, ausgenom­
men die Erzeugung von VCM. 

0,238 
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Soda Natriumcarbonat, ausgedrückt in Tonnen 
Soda als Bruttogesamtproduktion, ausge­
nommen Schwersoda, das als Nebenprodukt 
in einem Caprolactam-Produktionsnetz an­
fällt. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit folgenden Prozessein­
heiten in Zusammenhang stehen: Reinigung 
der Salzlösung, Kalkbrennen und Kalkmilch­
erzeugung, Ammoniakabsorption, Ausfällen 
von NaHCO3, Ausfiltern oder Separieren der 
NaHCO3-Kristalle aus der Mutterlösung, 
Aufspaltung von NaHCO3 zu Na3CO3, Am­
moniakrückgewinnung und Verdichtung 
oder Gewinnung von Schwersoda. 

0,843  

Soweit nicht anders angegeben beziehen sich alle Produkt-Benchmarks auf 1 Tonne hergestelltes Produkt, ausgedrückt als 
marktfähige (Netto-)Produktion, und auf den 100 % reinen Stoff. 

Sämtliche Definitionen der einbezogenen Prozesse und Emissionen (Systemgrenzen) schließen gegebenenfalls Fackeln ein. 

2. Festlegung von Produkt-Benchmarks und Systemgrenzen unter Berücksichtigung der Austauschbarkeit von 
Brennstoffen und Strom 

Produkt-Benchmark Einbezogene Produkte Einbezogene Verfahren und Emissionen (System­
grenzen) 

Ausgangswert für 
die Bestimmung der 
jährlichen Kürzung 

der Benchmark­
werte 

(Zertifikate/t) 

Raffinerieprodukte Gemisch von Raffinerieprodukten mit über 
40 % leichten Produkten (Motorenbenzin 
(Ottokraftstoff), einschließlich Flugbenzin, 
leichtem Flugturbinenkraftstoff, anderen 
Leichtölen, Spezialbenzin, Leuchtöl (Kero­
sin), einschließlich Flugturbinenkraftstoff auf 
Petroleumbasis, Gasöl), ausgedrückt als CO2- 
gewichtete Tonne (CWT). Raffinerien mit ei­
nem anderen Produktmix fallen nicht unter 
diese Produkt-Benchmark. 

Einbezogen sind sämtliche Raffineriepro­
zesse, die der Definition einer der zur Be­
rechnung der CWT einbezogenen Prozess­
einheiten entsprechen, sowie nicht 
prozessbezogene Hilfseinrichtungen inner­
halb des Raffineriegeländes, wie Tanklager, 
Mischanlagen und Kläranlagen usw. Techni­
sche Einheiten zur Herstellung von Schmier­
mittel und Bitumen in Mainstream-Raffine­
rien sind in der Raffinerie-CWT und der 
Emissionsmenge enthalten. 

Technische Einheiten anderer Branchen, wie 
Petrochemie, sind oft physisch in Main­
stream-Raffinerien eingebunden. Solche 
technischen Einheiten und ihre Emissionen 
sind vom CWT-Modell ausgeschlossen. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird der Gesamtstromverbrauch inner­
halb der Systemgrenzen betrachtet. 

0,0295 

Im Elektrolichtbo­
genverfahren ge­
wonnener Kohlen­
stoffstahl 

Stahl mit einem Gehalt an metallischen Le­
gierungselementen von weniger als 8 % und 
einem Stahlbegleitergehalt in einem Umfang, 
der den Einsatz auf die Verwendungen be­
schränkt, für die keine hohe Oberflächen­
qualität und Verarbeitbarkeit erforderlich 
sind, und wenn keines der Kriterien für den 
Legierungsgehalt und die Qualität für hoch­
legierten Stahl erfüllt wird. Ausgedrückt in 
Tonnen Sekundärrohstalguss. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die 
direkt oder indirekt mit folgenden Prozess­
anlagen bzw. Prozessen in Zusammenhang 
stehen: Elektrolichtbogenofen, Sekundärme­
tallurgie, Gießen und Schneiden, Nachver­
brennungskammer, Entstaubungsanlage, Be­
hälterheizung, Vorwärmeinrichtungen für 
gegossene Blöcke, Schrotttrocknung und 
Schrottvorwärmung. 

An das Gießen anschließende Prozesse sind 
nicht eingeschlossen.  

0,283 
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Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird der Gesamtstromverbrauch inner­
halb der Systemgrenzen betrachtet.  

Im Elektrolichtbo­
genverfahren ge­
wonnener hochle­
gierter Stahl 

Stahl mit einem Gehalt an metallischen Le­
gierungselementen von 8 % oder mehr oder 
für Verwendungen, für die hohe Oberflä­
chenqualität und Verarbeitbarkeit erforder­
lich sind. Ausgedrückt in Tonnen Sekundär­
rohstalguss. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die 
direkt oder indirekt mit folgenden Prozess­
anlagen bzw. Prozessen in Zusammenhang 
stehen: Elektrolichtbogenofen, Sekundärme­
tallurgie, Gießen und Schneiden, Nachver­
brennungskammer, Entstaubungsanlage, Be­
hälterheizung, Vorwärmeinrichtung für 
gegossene Blöcke, Grube für langsames Ab­
kühlen, Schrotttrocknung und Schrottvor­
wärmung. Die Prozesseinheiten Ferrochrom- 
Konverter und Kryolager für Industriegase 
sind nicht einbezogen. 

An das Gießen anschließende Prozesse sind 
nicht eingeschlossen. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird der Gesamtstromverbrauch inner­
halb der Systemgrenzen betrachtet. 

0,352 

Eisenguss Gusseisen, ausgedrückt in Tonnen fertig le­
giertes, umgeschmolzenes und gießfertiges 
Flüssigeisen. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Prozessschritten 
Schmelzofen, Gießanlage, Kernmacherei und 
Endbearbeitung in Zusammenhang stehen. 

Der Prozessschritt „Endbearbeitung“ bezieht 
sich auf Schritte wie Gussputzen und nicht 
auf Schritte wie allgemeine maschinelle Be­
arbeitung, Wärmebehandlung oder Anstrich, 
die nicht unter die Systemgrenzen dieser 
Produkt-Benchmark fallen. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird lediglich der Stromverbrauch von 
Schmelzprozessen innerhalb der System­
grenzen betrachtet. 

0,325 

Mineralwolle Aus Glas, Gestein oder Schlacke hergestellte 
Dämmstoffe aus Mineralwolle für Wärme- 
und Schalldämmung sowie Brandschutz. 
Ausgedrückt in Tonnen Mineralwolle (markt­
fähige Produktion). 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktions­
schritten Schmelzen, Zerfaserung und Auf­
sprühen von Bindemitteln, Erhärten und 
Formen in Zusammenhang stehen. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird der Gesamtstromverbrauch inner­
halb der Systemgrenzen betrachtet. 

0,682 

Gipskarton Die Benchmark umfasst Platten, Tafeln, Die­
len, Fliesen und dergleichen aus Gips oder 
aus Mischungen auf der Grundlage von 
Gips, (nicht) mit Papier oder Pappe überzo­
gen oder verstärkt, ausgenommen gipsge­
bundene, verzierte Waren (in Tonnen Stuck­
gips, marktfähige Produktion). 

Hochdichte Gipsfaserplatten fallen nicht un­
ter diese Produkt-Benchmark. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Produktions­
schritten Zermahlen, Trocknen, Brennen 
und Trocknen der Platten in Zusammenhang 
stehen. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird lediglich der Stromverbrauch der 
Wärmepumpen in der Trocknungsphase be­
trachtet. 

Die Herstellung des Zwischenprodukts „ge­
trockneter Sekundärgips“ fällt nicht unter 
diese Benchmark. 

0,131 
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Industrieruß („Car­
bon Black“) 

Furnace-Ruß, ausgerückt in Tonnen Furnace- 
Ruß, marktfähige Produktion, mehr als 96 
% Reinheit. Gas- und Flammruß fallen nicht 
unter diese Benchmark. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
Furnace-Ruß sowie mit der Endbearbeitung, 
der Verpackung und dem Abfackeln in Zu­
sammenhang stehen. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird der Gesamtstromverbrauch inner­
halb der Systemgrenzen betrachtet. 

Der Faktor zur Berücksichtigung der Aus­
tauschbarkeit sollte unter Berücksichtigung 
von durch Strom betriebenen Vorrichtungen 
wie Pumpen und Kompressoren mit einer 
Nennleistung von 2 MW oder mehr berech­
net werden. 

1,954 

Ammoniak Ammoniak (NH3), ausgedrückt in Tonnen er­
zeugtes Ammoniak mit 100 % Reinheit. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
Ammoniak und dem Zwischenprodukt Was­
serstoff in Zusammenhang stehen. 

Die Herstellung von Ammoniak aus anderen 
Zwischenprodukten ist nicht enthalten. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird der Gesamtstromverbrauch inner­
halb der Systemgrenzen betrachtet. 

1,619 

Steamcracken Gemisch chemischer Wertprodukte, ausge­
drückt in Tonnen als die aus dem Crackerbe­
reich abgeführte Gesamtmasse von Acetylen, 
Ethen, Propen, Butadien, Benzol und Was­
serstoff, ausgenommen chemische Wertpro­
dukte aus zusätzlichem Einsatzgut (Wasser­
stoff, Ethen, sonstige chemische 
Wertprodukte), mit einem Ethengehalt des 
gesamten Produktgemischs von mindestens 
30 Massen-% und einem Gehalt an chemi­
schen Wertprodukten, Brenngas, Butenen 
und flüssigen Kohlenwasserstoffen von zu­
sammen mindestens 50 Massen-% des Ge­
samtgemischs. 

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung che­
mischer Wertprodukte als gereinigtes Pro­
dukt oder als Zwischenprodukt mit einem 
konzentrierten Gehalt des betreffenden che­
mischen Wertprodukts in der niedrigsten 
marktfähigen Form (Roh-C4, nicht hydrier­
tes Pyrolysebenzin) in Zusammenhang ste­
hen, ausgenommen C4-Trennung (Butadien- 
Anlage), C4-Hydrierung, Hydrotreating von 
Pyrolysebenzin und Aromatenextraktion so­
wie Logistik und Bestände für den laufenden 
Betrieb. Für die Bestimmung der indirekten 
Emissionen wird der Gesamtstromverbrauch 
innerhalb der Systemgrenzen betrachtet. 

0,702 

Aromaten Aromatengemisch, ausgedrückt als CO2-ge­
wichtete Tonne (CWT). 

Einbezogen sind alle Prozesse, die direkt 
oder indirekt mit dem aromatenspezifischen 
Anlagenteilen Pyrolysebenzin-Hydrotreater, 
Benzol-, Toluol-, Xylol- (BTX-)Extraktion, 
Toluoldisproportionierung (TDP), Hydrodes­
alkylierung (HDA), Xylolisomerisierung, p- 
Xylol-Anlage, Cumolproduktion, und Cyclo­
hexanproduktion in Zusammenhang stehen. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird der Gesamtstromverbrauch inner­
halb der Systemgrenzen betrachtet. 

0,0295 

Styrol Monomeres Styrol (Vinylbenzol, CAS-Num­
mer: 100-42-5). Ausgedrückt in Tonnen Sty­
rol (marktfähige Produktion). 

Einbezogen sind alle Prozesse, die direkt 
oder indirekt mit der Herstellung von Styrol 
und mit dem Zwischenprodukt Ethylbenzol 
(in der Menge, die als Einsatzstoff für die 
Styrolproduktion verwendet wird) in Zu­
sammenhang stehen.  

0,527 
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Produkt-Benchmark Einbezogene Produkte Einbezogene Verfahren und Emissionen (System­
grenzen) 

Ausgangswert für 
die Bestimmung der 
jährlichen Kürzung 

der Benchmark­
werte 

(Zertifikate/t) 

Bei Anlagen, die sowohl Propylenoxid als 
auch monomeres Styrol erzeugen, werden 
die Einrichtungen, die ausschließlich Propy­
len- und Propylenoxid-Grundoperationen 
dienen, von dieser Benchmark ausgeschlos­
sen. Für beide Zwecke genutzte Einrichtun­
gen werden gemäß dem Anteil der Produk­
tion in Tonnen an der Produktion von 
monomerem Styrol in die Benchmark einbe­
zogen. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird der Gesamtstromverbrauch inner­
halb der Systemgrenzen betrachtet.  

Wasserstoff Reiner Wasserstoff und Wasserstoff-Kohlen­
monoxid-Gemische mit einem Wasserstoff­
anteil von mindestens 60 % des Volumenan­
teils an der Gesamtmenge von Wasserstoff 
plus Kohlenmonoxid, auf der Basis der ag­
gregierten wasserstoff- und kohlenmonoxid­
haltigen Produktströme, die aus dem betref­
fenden Anlagenteil exportiert werden, 
ausgedrückt in Tonnen 100 % reiner Wasser­
stoff als marktfähige Nettoproduktion. 

Einbezogen sind alle Prozesselemente, die di­
rekt oder indirekt mit der Herstellung von 
Wasserstoff und der Trennung von Wasser­
stoff und Kohlenmonoxid in Zusammen­
hang stehen. Diese Elemente liegen zwi­
schen 

a) den Eintrittspunkten von Kohlenwasser­
stoff-Einsatzgut und, falls gesondert, 
Brennstoff(en), 

b)  den Austrittspunkten aller wasserstoff- 
bzw. kohlenmonoxidhaltigen Produkt­
ströme und 

c)  den Eintritts- bzw. Austrittspunkten von 
importierter oder exportierter Wärme. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird der Gesamtstromverbrauch inner­
halb der Systemgrenzen betrachtet. 

8,85 

Synthesegas Wasserstoff-Kohlenmonoxid-Gemische mit 
einem Wasserstoffanteil von weniger als 60 
% Volumenanteil an der Gesamtmenge von 
Wasserstoff und Kohlenmonoxid, auf der Ba­
sis der aggregierten wasserstoff- und kohlen­
monoxidhaltigen Produktströme, die aus 
dem betreffenden Anlagenteil exportiert 
werden. Ausgedrückt in Tonnen Synthesegas 
bezogen auf 47 Vol.-% Wasserstoff als 
marktfähige Nettoproduktion. 

Einbezogen sind alle Prozessbestandteile, die 
direkt oder indirekt mit der Herstellung von 
Synthesegas und der Trennung von Wasser­
stoff und Kohlenmonoxid in Zusammen­
hang stehen. Diese Elemente liegen zwi­
schen 

a) den Eintrittspunkten von Kohlenwasser­
stoff-Einsatzgut und, falls gesondert, 
Brennstoff(en), 

b)  den Austrittspunkten aller wasserstoff- 
bzw. kohlenmonoxidhaltigen Produkt­
ströme und 

c)  den Eintritts- bzw. Austrittspunkten von 
importierter oder exportierter Wärme. 

Für die Bestimmung der indirekten Emissio­
nen wird der Gesamtstromverbrauch inner­
halb der Systemgrenzen betrachtet. 

0,242 

Ethylenoxid/Ethy­
lenglycole 

Die Benchmark für Ethylenoxid bzw. Ethy­
lenglycol schließt folgende Produkte ein: 
Ethylenoxid (EO, hochrein), Monoethy­
lenglycol (MEG, Standardqualität und Faser­
qualität (hochrein)), Diethylenglycol (DEG) 
und Triethylenglycol (TEG).  

Einbezogen sind sämtliche Prozesse, die di­
rekt oder indirekt mit den Prozessteilen EO- 
Herstellung, EO-Reinigung und Glycolbe­
reich in Zusammenhang stehen 

Diese Produkt-Benchmark umfasst den Ge­
samtstromverbrauch (mit den damit zusam­
menhängenden indirekten Emissionen) in­
nerhalb der Systemgrenzen. 

0,512 
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Produkt-Benchmark Einbezogene Produkte Einbezogene Verfahren und Emissionen (System­
grenzen) 

Ausgangswert für 
die Bestimmung der 
jährlichen Kürzung 

der Benchmark­
werte 

(Zertifikate/t) 

Die Gesamtproduktmenge wird ausgedrückt 
in Tonnen EO-Äquivalent, das als die in eine 
Masseneinheit des betreffenden Glycols ein­
gebettete Menge EO (als Masse) definiert ist.    

Soweit nicht anders angegeben beziehen sich alle Produkt-Benchmarks auf 1 Tonne hergestelltes Produkt, ausgedrückt als 
marktfähige (Netto-)Produktion, und auf den 100 % reinen Stoff. 

Sämtliche Definitionen der einbezogenen Prozesse und Emissionen (Systemgrenzen) schließen gegebenenfalls Fackeln ein. 

3. Wärme- und Brennstoff-Benchmarks 

Benchmark 
Ausgangswert für die Bestimmung der jährlichen Kürzung der 

Benchmarkwerte 
(Zertifikate/TJ) 

Wärme-Benchmark 62,3 

Brennstoff-Benchmark 56,1   
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ANHANG II 

Produktspezifische Benchmarks 

1. Benchmark „Raffinerieprodukte“: Funktionen der CO2-gewichteten Tonne (CWT-Funktionen) 

CWT-Funktion Beschreibung Basis (kt/a) (*) CWT-Faktor 

Atmosphärische 
Destillation 

Anlage für milde Destillation von Rohöl, Anlage für Standarddestilla­
tion von Rohöl 

F 1,00 

Vakuumdestillation Fraktionierung im milden Vakuum, Standardvakuumkolonne, Vakuum­
fraktionierungskolonne 

Der Vakuumdestillationsfaktor umfasst auch die durchschnittliche Ener­
gie und die durchschnittlichen Emissionen der HFV-Anlage (Heavy Feed 
Vacuum). Da diese immer in Reihe mit der Anlage für die milde Destil­
lation (MVU) betrieben wird, wird die HFV-Kapazität nicht separat ge­
zählt. 

F 0,85 

Lösemittel- 
Entasphaltierung 

Konventionelles Lösemittel, superkritisches Lösemittel F 2,45 

Visbreaking Atmosphärischer Rückstand (ohne Soaker), atmosphärischer Rückstand 
(mit Soaker), Vakuumrückstand (ohne Soaker), Vakuumrückstand (mit 
Soaker) 

Der Visbreaking-Faktor umfasst auch die durchschnittliche Energie und 
die durchschnittlichen Emissionen der Vakuum-Verdampfungskolonne 
(VAC VFL), aber die Kapazität wird nicht separat gezählt. 

F 1,40 

Thermisches Cracken Der Thermal-cracking-Faktor umfasst auch die durchschnittliche Ener­
gie und die durchschnittlichen Emissionen der Vakuum-Verdampfungs­
kolonne (VAC VFL), aber die Kapazität wird nicht separat gezählt. 

F 2,70 

Delayed Coking Delayed Coking F 2,20 

Fluid Coking Fluid Coking F 7,60 

Flexicoking Flexicoking F 16,60 

Kokskalzinierung Drehrohröfen für Vertikal- und Horizontalbetrieb P 12,75 

Fluidkatalytisches 
Cracken 

Fluidkatalytisches Cracken, mildes katalytisches Cracken von Rückstän­
den, katalytisches Cracken von Rückständen 

F 5,50 

Anderes katalytisches 
Cracken 

Katalytisches Cracken nach dem Houdry-Verfahren, katalytisches Cra­
cken nach dem Thermofor-Verfahren 

F 4,10 

Hydrocracken von 
Destillat/Gasöl 

Mildes Hydrocracken, starkes Hydrocracken, Naphtha-Hydrocracken F 2,85 

Hydrocracken von 
Rückständen 

H-Oil, LC-Fining™ und Hycon F 3,75 
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CWT-Funktion Beschreibung Basis (kt/a) (*) CWT-Faktor 

Hydrotreating von 
Naphtha/Benzin 

Benzolsättigung, Entschwefelung von C4–C6-Einsatzstoffen, konven­
tionelles Hydrotreating von Naphtha, Sättigung von Dienen zu Olefi­
nen, Sättigung von Dienen im Alkylierungs-Einsatzstoff zu Olefinen, 
Hydrotreating von FCC-Benzin mit minimalem Oktanverlust, olefini­
sche Alkylierung von Thio S, S-Zorb™-Verfahren, selektives Hydrotrea­
ting von Pyrolysebenzin/Naphtha, Entschwefelung von Pyrolyseben­
zin/Naphtha, selektives Hydrotreating von Pyrolysebenzin/Naphtha. 

Der Naphtha-Hydrotreating-Faktor umfasst Energie und Emissionen des 
Reaktors für selektives Hydrotreating (NHYT/RXST), aber die Kapazität 
wird nicht separat gezählt. 

F 1,10 

Hydrotreating von 
Kerosin/Dieselöl 

Sättigung von Aromaten, konventionelles Hydrotreating, Hydrierung 
von Aromaten, die zur Verwendung als Lösemittel bestimmt sind, kon­
ventionelles Destillat-Hydrotreating, High-Severity-Destillat-Hydrotrea­
ting, Ultra-High-Severity-Hydrotreating, Entwachsen von Mitteldestillat, 
S-Zorb™-Verfahren, selektives Hydrotreating von Destillaten 

F 0,90 

Hydrotreating von 
Rückständen 

Entschwefelung des atmosphärischen Rückstands, Entschwefelung des 
Vakuumrückstands 

F 1,55 

VGO-Hydrotreating Hydrodesulfurierung/Denitrifikation, Hydrodesulfurierung F 0,90 

Herstellung von 
Wasserstoff 

Dampfmethanreforming, Dampfnaphthareforming, Anlagen für die 
partielle Oxidation von Light Feeds 

Der Faktor für die Wasserstoffherstellung umfasst Energie und Emissio­
nen für Reinigung (H2PURE), aber die Kapazität wird nicht separat ge­
zählt. 

P (bezogen auf 
100 % Wasser­

stoff) 

300,00 

Katalytisches 
Reforming 

Kontinuierliche Regeneration, zyklisch, halbregenerativ, AROMAX F 4,95 

Alkylierung Alkylierung mit Flusssäure, Alkylierung mit Schwefelsäure, Polymerisie­
rung des C3-Olefin-Einsatzstoffs, Polymerisierung des C3/C4-Einsatz­
stoffs, Dimersol 

Der Faktor für die Alkylierung/Polymerisierung umfasst Energie und 
Emissionen der Säureregeneration (ACID), aber die Kapazität wird nicht 
separat gezählt. 

P 7,25 

C4-Isomerisierung C4-Isomerisierung 

Der Faktor umfasst Energie und Emissionen der besonderen Fraktionie­
rung (DIB) in Zusammenhang mit C4-Isomerisierung auf Basis des 
EU27-Durchschnitts. 

R 3,25 

C5/C6-Isomerisierung C5/C6-Isomerisierung 

Der Faktor umfasst Energie und Emissionen der besonderen Fraktionie­
rung (DIH) in Zusammenhang mit C5-Isomerisierung auf Basis des 
EU27-Durchschnitts. 

R 2,85 

Herstellung von 
Oxygenat 

MBTE-Destillationsanlagen, MTBE- Extraktionsanlagen, ETBE, TAME, 
Herstellung von Isoocten 

P 5,60 

Herstellung von 
Propylen 

Chemische Qualität, Polymerqualität F 3,45 

Asphaltherstellung Asphalt- und Bitumenherstellung 

Die Produktionszahl sollte polymermodifiziertes Bitumen umfassen. 
Der CWT-Faktor umfasst Blasverfahren. 

P 2,10 
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CWT-Funktion Beschreibung Basis (kt/a) (*) CWT-Faktor 

Blending von 
polymermodifizierten 
Bitumina 

Blending von polymermodifizierten Bitumina P 0,55 

Schwefelrück­
gewinnung 

Schwefelrückgewinnung 

Der Faktor für Schwefelrückgewinnung umfasst Energie und Emissio­
nen der Tailgasreinigung (TRU) und der H2S-Springer-Anlage (U32), 
aber die Kapazität wird nicht separat gezählt. 

P 18,60 

Lösemittelextraktion 
von Aromaten 

ASE: Extraktive Destillation, ASE: Flüssig-Flüssig-Extraktion, ASE: Flüs­
sig-Flüssig-Extraktion mit extraktiver Destillation 

Der CWT-Faktor deckt alle Einsatzstoffe ab, einschließlich Pyrolyseben­
zin nach Hydrotreating. Pyrolysebenzin-Hydrotreating sollte unter 
Naphtha-Hydrotreating erfasst werden. 

F 5,25 

Hydrodesalkylierung Hydrodesalkylierung F 2,45 

TDP/TDA Toluol-Disproportionierung/Desalkylierung F 1,85 

Herstellung von 
Cyclohexan 

Herstellung von Cyclohexan P 3,00 

Xylol-Isomerisierung Xylol-Isomerisierung F 1,85 

Herstellung von p- 
Xylol 

p-Xylol-Adsorption, p-Xylol-Kristallisation 

Der Faktor umfasst auch Energie und Emissionen für Xylol-Splitter und 
o-Xylol-Rerun-Kolonne. 

P 6,40 

Herstellung von m- 
Xylol 

Herstellung von m-Xylol P 11,10 

Herstellung von 
Phthalsäureanhydrid 

Herstellung von Phthalsäureanhydrid P 14,40 

Herstellung von 
Maleinsäureanhydrid 

Herstellung von Maleinsäureanhydrid P 20,80 

Herstellung von 
Ethylbenzol 

Herstellung von Ethylbenzol 

Der Faktor umfasst auch Energie und Emissionen für Ethylbenzoldestil­
lation. 

P 1,55 

Herstellung von 
Cumol 

Herstellung von Cumol P 5,00 

Herstellung von 
Phenol 

Herstellung von Phenol P 1,15 

Lösemittelextraktion 
von Schmierölen 

Lösemittelextraktion von Schmierölen: Lösemittel ist Furfural, Lösemit­
tel ist NMP, Lösemittel ist Phenol, Lösemittel ist SO2 

F 2,10 

Lösemittelentwachsu­
ng von Schmierölen 

Lösemittelentwachsung von Schmierölen Lösemittel ist Chlorcarbon, 
Lösemittel ist MEK/Toluol, Lösemittel ist MEK/MIBK, Lösemittel ist Pro­
pan 

F 4,55 

Katalytische 
Wachsisomerisierung 

Katalytische Wachsisomerisierung und Entwachsen, selektives Wachs- 
Cracken 

F 1,60 
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CWT-Funktion Beschreibung Basis (kt/a) (*) CWT-Faktor 

Schmieröl- 
Hydrocracker 

Schmieröl-Hydrocracker mit Multifraktionsdestillation, Schmieröl-Hyd­
rocracker mit Vakuumstripper 

F 2,50 

Wachsentölung Wachsentölung: Lösemittel ist Chlorcarbon, Lösemittel ist MEK/Toluol, 
Lösemittel ist MEK/MIBK, Lösemittel ist Propan 

P 12,00 

Schmieröl-/Wachs- 
Hydrotreating 

Schmieröl-Hydrofining mit Vakuumstripper, Schmieröl-Hydrotreating 
mit Multifraktionsdestillation, Schmieröl-Hydrotreating mit Vakuum­
stripper, Wachs-Hydrofining mit Vakuumstripper, Wachs-Hydrotreating 
mit Multifraktionsdestillation, Wachs-Hydrotreating mit Vakuumstrip­
per 

F 1,15 

Lösemittel- 
Hydrotreating 

Lösemittel-Hydrotreating F 1,25 

Lösemittelfraktionier­
ung 

Lösemittelfraktionierung F 0,90 

Molsieb für C10 
+-Paraffine 

Molsieb für C10+-Paraffine P 1,85 

Partielle Oxidation 
von Rückständen 
(POX) für Brennstoffe 

POX-Synthesegas für Brennstoffe SG (bezogen 
auf 47 % Was­

serstoff) 

8,20 

Partielle Oxidation 
von Rückständen 
(POX) für Wasserstoff 
oder Methanol 

POX-Synthesegas für Wasserstoff oder Methanol, POX-Synthesegas für 
Methanol 

Der Faktor umfasst Energie und Emissionen für CO2-Shift-Reaktion 
und H2-Reinigung (U71), aber die Kapazität wird nicht separat gezählt. 

SG (bezogen 
auf 47 % Was­

serstoff) 

44,00 

Methanol aus 
Synthesegas 

Methanol P – 36,20 

Luftzerlegung Luftzerlegung P (MNm3 O2) 8,80 

Fraktionierung von 
gekauftem LNG 

Fraktionierung von gekauftem LNG F 1,00 

Rauchgasentschwefel­
ung und -entstickung 

DeSOx und DeNOx F (MNm3) 0,10 

Behandlung und 
Kompression von 
Brenngas zum 
Verkauf 

Behandlung und Kompression von Brenngas zum Verkauf kW 0,15 

Meerwasserentsalzung Meerwasserentsalzung P 1,15 

(*)  Nettomenge frische Einsatzstoffe (F), Reaktoreinsatzstoffe (R, mit Recyclat), Produktstrom (P), Synthesegasherstellung für POX-Einheiten (SG)  
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2. Benchmark „Aromaten“ CWT-Funktionen 

CWT-Funktion Beschreibung Basis (kt/a) (*) CWT-Faktor 

Hydrotreating von 
Naphtha/Benzin 

Sättigung von Benzol, Entschwefelung von C4–C6-Einsatzstoffen, kon­
ventionelles Hydrotreating von Naphtha, Sättigung von Dienen zu Ole­
finen, Sättigung von Dienen im Alkylierungseinsatzstoff zu Olefinen, 
Hydrotreating von FCC-Benzin mit minimalem Oktanverlust, olefini­
sche Alkylierung von Thio S, S-Zorb™-Verfahren, selektives Hydrotrea­
ting von Pyrolysebenzin/Naphtha, Entschwefelung von Pyrolyseben­
zin/Naphtha, selektives Hydrotreating von Pyrolysebenzin/Naphtha. 

Der Naphtha-Hydrotreating-Faktor umfasst Energie und Emissionen des 
Reaktors für selektives Hydrotreating (NHYT/RXST), aber die Kapazität 
wird nicht separat gezählt. 

F 1,10 

Lösemittelextraktion 
von Aromaten 

ASE: Extraktive Destillation, ASE: Flüssig-Flüssig-Extraktion, ASE: Flüs­
sig-Flüssig-Extraktion mit extraktiver Destillation 

Der CWT-Faktor deckt alle Einsatzstoffe ab, einschließlich Pyrolyseben­
zin nach Hydrotreating. Pyrolysebenzin-Hydrotreating sollte unter 
Naphtha-Hydrotreating erfasst werden. 

F 5,25 

TDP/TDA Toluol-Disproportionierung/Desalkylierung F 1,85 

Hydrodesalkylierung Hydrodesalkylierung F 2,45 

Xylol-Isomerisierung Xylol-Isomerisierung F 1,85 

Herstellung von p- 
Xylol 

p-Xylol-Adsorption, p-Xylol-Kristallisation 

Der Faktor umfasst auch Energie und Emissionen für Xylol-Splitter und 
o-Xylol-Rerun-Kolonne. 

P 6,40 

Herstellung von 
Cyclohexan 

Herstellung von Cyclohexan P 3,00 

Herstellung von 
Cumol 

Herstellung von Cumol P 5,00 

(*)  Nettomenge frische Einsatzstoffe (F), Produktstrom (P)   
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ANHANG III 

Historische Aktivitätsraten für bestimmte Produkt-Benchmarks gemäß Artikel 15 Absatz 8 und 
Artikel 17 Buchstabe f 

1.  Für Produkte, für die die Produkt-Benchmark „Raffinerieprodukte“ gemäß Anhang I gilt, wird die produktbezogene 
historische Aktivitätsrate im Bezugszeitraum auf der Grundlage der verschiedenen CWT-Funktionen und deren 
Definitionen, des Durchsatzes sowie der in Anhang II aufgeführten CWT-Faktoren angewandt, die nach folgender 
Formel bestimmt werden: 

HARCWT ¼ ARITHMETISCHES MITTEL 1,0183 �
Xn

i¼1

ðDSi,k � CWTiÞ þ 298 þ 0,315 � DSRD,k

 !

Dabei ist 

HARCWT:  Historische Aktivitätsrate, ausgedrückt in CWT 

DSi,k:  Durchsatz der CWT-Funktion i im Jahr k des Bezugszeitraums 

CWTi:  CWT-Faktor der CWT-Funktion i 

DSRD,k:  Durchsatz der CWT-Funktion „Rohöldestillation“ im Jahr k des Bezugszeitraums 

2.  Für Produkte, für die die Produkt-Benchmark „Kalk“ gemäß Anhang I gilt, wird die produktbezogene historische 
Aktivitätsrate im Bezugszeitraum anhand folgender Formel bestimmt: 

HARKalk,Standard ¼ ARITHMETISCHES MITTEL 
785 � mCaO,k þ 1 092 � mMgO,k

751,7
� HARKalk,unberichtigt,k

� �

Dabei ist 

HARKalk,Standard: Historische Aktivitätsrate der Kalkherstellung, ausgedrückt in Tonnen Kalk in Standard­
reinheit 

mCaO,k:  Gehalt an freiem CaO in dem im Jahr k des Bezugszeitraums gewonnenen Kalk, 
ausgedrückt als Massenanteil in Prozent 

Liegen keine Daten zum Gehalt an freiem CaO vor, so wird eine konservative Schätzung 
von nicht mehr als 85 % angewandt. 

mMgO,k:  Gehalt an freiem MgO in dem im Jahr k des Bezugszeitraums gewonnenen Kalk, 
ausgedrückt als Massenanteil in Prozent 

Liegen keine Daten zum Gehalt an freiem MgO vor, so wird eine konservative Schätzung 
von nicht mehr als 0,5 % angewandt. 

HARKalk,unberichtigt,k:  Unberichtigte historische Aktivitätsrate der Kalkherstellung im Jahr k des Bezugszeitraums, 
ausgedrückt in Tonnen Kalk 

3.  Für Produkte, für die die Produkt-Benchmark „Dolomitkalk“ gemäß Anhang I gilt, wird die produktbezogene 
historische Aktivitätsrate im Bezugszeitraum nach folgender Formel bestimmt: 

HARDol-k:,Stand: ¼ ARITHMETISCHES MITTEL 
785 � mCaO,k þ 1 092 � mMgO,k

865,6
� HARDol-k:,unberichtigt,k

� �

Dabei ist 

HARDol-k.,Stand.:  Historische Aktivitätsrate der Dolomitkalkherstellung, ausgedrückt in Tonnen 
Dolomitkalk in Standardreinheit 

mCaO,k:  Gehalt an freiem CaO in dem im Jahr k des Bezugszeitraums gewonnenen Dolomitkalk, 
ausgedrückt als Massenanteil in Prozent 

Liegen keine Daten zum Gehalt an freiem CaO vor, so wird eine konservative Schätzung 
von nicht mehr als 52 % angewandt. 
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mMgO,k:  Gehalt an freiem MgO in dem im Jahr k des Bezugszeitraums gewonnenen Dolomitkalk, 
ausgedrückt als Massenanteil in Prozent 

Liegen keine Daten zum Gehalt an freiem MgO vor, so wird eine konservative Schätzung 
von nicht mehr als 33 % angewandt. 

HARDol-k.,unberichtigt,k:  Unberichtigte historische Aktivitätsrate der Dolomitkalkherstellung im Jahr k des 
Bezugszeitraums, ausgedrückt in Tonnen Kalk 

4.  Für Produkte, für die die Produkt-Benchmark „Steamcracken“ gemäß Anhang I gilt, wird die produktbezogene 
historische Aktivitätsrate im Bezugszeitraum nach folgender Formel bestimmt: 

HARcWP,netto ¼ ARITHMETISCHES MITTEL ðHARcWP,insg:,k − HZEH,k − HZEE,k − HZEO,kÞ

Dabei ist 

HARcWP,netto:  Historische Aktivitätsrate für chemische Wertprodukte ohne chemische Wertprodukte aus 
zusätzlichem Einsatzgut, ausgedrückt in Tonnen chemische Wertprodukte 

HARcWP,insg.,k:  Historische Aktivitätsrate der Gesamtproduktion chemischer Wertprodukte im Jahr k des 
Bezugszeitraums, ausgedrückt in Tonnen chemische Wertprodukte 

HZEH,k:  Historischer zusätzlicher Einsatz von Wasserstoff im Jahr k des Bezugszeitraums, ausgedrückt in 
Tonnen Wasserstoff 

HZEE,k:  Historischer zusätzlicher Einsatz von Ethen im Jahr k des Bezugszeitraums, ausgedrückt in Tonnen 
Ethen 

HZEO,k:  Historischer zusätzlicher Einsatz anderer chemischer Wertprodukte als Wasserstoff und Ethen im 
Jahr k des Bezugszeitraums, ausgedrückt in Tonnen chemische Wertprodukte 

5.  Für Produkte, für die die Produkt-Benchmark „Aromaten“ gemäß Anhang I gilt, wird die produktbezogene historische 
Aktivitätsrate im Bezugszeitraum auf der Grundlage der verschiedenen CWT-Funktionen und deren Definitionen, des 
Durchsatzes sowie der in Anhang II aufgeführten CWT-Faktoren angewandt, die nach folgender Formel bestimmt 
werden: 

HARCWT ¼ ARITHMETISCHES MITTEL 
Xn

i¼1

ðDSi,k � CWTiÞ

 !

Dabei ist 

HARCWT:  Historische Aktivitätsrate, ausgedrückt in CWT 

DSi,k:  Durchsatz der CWT-Funktion i im Jahr k des Bezugszeitraums 

CWTi:  CWT-Faktor der CWT-Funktion i 

6.  Für Produkte, für die die Produkt-Benchmark „Wasserstoff“ gemäß Anhang I gilt, wird die produktbezogene 
historische Aktivitätsrate im Bezugszeitraum nach folgender Formel bestimmt: 

HARH2 ¼ ARITHMETISCHES MITTEL HARH2þCO,k � 1 − 
1 − VFH2,k

0,4027

� �

� 0,00008987 t
Nm3

� �

Dabei ist 

HARH2:  Historische Aktivitätsrate der Wasserstoffherstellung, bezogen auf 100 % Wasserstoff 

VFH2,k:  Historische Produktion Volumenfraktion reiner Wasserstoff im Gesamtvolumen Wasserstoff und 
Kohlenmonoxid im Jahr k des Bezugszeitraums 

HARH2 + CO,k:  Historische Aktivitätsrate der Wasserstoffherstellung, bezogen auf den historischen 
Wasserstoffgehalt, ausgedrückt in Normkubikmetern pro Jahr (Normbedingungen sind 0 °C und 
101,325 kPa) im Jahr k des Bezugszeitraums 
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7.  Für Produkte, für die die Produkt-Benchmark „Synthesegas“ gemäß Anhang I gilt, wird die produktbezogene 
historische Aktivitätsrate im Bezugszeitraum nach folgender Formel bestimmt: 

HARSynthesegas ¼ ARITHMETISCHES MITTEL HARH2þCO,k � 1 − 
0,47 − VFH2,k

0,0863

� �

� 0,0007047 t
Nm3

� �

Dabei ist 

HARSynthesegas:  Historische Aktivitätsrate der Synthesegasherstellung, bezogen auf 47 % Wasserstoff 

VFH2,k:  Historische Produktion Volumenfraktion reiner Wasserstoff im Gesamtvolumen Wasserstoff und 
Kohlenmonoxid im Jahr k des Bezugszeitraums 

HARH2 + CO,k:  Historische Aktivitätsrate der Synthesegasherstellung, bezogen auf den historischen 
Wasserstoffgehalt, ausgedrückt in Normkubikmetern pro Jahr (Normbedingungen sind 0 °C und 
101,325 kPa) im Jahr k des Bezugszeitraums 

8.  Für Produkte, für die die Produkt-Benchmark „Ethylenoxid/Ethylenglycole“ gemäß Anhang I gilt, wird die 
produktbezogene historische Aktivitätsrate im Bezugszeitraum nach folgender Formel bestimmt: 

HAREO=CG ¼ ARITHMETISCHES MITTEL 
Xn

i¼1

ðHARi,k � UFEOE,iÞ

 !

Dabei ist 

HAREO/EG:  Historische Aktivitätsrate für die Herstellung von Ethylenoxid/Ethylenglycolen, ausgedrückt in Tonnen 
Ethylenoxidäquivalent 

HARi,k:  Historische Aktivitätsrate für die Herstellung von Ethylenoxid/Ethylenglycolen i im Jahr k des 
Bezugszeitraums, ausgedrückt in Tonnen 

UFEOE,i:  Faktor für die Umrechnung des Ethylenoxids oder Ethylenglycols i auf Ethylenoxid 

Folgende Umrechnungsfaktoren werden angewandt: 

Ethylenoxid: 1,000 

Monoethylenglycol: 0,710 

Diethylenglycol: 0,830 

Triethylenglycol: 0,880   
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ANHANG IV 

Parameter für die Erhebung von Bezugsdaten 

Unbeschadet der Befugnis der zuständigen Behörde, gemäß Artikel 15 Absatz 1 zusätzliche Daten zu verlangen, müssen 
Anlagenbetreiber für die Zwecke des Bezugsdatenberichts die nachstehenden Daten auf Ebene der Anlagen und 
Anlagenteile für alle Kalenderjahre des relevanten Bezugszeitraums übermitteln. Bei neuen Marktteilnehmern umfasst der 
Bezugsdatenbericht alle in den Abschnitten 1 und 2 aufgeführten Daten auf Ebene der Anlage und Anlagenteile. 

1.  ALLGEMEINE DATEN VON ANLAGEN 

1.1.  Angaben zur Anlage und ihrem Betreiber 

Diese Rubrik enthält mindestens folgende Angaben: 

a)  Name und Anschrift der Anlage; 

b)  im Unionsregister verwendete Anlagenkennung; 

c)  Genehmigungskennung und Datum der Ausstellung der ersten Genehmigung zur Emission von Treibhausgasen 
(THG-Genehmigung), die der Anlage gemäß Artikel 6 der Richtlinie 2003/87/EG erteilt wurde; 

d)  Genehmigungskennung und gegebenenfalls Datum der letzten THG-Genehmigung; 

e) Name und Anschrift des Anlagenbetreibers, Kontaktdaten des bevollmächtigten Vertreters und einer Hauptkon­
taktperson, falls abweichend. 

1.2.  Angaben zur Prüfstelle 

Diese Rubrik enthält mindestens folgende Angaben: 

a)  Name und Anschrift der Prüfstelle, Kontaktdaten des bevollmächtigten Vertreters und einer Hauptkontaktperson, 
falls abweichend. 

b)  Name der nationalen Akkreditierungsstelle, die die Prüfstelle akkreditiert hat; 

c)  von der nationalen Akkreditierungsstelle erteilte Registriernummer. 

1.3.  Angaben zur Tätigkeit 

Diese Rubrik enthält mindestens folgende Angaben: 

a)  Liste der in der Anlage durchgeführten Tätigkeiten gemäß Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG: 

b)  NACE-Code (Revision 2) der Anlage gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (1); 

c)  ob die Anlage unter eine oder mehrere Kategorien fällt, die gemäß Artikel 27 oder Artikel 27a der Richtlinie 
2003/87/EG vom EU-EHS ausgeschlossen werden können: 

— Emissionen von weniger als 25 000 t CO2-Äquivalent pro Jahr und gegebenenfalls eine Feuerungswärme­
leistung von weniger als 35 MW; 

—  Krankenhaus; 

—  Emissionen von weniger als 2 500 t CO2-Äquivalent pro Jahr; 

—  weniger als 300 Stunden pro Jahr in Betrieb. 
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1.4.  Anspruch auf kostenlose Zuteilung 

Diese Rubrik enthält mindestens folgende Angaben: 

a)  ob die Anlage ein Stromerzeuger gemäß Artikel 3 Buchstabe u der Richtlinie 2003/87/EG ist; 

b)  ob die Anlage für die Abscheidung von CO2 oder den Transport von CO2 in Rohrleitungen verwendet wird oder 
ob sie eine Speicherstätte gemäß Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (2) ist; 

c)  ob die Anlage nicht zur Stromerzeugung genutzte Wärme erzeugt. 

1.5.  Liste der Anlagenteile 

Diese Rubrik enthält eine Liste aller Anlagenteile in der Anlage. 

1.6.  Liste der Anschlüsse an andere EU-EHS-Anlagen oder Nicht-EHS-Einrichtungen für die Weiterleitung von 
messbarer Wärme, Zwischenprodukten, Restgasen oder CO2 zur Verwendung in dieser Anlage oder zur 
dauerhaften geologischen Speicherung 

Diese Rubrik enthält mindestens die folgenden Angaben zu jeder angeschlossenen Anlage oder Einrichtung: 

a)  Name der angeschlossenen Anlage oder Einrichtung; 

b)  Art des Anschlusses (Einfuhr oder Ausfuhr: messbare Wärme, Restgase, CO2); 

c)  fällt die Anlage oder die Einrichtung ihrerseits unter das EU-EHS? 

—  falls ja, Registernummer und Genehmigungskennung, Kontaktperson; 

—  falls nein, Name und Anschrift der Einrichtung, Kontaktperson. 

2.  AUSFÜHRLICHE JAHRESDATEN FÜR JEDES JAHR DES BEZUGSZEITRAUMS 

2.1.  Ausführliche geprüfte Jahresemissionsdaten auf Anlagenebene 

Diese Rubrik enthält mindestens folgende Angaben: 

a)  Zu jedem Stoffstrom: Tätigkeitsdaten, Berechnungsfaktoren, Emissionen aus fossilen Quellen, Emissionen aus 
Biomasse bei Brennstoffen (auch, wenn als Prozess-Input verwendet), anhand des unteren Heizwerts berechneter 
Energie-Input; 

b)  zu jeder Emissionsquelle, auf die Systeme der kontinuierlichen Emissionsüberwachung angewandt werden: 
Emissionen aus fossilen Quellen, Emissionen aus Biomasse, jährliches Stundenmittel der THG-Konzentrationen 
und des Abgasstroms; im Fall von CO2: Proxy-Daten für den Energie-Input im Zusammenhang mit den 
Emissionen; 

c)  bei Verwendung eines Fall-back-Konzepts gemäß Artikel 22 der Verordung (EU) Nr. 601/2012, die ermittelten 
Emissionen aus fossilen und Biomassequellen, Proxy-Daten für den mit den Emissionen zusammenhängenden 
Energie-Input, soweit zutreffend; 

d)  die Menge weitergeleitetes (importiertes und/oder exportiertes) CO2. 

Die Mitgliedstaaten können den Anlagenbetreibern gestatten, lediglich aggregierte Emissionsdaten zu übermitteln. 

2.2.  Jährliche Emissionen pro Anlagenteil 

Diese Rubrik enthält eine vollständige Emissionsbilanz, in der die jedem Anlagenteil zuzuordnende Emissionsmenge 
ausgewiesen ist. 

2.3.  Jährliche Anlagengesamtbilanz des Imports, der Erzeugung, des Verbrauchs und des Exports von Wärme 

Diese Rubrik enthält mindestens folgende Angaben: 

a)  Gesamtmenge des in der Anlage verwendeten Energie-Inputs, der aus Brennstoffen stammt; 

b)  soweit zutreffend, den Energiegehalt importierter Restgase; 

c)  soweit zutreffend, den Energiegehalt von Brennstoffen, die an andere technisch direkt angeschlossene EU-EHS- 
Anlagen oder Nicht-EHS-Einrichtungen exportiert werden; 
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d)  soweit zutreffend, den Energiegehalt von Restgasen, die an andere EU-EHS-Anlagen oder Nicht-EHS- 
Einrichtungen exportiert werden; 

e)  Energie-Input aus für die Stromerzeugung verwendeten Brennstoffen; 

f)  Energie-Input aus Brennstoffen, die Anlagenteilen mit Brennstoff-Benchmark zugeordnet werden 
(aufgeschlüsselt nach Anlagenteilen mit Brennstoff-Benchmark, für die ein Verlagerungsrisiko besteht, und 
solchen, für das nicht der Fall ist); 

g)  Brennstoff-Input, der für die Erzeugung messbarer Energie verwendet wird; 

h)  Gesamtmenge der in der Anlage produzierten messbaren Wärme; 

i)  Nettomenge der aus EU-EHS-Anlagen importierten messbaren Wärme; 

j)  Nettomenge der aus nicht unter das EU-EHS fallenden Anlagen und Einrichtungen importierten messbaren 
Wärme; 

k)  Nettomenge der innerhalb der Anlage für die Stromerzeugung verbrauchten messbaren Wärme; 

l)  Nettomenge der innerhalb der Anlage in Anlagenteilen mit Produkt-Benchmark verbrauchten messbaren 
Wärme; 

m)  Nettomenge der an EU-EHS-Anlagen exportierten messbaren Wärme; 

n)  Nettomenge der an nicht unter das EU-EHS fallenden Anlagen und Einrichtungen exportierten messbaren 
Wärme; 

o)  Nettomenge der für Fernwärmezwecke exportierten messbaren Wärme; 

p)  Nettomenge der messbaren Wärme, die Anlagenteilen mit Wärme-Benchmark zugeordnet werden kann 
(aufgeschlüsselt nach Fernwärmeanlagenteilen mit Wärme-Benchmark, für die ein Verlagerungsrisiko besteht, 
und solchen, für die das nicht der Fall ist); 

q)  Menge der Wärmeverluste, falls diese nicht bereits in den unter den Buchstaben a bis p genannten Daten 
enthalten sind. 

2.4.  Jährliche Zuordnung von Energie an Anlagenteile 

Diese Rubrik enthält mindestens folgende Angaben: 

a)  Energie-Input aus Brennstoffen mit jeweiligem Emissionsfaktor in 

—  jedem Anlagenteil mit Produkt-Benchmark; 

—  jedem Fernwärmeanlagenteil mit Wärme-Benchmark; 

—  jedem Anlagenteil mit Brennstoff-Benchmark; 

b)  Menge der messbaren Wärme, die importiert wurde 

—  durch jeden Anlagenteil mit Produkt-Benchmark; 

—  aus Salpetersäure erzeugenden Anlagenteilen mit Produkt-Benchmark; 

—  aus Zellstoff/Holzstoff erzeugenden Anlagenteilen; 

c)  Menge der messbaren Wärme, die exportiert wurde 

—  durch jeden Anlagenteil mit Produkt-Benchmark. 

2.5.  Jährliche Anlagengesamtbilanz des Imports, der Erzeugung, des Verbrauchs und des Exports von Strom 

Diese Rubrik enthält mindestens folgende Angaben: 

a)  Gesamtmenge des aus Brennstoffen erzeugten Stroms; 

b)  Gesamtmenge des anders erzeugten Stroms; 

c)  Gesamtmenge des aus dem Netz oder von anderen Anlagen importierten Stroms; 

d)  Gesamtmenge des an das Netz oder andere Anlagen exportierten Stroms; 

e)  Gesamtmenge des in der Anlage verbrauchten Stroms; 

f)  bei Stromverbrauch in Anlagenteilen mit Produkt-Benchmark, die in Anhang I Teil 2 aufgeführt sind, Menge des 
verbrauchten Stroms, der als austauschbar erachtet werden kann. 

Die Angaben unter den Buchstaben a bis e müssen nur von Anlagen übermittelt werden, die Strom erzeugen. 
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2.6.  Weitere Jahresdaten zu Anlagenteilen 

Diese Rubrik enthält mindestens folgende Angaben: 

a)  Die Menge der Anlageteilen zugeordneten messbaren Wärme, die aus Nicht-EHS-Einrichtungen oder -Prozessen 
importiert wird; 

b)  soweit zutreffend zu jedem Anlagenteil eine Liste der innerhalb der Systemgrenzen des Anlagenteils hergestellten 
Produkte mit ihren Codes gemäß der in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3924/91 des Rates (3) 
genannten PRODCOM-Liste auf der Grundlage der NACE-4-Codes gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates (4) (NACE Rev. 2) und der Produktionsmenge. In gemäß Artikel 10b 
Absatz 5 der Richtlinie 2003/87/EG verabschiedeten delegierten Rechtsakten muss PRODCOM mindestens bis 
zur entsprechenden Subsektorkennzeichnung aufgeschlüsselt werden; 

c)  bei einem mit einem Verlagerungsrisiko behafteten Anlagenteil mit Wärme-Benchmark im Falle des Exports von 
messbarer Wärme an Nicht-EHS-Anlagen oder -Einrichtungen abweichend von Buchstabe b die NACE-4-Codes 
(NACE Rev. 2) dieser Anlagen oder Einrichtungen; 

d)  soweit zutreffend und dem Anlagenbetreiber vorliegend, zu jedem Anlagenteil den Emissionsfaktor des mit der 
importierten oder exportierten messbaren Wärme zusammenhängenden Brennstoffmixes; 

e)  soweit zutreffend, zu jedem Anlagenteil die Menge und den Emissionsfaktor der importierten oder exportierten 
Restgase; 

f)  soweit zutreffend, zu jedem Anlagenteil den Energiegehalt (unterer Heizwert) der importierten oder exportierten 
Restgase. 

2.7.  Jährliche Tätigkeitsdaten für Anlagenteile mit Produkt-Benchmark 

Diese Rubrik enthält mindestens folgende Angaben: 

a)  jährliche Produktionsdaten zu dem in Anhang I genannten Produkt in der dort genannten Einheit; 

b)  eine Liste von Produkten, die innerhalb der Systemgrenzen des Anlagenteils hergestellt wurde, mit ihren 
PRODCOM-Codes (auf der Grundlage von NACE Rev. 2). In gemäß Artikel 10b Absatz 5 der Richtlinie 
2003/87/EG verabschiedeten delegierten Rechtsakten muss PRODCOM mindestens bis zur entsprechenden 
Subsektorkennzeichnung aufgeschlüsselt werden; 

c)  Menge weitergeleitetes CO2, das von anderen Anlagenteilen, Anlagen oder sonstigen Einrichtungen importiert 
oder dorthin exportiert wurde; 

d)  Menge der exportierten oder importierten Zwischenprodukte, die unter Anlagenteile mit Produkt-Benchmark 
fallen; 

e)  soweit zutreffend, für die Anlagenteile mit der Produkt-Benchmark „Raffinerieprodukte“ oder „Aromaten“, den 
jährlichen Durchsatz für jede CWT-Funktion gemäß Anhang II; 

f)  soweit zutreffend, für die Anlagenteile mit der Produkt-Benchmark „Kalk“ oder „Dolomitkalk“ die unberichtigte 
Jahresproduktionsmenge und die jährlichen Mittelwerte für mCaO und mMgO im Einklang mit Anhang III; 

g)  soweit zutreffend, für die Anlagenteile mit der Produkt-Benchmark „Steamcracken“ die jährliche 
Gesamtproduktion chemischer Wertprodukte und die Menge zusätzlicher Einsatzstoffe, ausgedrückt in Mengen 
Wasserstoff, Ethen und anderer chemischer Wertprodukte; 

h)  soweit zutreffend, für die Anlagenteile mit der Produkt-Benchmark „Wasserstoff“ oder „Synthesegas“ die jährliche 
Wasserstoff- oder Synthesegasproduktion, bezogen auf den Wasserstoffgehalt, ausgedrückt in Normkubikmetern 
pro Jahr (Normbedingungen sind 0 °C und 101,325 kPa) und die Jahresproduktion Volumenfraktion reiner 
Wasserstoff im Wasserstoff-/Kohlenmonoxidgemisch; 

i)  soweit zutreffend, für die Anlagenteile mit der Produkt-Benchmark „Ethylenoxid/Ethylenglycole“ die jährliche 
Produktionsmenge von Ethylenoxid, Monoethylenglycol, Diethylenglycol und Triethylenglycol; 

j)  soweit zutreffend, für die Anlagenteile mit der Produkt-Benchmark „Vinylchlorid-Monomer“ die verbrauchte, aus 
dem Wasserstoffverbrauch stammende Wärme; 
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k)  soweit zutreffend, für die Anlagenteile mit der Produkt-Benchmark „Kurzfaser-Sulfatzellstoff“, „Langfaser- 
Sulfatzellstoff“, „Sulfitzellstoff, thermo-mechanischer Holzstoff und mechanischer Holzstoff“, oder für andere 
Anlagenteile, die nicht unter eine Produkt-Benchmark fallenden Zellstoff/Holzstoff betreffen, die 
Jahresproduktion des jeweiligen Zellstoffs/Holzstoffs und die Jahresmenge des in Verkehr gebrachten 
Zellstoffs/Holzstoffs, der nicht in derselben oder anderen technisch angeschlossenen Anlagen zu Papier 
verarbeitet wird; 

l)  soweit zutreffend, den Energiegehalt und Emissionsfaktor von innerhalb der Systemgrenzen für den Anlagenteil 
mit der entsprechenden Produkt-Benchmark erzeugten Restgasen, die innerhalb oder außerhalb der 
Systemgrenzen dieses Anlagenteils abgefackelt (ausgenommen Sicherheitsabfackelung) und nicht für die Zwecke 
der Erzeugung messbarer Wärme, nicht messbarer Wärme oder von Strom verwendet werden. 

3.  DATEN FÜR EINE AKTUALISIERUNG VON BENCHMARKS 

3.1.  Jahresdaten für Anlagenteile mit Produkt-Benchmark 

Diese Rubrik enthält mindestens die folgenden Angaben für jedes Jahr des Bezugszeitraums: 

a)  eine Liste von Produkten, die innerhalb der Systemgrenzen des Anlagenteils hergestellt werden, mit ihren 
PRODCOM-Codes (NACE Rev. 2); 

b)  Aktivitätsrate; 

c)  zugeordnete Emissionen, ausgenommen Emissionen im Zusammenhang mit dem Import von messbarer 
Wärme aus anderen Anlagenteilen, Anlagen oder anderen Einrichtungen; 

d)  Menge der aus anderen Anlagenteilen, Anlagen oder anderen Einrichtungen importieren messbaren Wärme mit 
dem Emissionsfaktor, soweit bekannt; 

e)  Menge der in andere Anlagenteile, Anlagen oder sonstige Einrichtungen exportierten messbaren Wärme; 

f)  Menge, Energiegehalt und Emissionsfaktor von Restgasen, die aus anderen Anlagenteilen, Anlagen oder 
sonstigen Einrichtungen importiert werden; 

g)  Menge, Energiegehalt und Emissionsfaktor der erzeugten Restgase; 

h)  Menge, Energiegehalt und Emissionsfaktor von Restgasen, die in andere Anlagenteile, Anlagen oder sonstige 
Einrichtungen exportiert werden; 

i)  Menge verbrauchter Strom, der als austauschbar erachtet werden kann, im Falle von Benchmarks, die in 
Anhang I Teil 2 aufgeführt sind; 

j)  Menge erzeugter Strom; 

k)  Menge weitergeleitetes CO2, das aus anderen Anlagenteilen, Anlagen oder sonstigen Einrichtungen importiert 
wurde; 

l)  Menge weitergeleitetes CO2, das in andere Anlagenteile, Anlagen oder sonstige Einrichtungen exportiert wurde; 

m)  Export oder Import von Zwischenprodukten, die unter Produkt-Benchmarks fallen (ja/nein) und eine 
Beschreibung der Art des Zwischenprodukts, soweit zutreffend; 

n)  Menge zusätzlicher Einsatzstoffe, ausgedrückt in Mengen Wasserstoff, Ethen und anderer chemischer Wertstoffe 
im Falle der Produkt-Benchmark „Steamcracken“; 

o)  aus dem Wasserstoffverbrauch stammende, verbrauchte Wärme im Falle der Produkt-Benchmark „Vinylchlorid- 
Monomer“. 

3.2.  Jahresdaten für Anlagenteile mit Wärme-Benchmark und für Fernwärmeanlagenteile 

Diese Rubrik enthält mindestens die folgenden Angaben für jedes Jahr des Bezugszeitraums: 

a)  Nettomenge der in jedem Anlagenteil mit Wärme-Benchmark oder jedem Fernwärmeanlagenteil erzeugten 
messbaren Wärme; 

b)  Emissionen, die der Erzeugung messbarer Wärme zugeordnet werden; 

c)  Aktivitätsrate des Anlagenteils; 

d)  Menge messbarer Wärme, die aus anderen Anlagenteilen, Anlagen oder sonstigen Einrichtungen importiert oder 
dorthin exportiert wurde; 

e)  Menge erzeugter Strom. 

27.2.2019 L 59/54 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



3.3.  Jahresdaten für Anlagenteile mit Brennstoff-Benchmark 

Diese Rubrik enthält mindestens die folgenden Angaben für jedes Jahr des Bezugszeitraums: 

a)  Aktivitätsrate; 

b)  zugeordnete Emissionen.   

ANHANG V 

Für die Kürzung der kostenlosen Zuteilung gemäß Artikel 10b Absatz 4 der Richtlinie 2003/87/EG 
anwendbare Faktoren 

Jahr Faktorwert 

2021 0,300 

2022 0,300 

2023 0,300 

2024 0,300 

2025 0,300 

2026 0,300 

2027 0,225 

2028 0,150 

2029 0,075 

2030 0,000   
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ANHANG VI 

Mindestinhalt des Plans zur Überwachungsmethodik 

Der Plan zur Überwachungsmethodik enthält mindestens folgende Angaben:  

1. Allgemeine Angaben zur Anlage: 

a)  Angaben zur Identifizierung der Anlage und des Anlagenbetreibers, einschließlich der im Unionsregister 
verwendeten Anlagenkennung; 

b)  Angaben zur Version des Plans zur Überwachungsmethodik, Datum der Genehmigung durch die zuständige 
Behörde und Zeitpunkt, ab dem er anwendbar ist; 

c)  eine Beschreibung der Anlage, insbesondere eine Beschreibung der wichtigsten dort durchgeführten Prozesse, eine 
Liste der Emissionsquellen, ein Flussdiagramm und einen Plan der Anlage, die es gestatten, die wichtigsten Stoff- 
und Energieströme zu verstehen; 

d)  ein Schaubild mit mindestens folgenden Angaben: 

—  die technischen Elemente der Anlage, Identifizierung von Emissionsquellen und Einheiten, die Wärme 
erzeugen bzw. verbrauchen; 

—  alle Energie- und Materialströme, insbesondere Stoffströme, messbare und nicht messbare Wärme, 
gegebenenfalls Strom und Restgase; 

—  die Messpunkte und Messgeräte; 

—  die Systemgrenzen der Anlagenteile, einschließlich der Trennung zwischen Anlagenteilen, die Sektoren 
bedienen, bei denen von einem erheblichen Verlagerungsrisiko ausgegangen wird, und Anlagenteilen, die 
andere Sektoren bedienen, auf der Grundlage von NACE Rev. 2, oder PRODCOM; 

e)  eine Liste und Beschreibung der Anschlüsse an andere EU-EHS-Anlagen oder Nicht-EHS-Einrichtungen für die 
Weiterleitung von messbarer Wärme, Zwischenprodukten, Restgasen oder CO2 für die Verwendung in dieser 
Anlage oder für die dauerhafte geologische Speicherung mit dem Namen und der Anschrift und einer 
Kontaktperson der angeschlossenen Anlage oder Einrichtung und ihrer eindeutigen Kennung im Unionsregister, 
soweit zutreffend; 

f)  eine Bezugnahme auf das Verfahren für die Zuweisung der Überwachungs- und Berichterstattungszuständigkeiten 
innerhalb der Anlage und für die Verwaltung der Qualifikationen des zuständigen Personals; 

g)  eine Bezugnahme auf das Verfahren für die regelmäßige Evaluierung der Angemessenheit des Plans zur 
Überwachungsmethodik im Einklang mit Artikel 9 Absatz 1; dieses Verfahren sorgt insbesondere dafür, dass für 
alle in Anhang IV genannten Datenpunkte, die für die Anlage relevant sind, Überwachungsmethoden eingeführt 
wurden, und dass im Einklang mit Anhang VII Abschnitt 4 die genauesten Datenquellen herangezogen werden; 

h)  eine Bezugnahme auf die schriftlichen Verfahren für die Datenflussaktivitäten und Kontrollaktivitäten gemäß 
Artikel 11 Absatz 2 mit Diagrammen, soweit dies zur Erläuterung erforderlich ist;  

2. Angaben zu Anlagenteilen: 

a)  zu jedem Anlagenteil eine Bezugnahme auf das Verfahren, nach dem die hergestellten Produkte und ihre 
PRODCOM-Codes erfasst werden; 

b)  die Systemgrenzen jedes Anlagenteils mit einer klaren Beschreibung, welche technischen Einheiten enthalten sind, 
und einer Beschreibung der durchgeführten Prozesse sowie der Angabe, welche Input-Materialien und Brennstoffe, 
Produkte und Outputs welchen Anlagenteilen zugeordnet sind; im Falle komplexer Anlagenteile ist für diese 
gesondert ein detailliertes Flussdiagramm beizufügen; 

c)  eine Beschreibung der Teile von Anlagen, die mehr als einem Anlagenteil dienen, einschließlich Heizungsanlagen, 
gemeinsam genutzte Kessel und KWK-Anlagen; 

d)  soweit zutreffend, für jeden Anlagenteil die Beschreibung der Methoden für die Zuordnung der Teile von Anlagen, 
die mehr als einem Anlagenteil dienen, und ihre Emissionen an die entsprechenden Anlagenteile;  

3. Überwachungsmethoden auf Ebene der Anlage; 

a)  eine Beschreibung der Methoden zur Quantifizierung der Gesamtanlagenbilanz von Import, Erzeugung, Verbrauch 
und Export von Wärme, 

b)  die Methode zur Vermeidung von Datenlücken und Doppelzählungen; 
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4. Überwachungsmethoden auf Ebene der Anlagenteile; 

a)  eine Beschreibung der Methoden zur Quantifizierung der Direktemissionen des Anlagenteils, soweit zutreffend mit 
der Methode zur Quantifizierung der dem Anlagenteil zugeordneten absoluten Menge oder des absoluten 
Prozentsatzes der Stoffströme oder Emissionen, die mit auf Messung beruhenden Methodiken gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 601/2012 überwacht werden; 

b)  soweit zutreffend, eine Beschreibung der Methoden zur Zuordnung und Quantifizierung der Mengen und 
Emissionsfaktoren des Energie-Inputs aus Brennstoffen und des Exports von in Brennstoffen enthaltener Energie; 

c)  eine Beschreibung der Methoden zur Zuordnung und Quantifizierung der Mengen und, falls verfügbar, der 
Emissionsfaktoren von Import, Export, Verbrauch und Erzeugung messbarer Wärme, soweit zutreffend; 

d)  eine Beschreibung der Methoden zur Quantifizierung der Mengen des Verbrauchs und der Erzeugung von Strom 
und des austauschbaren Teils des Verbrauchs, soweit zutreffend; 

e) eine Beschreibung der Methoden zur Zuordnung und Quantifizierung der Mengen, Energiegehalte und Emissions­
faktoren von Import, Export, Verbrauch und Erzeugung von Restgasen, soweit zutreffend; 

f)  eine Beschreibung der Methoden zur Zuordnung und Quantifizierung der Mengen von importiertem oder 
exportiertem weitergeleitetem CO2, soweit zutreffend; 

g)  für jeden Anlagenteil mit Produkt-Benchmark eine Beschreibung der Methoden zur Quantifizierung der jährlichen 
Produktionsmenge des in Anhang I genannten Produkts mit — soweit zutreffend — den erforderlichen 
zusätzlichen Parametern gemäß den Artikeln 19 und 20 und den Anhängen II und III. 

Die Beschreibungen der Methoden zur Quantifizierung der zu überwachenden und mitzuteilenden Parameter umfassen 
gegebenenfalls Berechnungsschritte, Datenquellen, Berechnungsformeln, relevante Berechnungsfaktoren mit 
Messeinheiten, horizontale und vertikale Prüfungen für den Datenabgleich, Verfahren zur Untermauerung von Stichpro­
benplänen, die verwendeten Messgeräte mit Verweis auf das entsprechende Diagramm und eine Beschreibung, wie sie 
installiert und gewartet werden, sowie eine Liste der Laboratorien, die mit den relevanten Analyseverfahren betraut 
wurden. Die Beschreibung umfasst gegebenenfalls das Ergebnis der vereinfachten Unsicherheitsbewertung gemäß 
Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c. Für jede maßgebliche Berechnungsformel umfasst der Plan ein Beispiel mit realen Daten.  
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ANHANG VII 

Datenüberwachungsmethoden 

1.  GEGENSTAND 

Dieser Anhang enthält Methoden für die Ermittlung der Daten, die für die Übermittlung der in Anhang IV 
aufgeführten Daten auf Ebene der Anlage erforderlich sind, sowie Regeln für die Zuordnung dieser Daten zu 
Anlagenteilen, ausgenommen Daten, die gemäß einem Monitoringkonzept überwacht werden, dass die 
zuständige Behörde gemäß Verordnung (EU) Nr. 601/2012 genehmigt hat. Daten, die nach Maßgabe der 
Verordnung (EU) Nr. 601/2012 ermittelt werden, werden im Rahmen der Verordnung verwendet, wenn sie 
relevant sind. 

2.  BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

„Datensatz“ bedeutet für die Zwecke dieses Anhangs eine Datenart, je nach den Gegebenheiten entweder auf 
Ebene der Anlage oder der Anlagenteile, wie nachstehend genannt: 

a)  die Menge von Brennstoffen oder Materialien, die in einem Prozess verbraucht oder erzeugt wird und für die 
auf Berechnung beruhende Überwachungsmethodik relevant ist, ausgedrückt in Terajoule, als Masse in 
Tonnen oder — bei Gasen — als Volumen in Normkubikmetern, einschließlich Restgasen; 

b)  ein Berechnungsfaktor wie im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 verwendet (d. h. 
Zusammensetzung eines Materials, Brennstoffs oder Restgases; 

c)  die Nettomenge der messbaren Wärme und Parameter, die für die Ermittlung dieser Menge relevant sind, 
insbesondere 

—  Wärmefluss des Wärmeträgers und 

—  die Enthalpie des übermittelten und zurückgeleiteten Wärmeträgers, die durch Zusammensetzung, 
Temperatur, Druck und Sättigung spezifiziert wird; 

d)  die Mengen nicht messbarer Wärme, die durch die relevanten Mengen der für die Wärmeerzeugung 
verwendeten Brennstoffe spezifiziert werden, und den unteren Heizwert des Brennstoffmixes; 

e)  die Strommengen; 

f)  die Mengen CO2, die zwischen Anlagen weitergeleitet werden. 

„Bestimmungsmethodik“ bedeutet eine der nachstehend genannten Methodiken: 

a)  eine Methodik zur Ermittlung, Erhebung und Verarbeitung von Daten, die in der Anlage für Datensätze 
historischer Daten bereits vorliegen, oder 

b)  eine Überwachungsmethodik für einen spezifischen Datensatz, die auf einem genehmigten Plan zur 
Überwachungsmethodik beruht. 

Darüber hinaus gelten die Begriffsbestimmungen für „Stoffstrom“, „Emissionsquelle“, „inhärentes Risiko“, 
„Kontrollrisiko“ und „Emissionsfaktor“ des Artikels 3 der Verordnung (EU) Nr. 601/2012. 

3.  ALLGEMEINE METHODEN 

3.1.  Anwendbare Methoden 

Der Anlagenbetreiber bestimmt Daten für die Erstellung eines Bezugsdatenberichts im Einklang mit Artikel 4 
Absatz 2 Buchstabe a mithilfe von in diesem Anhang beschriebenen Methoden. Sind in diesem Anhang 
anwendbare Methoden für die Bestimmung eines bestimmten Datensatzes nicht beschrieben, wendet der 
Anlagenbetreiber eine geeignete Methode an, die von der für den Plan zur Überwachungsmethodik zuständigen 
Behörde gemäß Artikel 6 genehmigt wurde. Eine Methode gilt als geeignet, wenn der Anlagenbetreiber 
gewährleistet, dass jegliche Messung, Analyse, Probenahme, Kalibrierung und Validierung zur Bestimmung des 
spezifischen Datensatzes mithilfe von Methoden vorgenommen wird, die auf den entsprechenden EN-Normen 
beruhen. Sind keine solchen Normen verfügbar, so stützen sich die Methoden auf geeignete ISO-Normen oder 
nationale Normen. Gibt es keine anwendbaren veröffentlichten Normen, so werden geeignete Normentwürfe, 
Best-Practice-Leitlinien der Industrie oder andere wissenschaftlich erprobte Vorgehensweisen verwendet, die 
systematische Fehler bei Probenahme und Messung begrenzen. 
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3.2.  Ansatz für die Zuordnung von Daten an Anlagenteile 

1.  Sind nicht für jeden Anlagenteil Daten für einen spezifischen Datensatz vorhanden, so schlägt der 
Anlagenbetreiber eine geeignete Methode zur Bestimmung der für jeden einzelnen Anlagenteil benötigten 
Daten vor, außer in den Fällen gemäß Artikel 10 Absatz 3 Unterabsätze 2 und 3. Zu diesem Zweck gilt einer 
der folgenden Grundsätze, je nachdem, welcher Grundsatz genauere Ergebnisse liefert: 

a)  Soweit an derselben Produktionslinie nacheinander unterschiedliche Produkte hergestellt werden, werden 
Inputs, Outputs und die diesbezüglichen Emissionen sequenziell auf Basis der Nutzungszeit pro Jahr und 
Anlagenteil zugeordnet; 

b)  Inputs, Outputs und die diesbezüglichen Emissionen werden auf Basis der Masse oder des Volumens der 
jeweils hergestellten Produkte oder anhand von Schätzungen auf Basis der freien Reaktionsenthalpien der 
betreffenden chemischen Reaktionen oder anhand eines anderen geeigneten wissenschaftlich fundierten 
Verteilungsschlüssels zugeordnet. 

2.  Tragen mehrere Messinstrumente unterschiedlicher Qualität zu den Messergebnissen bei, sind die auf 
Anlagenebene vorliegenden Daten zu den Mengen von Materialien, Brennstoffen, messbarer Wärme oder 
Strom nach einer der folgenden Methoden auf die Anlagenteile aufzuteilen: 

a)  Bestimmung der Aufteilung auf Grundlage einer Bestimmungsmethode wie Messung mit Unterzählern, 
Schätzung, Korrelation, die für jeden Anlagenteil in gleicher Weise angewendet wird. Weicht die Summe 
der Daten zu den Anlagenteilen von den gesondert für die Anlage bestimmten Daten ab, wird zur 
einheitlichen Berichtigung ein einheitlicher „Abgleichfaktor“ wie folgt angewendet, um zu dem Zahlenwert 
für die Gesamtanlage zu gelangen: 

AbgF = DAnl / Σ DAT (Gleichung 1)  

dabei sind AbgF der Abgleichfaktor, DAnl der für die Gesamtanlage ermittelte Datenwert und DAT die 
Datenwerte für die einzelnen Anlagenteile. Die Daten für jeden Anlagenteil werden dann wie folgt 
berichtigt: 

DAT,ber = DAT × AbgF (Gleichung 2)  

b)  Sind lediglich zu einem Anlagenteil keine Daten verfügbar oder von schlechterer Qualität als die Daten 
der übrigen Anlagenteile, so können die bekannten Anlagenteildaten von den Daten der Gesamtanlage 
abgezogen werden. Diese Methode wird nur bei Anlagenteilen bevorzugt, die kleinere Mengen zur 
Zuteilung der Anlage beitragen. 

3.3.  Messinstrumente oder -verfahren, die nicht der Kontrolle des Anlagebetreibers unterliegen 

Der Anlagenbetreiber kann auf Messsysteme oder Analyseverfahren zurückgreifen, die nicht seiner eigenen 
Kontrolle unterliegen, wenn 

a)  der Anlagenbetreiber für die Bestimmungen eines bestimmten Datensatzes nicht über eigene 
Messinstrumente oder Analyseverfahren verfügt; 

b)  die Bestimmung eines Datensatzes durch die Messinstrumente oder Analyseverfahren des Anlagenbetreibers 
technisch nicht möglich ist oder unverhältnismäßige Kosten verursachen würde; 

c)  der Anlagebetreiber der zuständigen Behörde nachweist, dass das nicht seiner Kontrolle unterliegende 
Messsystem oder Analyseverfahren zuverlässigere Ergebnisse liefert und weniger anfällig für Kontrollrisiken 
ist. 

Zu diesem Zweck kann der Anlagenbetreiber auf eine der folgenden Datenquellen zurückgreifen: 

a)  die Mengen, die in den von einem Handelspartner ausgestellten Rechnungen ausgewiesen sind, sofern eine 
kommerzielle Transaktion zwischen zwei unabhängigen Handelspartnern stattfindet; 

b)  die durch direktes Ablesen von den Messsystemen ermittelten Werte; 

c)  die Anwendung empirischer Korrelationen durch eine kompetente, unabhängige Stelle, z. B. Gerätelieferanten, 
Ingenieurbüros oder akkreditierte Laboratorien. 

3.4.  Methoden der indirekten Bestimmung 

Steht für den benötigten Datensatz kein Konzept der direkten Messung oder Analyse zur Verfügung, 
insbesondere in Fällen, in denen messbare Nettowärme in verschiedene Produktionsprozesse einfließt, so schlägt 
der Anlagenbetreiber die Anwendung einer Methode der indirekten Bestimmung vor, wie 

a)  Berechnung auf Basis eines bekannten chemischen oder physikalischen Prozesses gegebenenfalls unter 
Heranziehung anerkannter Literaturwerte für die chemischen oder physikalischen Eigenschaften der 
beteiligten Stoffe, geeigneter stöchiometrischer Faktoren und thermodynamischer Eigenschaften wie 
Reaktionsenthalpien; 
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b)  Berechnung auf Basis der Auslegungsdaten der Anlage, wie Energieeffizienz der technischen Einheiten oder 
den pro Produkteinheit berechneten Energieverbrauch; 

c)  Korrelationen auf der Grundlage empirischer Tests zur Bestimmung von Schätzwerten aus nicht kalibrierten 
Geräten für den benötigten Datensatz oder von in den Produktionsprotokollen dokumentierten Daten. Zu 
diesem Zweck trägt der Anlagenbetreiber dafür Sorge, dass die Korrelation den Verfahrensregeln der guten 
Ingenieurspraxis entspricht und nur auf Werte angewandt wird, die in das Spektrum fallen, für das sie 
ermittelt wurden. Der Anlagenbetreiber bewertet die Gültigkeit solcher Korrelationen mindestens einmal 
jährlich. 

4.  AUSWAHL DER BESTIMMUNGSMETHODEN UND DER DATENQUELLEN MIT DER HÖCHSTEN ERREICHBAREN 
GENAUIGKEIT 

4.1.  Technische Machbarkeit 

Erklärt ein Anlagenbetreiber, dass die Anwendung einer spezifischen Bestimmungsmethodik technisch nicht 
machbar ist, so bewertet die zuständige Behörde die technische Machbarkeit, wobei sie die Begründung des 
Anlagenbetreibers berücksichtigt. Diese Begründung stützt sich darauf, dass dem Anlagenbetreiber technische 
Mittel zur Verfügung stehen, die den Erfordernissen eines vorgeschlagenen Systems oder einer vorgeschlagenen 
Auflage gerecht werden und innerhalb der für die Zwecke dieser Verordnung erforderlichen Zeitspanne 
eingesetzt werden können. Diese technischen Mittel schließen auch die Verfügbarkeit der erforderlichen 
Techniken und Technologie ein. 

4.2.  Unverhältnismäßige Kosten 

Erklärt ein Anlagenbetreiber, dass die Anwendung einer spezifischen Bestimmungsmethodik unverhältnismäßige 
Kosten verursacht, so bewertet die zuständige Behörde die Verhältnismäßigkeit der Kosten, wobei sie die 
Begründung des Betreibers berücksichtigt. 

Die zuständige Behörde sieht Kosten als unverhältnismäßig an, wenn die vom Anlagenbetreiber veranschlagten 
Kosten den Nutzen einer spezifischen Bestimmungsmethode überwiegen. Zu diesem Zweck wird der Nutzen 
durch Multiplikation eines Verbesserungsfaktors mit einem Referenzpreis von 20 EUR je Zertifikat berechnet; 
die Kosten schließen gegebenenfalls einen angemessenen Abschreibungszeitraum auf Basis der wirtschaftlichen 
Lebensdauer der Ausrüstung ein. 

Der Verbesserungsfaktor beträgt 1 % der zuletzt bestimmten jährlichen kostenlosen Zuteilung an den 
Anlagenteil. Abweichend von dieser Berechnungsmethode kann die zuständige Behörde Anlagenbetreibern 
gestatten, den Verbesserungsfaktor als 1 % des betroffenen CO2-Äquivalents zu bestimmen. Beim betroffenen 
CO2-Äquivalent muss es sich um eines der nachstehend genannten handeln, je nach dem Parameter, für den die 
Verbesserung der Methodik vorgesehen ist: 

a)  im Falle eines kohlenstoffhaltigen Brennstoffs oder Materials, einschließlich Restgasen, die Emissionen, die 
freigesetzt würden, wenn der in der Jahresmenge des Brennstoffs oder Materials enthaltene Kohlenstoff in 
CO2 umgesetzt würde; 

b)  im Falle von Emissionen, die durch eine auf Messung beruhende Methodik überwacht werden, die 
Jahresemissionen der entsprechenden Emissionsquelle; 

c)  im Falle von messbarer Wärme die entsprechende Jahresmenge messbarer Wärme, multipliziert mit der 
Wärme-Benchmark; 

d)  im Falle von nicht messbarer Wärme die entsprechende Jahresmenge nicht messbarer Wärme, multipliziert 
mit der Brennstoff-Benchmark; 

e)  im Falle von Strom die entsprechende Jahresmenge Strom, multipliziert mit dem in Artikel 22 Absatz 3 
genannten Faktor; 

f)  im Falle der Menge eines Produkts, für das eine Produkt-Benchmark gilt, die vorläufige Zahl der dem 
Anlagenteil kostenlos zugeteilten Zertifikate, die gemäß Artikel 16 Absatz 2 im ersten Jahr des 
entsprechenden Zuteilungszeitraums bestimmt wurde. Wurde die relevante Benchmark noch nicht im 
Einklang mit Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG bestimmt, wird die betreffende Benchmark 
gemäß Anhang I dieser Verordnung herangezogen. 

Maßnahmen zur Verbesserung der Überwachungsmethodik einer Anlage, deren Gesamtkosten 2 000 EUR pro 
Jahr nicht überschreiten, gelten nicht als unverhältnismäßig. Bei Anlagen mit geringen Emissionen gemäß 
Artikel 47 der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 liegt dieser Schwellenwert bei 500 EUR. 

4.3.  Prozess 

Um die genauesten verfügbaren Datenquellen zu ermitteln, wählt der Anlagenbetreiber die genauesten 
Datenquellen aus, die technisch machbar sind und keine unverhältnismäßigen Kosten verursachen und die einen 
klaren Datenfluss mit dem geringsten inhärenten Risiko und Kontrollrisiko gewährleisten (im Folgenden 
„primäre Datenquellen“). Der Anlagenbetreiber zieht die primären Datenquellen für die Erstellung des Bezugsda­
tenberichts heran. 
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Soweit dies machbar ist, ohne unverhältnismäßige Kosten zu verursachen, bemüht sich der Anlagenbetreiber für 
die Zwecke des Kontrollsystems gemäß Artikel 11 zur Bestätigung der primären Datenquellen, zusätzliche 
Datenquellen oder Methoden für die Datenbestimmung (im Folgenden „bestätigende Datenquellen“) zu ermitteln 
und zu verwenden. Die gegebenenfalls ausgewählten bestätigenden Datenquellen werden in den schriftlichen 
Verfahren gemäß Artikel 11 Absatz 2 und im Plan zur Überwachungsmethodik dokumentiert. 

Für die Auswahl der primären Datenquellen vergleicht der Anlagenbetreiber alle für denselben Datensatz 
verfügbaren Datenquellen unter Verwendung der in den Abschnitten 4.4 bis 4.6 genannten allgemeinen 
Datenquellen und zieht die am höchsten eingestuften Datenquellen heran, die als die genauesten Datenquellen 
betrachtet werden. Nur wenn eine der Ausnahmen gemäß Artikel 7 Absatz 2 gilt, dürfen andere Datenquellen 
herangezogen werden. In einem solchen Fall wird die zweithöchst eingestufte Datenquelle herangezogen, es sei 
denn, dies ist technisch nicht machbar oder würde unverhältnismäßige Kosten verursachen oder eine andere 
Datenquelle bietet eine gleichwertige oder geringere verbundene Unsicherheit. Erforderlichenfalls können weitere 
Datenquellen in Betracht gezogen werden. 

Für die Auswahl der bestätigenden Datenquellen vergleicht der Anlagenbetreiber alle für denselben Datensatz 
verfügbaren Datenquellen unter Verwendung der in den Abschnitten 4.4 bis 4.6 genannten allgemeinen 
Datenquellen und zieht eine andere als die genaueste verfügbare Datenquelle heran. 

Zur Auswahl von Datenquellen mit dem Ziel, alle gemäß Anhang IV benötigten Daten zu bestimmen, geht der 
Anlagenbetreiber für die folgenden wichtigsten Arten von Datensätze wie folgt vor: 

a)  Für die Bestimmung der Mengen von Produkten, Brennstoffen und anderen Materialien berücksichtigt der 
Anlagenbetreiber die in Abschnitt 4.4 genannten allgemeinen Datenquellen und deren Hierarchie; 

b)  für die Bestimmung der Mengen von Energieströmen (messbare und nicht messbare Wärme, Strom) 
berücksichtigt der Anlagenbetreiber die in Abschnitt 4.5 genannten allgemeinen Datenquellen und deren 
Hierarchie; 

c)  für die Bestimmung der Eigenschaften von Produkten, Brennstoffen und anderen Materialien berücksichtigt 
der Anlagenbetreiber die in Abschnitt 4.6 genannten allgemeinen Datenquellen und deren Hierarchie. 

Zur Verbesserung des Plans zur Überwachungsmethodik prüft der Anlagenbetreiber regelmäßig und mindestens 
einmal jährlich, ob neue Datenquellen zur Verfügung stehen. Werden solche neuen Datenquellen nach der in 
den Abschnitten 4.4 bis 4.6 beschriebenen Rangfolge als genauer eingestuft, so werden sie angewandt und der 
Plan zur Überwachungsmethodik wird im Einklang mit Artikel 9 geändert. 

4.4.  Auswahl von Datenquellen für die Quantifizierung von Materialien und Brennstoffen 

Die folgenden allgemeinen Datenquellen werden herangezogen, um die genauesten verfügbaren Datenquellen 
zur Quantifizierung der Mengen (ausgedrückt in Tonnen oder Nm3) von Materialien, Brennstoffen, Restgasen 
oder Produkten, die in die Anlage oder einen Anlagenteil eingehen oder sie/ihn verlassen, auszuwählen: 

a)  Methoden im Einklang mit dem im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 genehmigten 
Monitoringkonzept; 

b)  Messwerte von Messgeräten, die der nationalen gesetzlichen messtechnischen Kontrolle unterliegen, oder von 
Messgeräten, die die Anforderungen der Richtlinie 2014/31/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates (1) oder der Richtlinie 2014/32/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (2) erfüllen, um einen 
Datensatz direkt zu bestimmen; 

c)  Messwerte der Messgeräte, die der Kontrolle des Anlagenbetreibers unterliegen, um einen nicht unter 
Buchstabe b fallenden Datensatz direkt zu bestimmen; 

d)  Messwerte von Messgeräten, die nicht der Kontrolle des Anlagenbetreibers unterliegen, um einen nicht unter 
Buchstabe b fallenden Datensatz direkt zu bestimmen; 

e)  Messwerte von Messgeräten, um einen Datensatz indirekt zu bestimmen, sofern im Einklang mit 
Abschnitt 3.4 eine angemessene Korrelation zwischen den Messungen und dem fraglichen Datensatz 
nachweislich besteht: 

f)  andere Methoden, insbesondere für historische Daten oder wenn der Anlagenbetreiber keine andere 
Datenquelle als verfügbar ermitteln kann. 
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Für die Auswahl von Datenquellen für die Zwecke von Artikel 7 Absatz 1 werden lediglich die in Absatz 1 
Buchstaben a und b aufgeführten Datenquellen als zu den genauesten Datenquellen gehörend erachtet, während 
die in Absatz 1 Buchstabe a genannte Datenquelle in dem Maße herangezogen wird, in dem sie den betreffenden 
Datensatz abdeckt. Die in Absatz 1 Buchstaben c bis f genannten Datenquellen werden in der absteigenden 
hierarchischen Rangfolge von Buchstabe c bis Buchstabe f als weniger genau eingestuft. 

4.5.  Auswahl von Datenquellen für die Quantifizierung von Energieströmen 

Die folgenden allgemeinen Datenquellen werden herangezogen, um die genauesten verfügbaren Datenquellen für 
die Quantifizierung der Mengen (ausgedrückt in TJ oder GWh) von messbarer Wärme oder Strom, die/der in die 
Anlage oder einen Anlagenteil eingeht oder sie/ihn verlässt, auszuwählen: 

a)  Messwerte von Messgeräten, die der nationalen gesetzlichen messtechnischen Kontrolle unterliegen, oder von 
Messgeräten, die die Anforderungen der Richtlinie 2014/31/EU oder 2014/32/EU erfüllen, um einen 
Datensatz direkt zu bestimmen; 

b)  Messwerte der Messgeräte, die der Kontrolle des Anlagenbetreibers unterliegen, um einen nicht unter 
Buchstabe a fallenden Datensatz direkt zu bestimmen; 

c)  Messwerte der Messgeräte, die nicht der Kontrolle des Anlagenbetreibers unterliegen, um einen nicht unter 
Buchstabe a fallenden Datensatz direkt zu bestimmen; 

d)  Messwerte von Messgeräten, um einen Datensatz indirekt zu bestimmen, sofern im Einklang mit 
Abschnitt 3.4 eine angemessene Korrelation zwischen den Messungen und dem fraglichen Datensatz 
nachweislich besteht: 

e)  Berechnung eines Proxywerts für die Bestimmung der Nettomengen messbarer Wärme im Einklang mit der 
Methode 3 des Abschnitts 7.2; 

f)  andere Methoden, insbesondere für historische Daten oder wenn der Anlagenbetreiber keine andere 
Datenquelle als verfügbar ermitteln kann. 

Für die Auswahl von Datenquellen für die Zwecke von Artikel 7 Absatz 1 wird lediglich die in Absatz 1 
Buchstabe a aufgeführte Datenquelle als zu den genauesten Datenquellen gehörend erachtet. Die in Absatz 1 
Buchstaben b bis f genannten Datenquellen werden in der absteigenden hierarchischen Rangfolge von 
Buchstabe b bis Buchstabe f als weniger genau eingestuft. 

Liegen für einige Parameter (wie Temperatur und Menge des rückgeführten Kondensats), die für die Bestimmung 
der Nettoströme messbarer Wärme erforderlich sind, keine Informationen vor, sind die Bestimmungen des 
Abschnitts 7 anwendbar. Im Einklang mit Abschnitt 7 müssen mehrere Parameter bestimmt werden, um zu den 
jährlichen Nettomengen messbarer Wärme zu gelangen. Deswegen sollte das Gesamtergebnis für die jährliche 
Nettowärmemenge im Hinblick auf die Auswahl der in Absatz 1 Buchstaben b bis f genannten Methoden als 
Zweck der vereinfachten Unsicherheitsbewertung gemäß Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c betrachtet werden, 
wenn von der Auswahl der Datenquellen, die als zu den genauesten Datenquellen gehörend erachtet werden, 
abgewichen wird. 

4.6.  Auswahl von Datenquellen für die Eigenschaften von Materialien 

Für die Auswahl der genauesten verfügbaren Datenquellen für die Bestimmung von Eigenschaften wie 
Feuchtigkeit oder Reinheit eines Stoffs, Kohlenstoffgehalt, unterer Heizwert, Biomassegehalt usw. von Produkten, 
Materialien, Brennstoffen oder Restgasen als Inputs oder Outputs der Anlage oder von Anlagenteilen werden die 
nachstehenden allgemeinen Datenquellen herangezogen: 

a)  Methoden für die Bestimmung von Berechnungsfaktoren im Einklang mit dem im Rahmen der Verordnung 
(EU) Nr. 601/2012 genehmigten Monitoringkonzept; 

b)  Laboranalysen im Einklang mit Abschnitt 6.1; 

c)  vereinfachte Laboranalysen im Einklang mit Abschnitt 6.2; 

d)  konstante Werte auf Grundlage einer der folgenden Datenquellen: 

—  Standardfaktoren, die die Mitgliedstaaten für ihre dem Sekretariat der Klimarahmenkonvention der 
Vereinten Nationen vorgelegten nationalen Inventare verwenden; 

—  mit der zuständigen Behörde vereinbarte Literaturwerte, einschließlich von der zuständigen Behörde 
veröffentlichter Standardfaktoren, die mit den Faktoren gemäß Buchstabe b vereinbar, aber für weniger 
stark aggregierte Brennstoffströme repräsentativ sind; 

—  vom Lieferanten eines Brennstoffs oder Materials spezifizierte und garantierte Werte, sofern der 
Anlagenbetreiber der zuständigen Behörde nachweisen kann, dass der Kohlenstoffgehalt ein 95 %-iges 
Konfidenzintervall von höchstens 1 % aufweist; 
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e)  konstante Werte auf Grundlage einer der folgenden Datenquellen: 

—  die in Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 oder im Leitfaden des Zwischenstaatlichen 
Ausschusses für Klimaänderungen (IPCC) aufgeführten Standardfaktoren und stöchiometrischen Faktoren; 

—  Werte, die auf in der Vergangenheit durchgeführten Analysen basieren, sofern der Anlagenbetreiber der 
zuständigen Behörde nachweisen kann, dass diese Werte auch für künftige Chargen desselben Brennstoffs 
oder Materials repräsentativ sind; 

—  sonstige auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende Werte. 

Für die Auswahl von Datenquellen für die Zwecke von Artikel 7 Absatz 1 werden lediglich die in Absatz 1 
Buchstaben a und b aufgeführten Datenquellen als zu den genauesten Datenquellen gehörend erachtet, während 
die in Buchstabe a genannte Datenquelle in dem Maße herangezogen wird, in dem sie den betreffenden 
Datensatz abdeckt. Die in Absatz 1 Buchstaben c bis e genannten Datenquellen werden in der absteigenden 
hierarchischen Rangfolge von Buchstabe c bis Buchstabe e als weniger genau eingestuft. 

5.  METHODEN FÜR DIE BESTIMMUNG DER JAHRESMENGEN VON MATERIALIEN UND BRENNSTOFFEN 

Muss der Anlagenbetreiber die Jahresmengen von Brennstoffen oder Materialien, einschließlich Produkten mit 
Bezug auf Anlagenteile mit Produkt-Benchmark, bestimmen, so bestimmt er solche Mengen auf Anlagenebene 
bzw. erforderlichenfalls für jeden relevanten Anlagenteil auf einem der nachstehend genannten Wege: 

a)  durch kontinuierliche Messung beim Prozess, wenn das Material verbraucht oder erzeugt wird; 

b)  durch Aggregierung von gesondert vorgenommenen Messungen von gelieferten oder erzeugten Mengen 
unter Berücksichtigung relevanter Bestandsveränderungen. 

Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b wird die Brennstoff- oder Materialmenge, die im Kalenderjahr in der 
Anlage oder im Anlagenteil verbraucht wird, berechnet als die im Kalenderjahr importierte Brennstoff- oder 
Materialmenge abzüglich der exportierten Brennstoff- oder Materialmenge, zuzüglich der auf Lager befindlichen 
Brennstoff- oder Materialmengen zu Beginn des Kalenderjahrs und abzüglich der auf Lager befindlichen 
Brennstoff- oder Materialmengen am Ende des Kalenderjahrs. 

Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b wird die Produkt- oder Materialmenge, die im Kalenderjahr exportiert 
wurde, berechnet als die im Berichtszeitraum exportierte Produkt- oder Materialmenge abzüglich der beim 
Prozess importierten oder recycelten Produkt- oder Materialmenge, abzüglich der auf Lager befindlichen 
Produkt- oder Materialmengen zu Beginn des Kalenderjahrs und zuzüglich der auf Lager befindlichen Produkt- 
oder Materialmengen am Ende des Kalenderjahrs. 

Sollte die Bestimmung der auf Lager befindlichen Mengen durch direkte Messung technisch nicht machbar sein 
bzw. unverhältnismäßige Kosten verursachen, so kann der Anlagenbetreiber diese Mengen wie folgt schätzen: 

a)  anhand von Vorjahresdaten in Korrelation mit geeigneten Aktivitätsraten für den Berichtszeitraum; 

b)  anhand von dokumentierten Methoden und den entsprechenden Daten in geprüften Finanzberichten für den 
Berichtszeitraum. 

Sollte die Bestimmung der Mengen von Produkten, Materialien oder Brennstoffen für das gesamte Kalenderjahr 
technisch nicht machbar sein bzw. unverhältnismäßige Kosten verursachen, so kann der Anlagenbetreiber den 
nächstgeeigneten Tag wählen, um ein Berichtsjahr vom folgenden abzugrenzen, und eine entsprechende 
Abstimmung für das erforderliche Kalenderjahr vornehmen. Die Abweichungen für ein oder mehrere Produkte, 
Materialien oder Brennstoffe werden genau festgehalten, bilden die Grundlage für einen für das Kalenderjahr 
repräsentativen Wert und sind auch im Folgejahr konsequent heranzuziehen. 

6.  ANFORDERUNGEN AN LABORANALYSEN UND DIE DAMIT VERBUNDENE PROBENAHME 

6.1.  Anforderungen an Laboranalysen 

Muss der Anlagenbetreiber Laboranalysen für die Bestimmung von Eigenschaften (einschließlich Feuchtigkeit, 
Reinheit, Konzentration, Kohlenstoffgehalt, Biomassefraktion, unterer Heizwert, Dichte) von Produkten, 
Materialien, Brennstoffen oder Restgasen oder für den Nachweis von Korrelationen zwischen Parametern zur 
indirekten Bestimmung benötigter Daten durchführen, so sind die Analysen im Einklang mit den Artikeln 32 bis 
35 der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 anhand eines genehmigten Probenahmeplans durchzuführen, um zu 
gewährleisten, dass die Proben repräsentativ für die Charge sind, zu der sie gehören. Ist in Anhang VII der 
Verordnung (EU) Nr. 601/2012 keine geeignete Mindesthäufigkeit von Analysen für ein bestimmtes Produkt 
oder Material oder einen bestimmten Brennstoff vorgesehen, so schlägt der Anlagenbetreiber auf der Grundlage 
der Heterogenität des Produkts, Materials oder Brennstoffs der zuständigen Behörden eine angemessen 
Analysehäufigkeit zur Genehmigung vor. 
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6.2.  Vereinfachte Anforderungen an bestimmte Laboranalysen 

Weist der Anlagenbetreiber der zuständigen Behörde nach, dass Analysen gemäß Abschnitt 6.1 technisch nicht 
machbar sind oder unverhältnismäßige Kosten verursachen würden, führt er die erforderlichen Analysen auf 
Grundlage der Best-Practice-Leitlinien der Industrie durch oder zieht festgelegte Proxywerte in Verbindung mit 
einer empirischen Korrelation zu einem einfacher zugänglichen Parameter heran, die im Einklang mit 
Abschnitt 6.1 mindestens einmal jährlich festgelegt werden. 

7.  REGELN FÜR DIE BESTIMMUNG DER NETTOMENGE MESSBARER WÄRME 

7.1.  Grundsätze 

Die angegebenen Mengen messbarer Wärme beziehen sich immer auf die Nettomenge messbarer Wärme, 
bestimmt als der Wärmegehalt (Enthalpie) des an den wärmeverbrauchenden Prozess oder den externen Nutzer 
transportierten Wärmestroms, abzüglich des Wärmegehalts des Rückstroms. 

Wärmeverbrauchende Prozesse, die für die Wärmeerzeugung und -verteilung erforderlich sind wie Entgasung, 
Aufbereitung von Zusatzwasser und regelmäßiges Abblasen, werden beim Wirkungsgrad des Wärmesystems 
berücksichtigt und können daher nicht als zuteilungsfähige wärmeverbrauchende Prozesse betrachtet werden. 

Wird derselbe Wärmeträger durch mehrere aufeinanderfolgende Prozesse genutzt und wird seine Wärme 
ausgehend von unterschiedenen Temperaturstufen verbraucht, so wird die Menge Wärme, die von jedem 
wärmeverbrauchenden Prozess verbraucht wurde, gesondert bestimmt, es sei denn, die Prozesse fallen unter 
denselben Anlagenteil. Die Wiedererwärmung des Wärmeträgers zwischen aufeinanderfolgenden wärmever­
brauchenden Prozessen sollte als zusätzliche Wärmeerzeugung behandelt werden. 

Wird Wärme über einen Absorptions-Kühlprozess zur Kühlung verwendet, so wird dieser Kühlprozess als 
wärmeverbrauchender Prozess betrachtet. 

7.2.  Methodiken für die Bestimmung von Nettomengen messbarer Wärme 

Für die Auswahl von Datenquellen für die Quantifizierung von Energieströmen im Einklang mit Abschnitt 4.5 
werden die folgenden Methodiken für die Bestimmung von Nettomengen messbarer Wärme betrachtet: 

Methode 1: Mithilfe von Messungen 

Bei dieser Methode misst der Anlagenbetreiber alle relevanten Parameter, insbesondere Temperatur, Druck, 
Zustand des transportierten sowie des zurückgeleiteten Wärmeträgers. Der Zustand des Mediums im Falle von 
Dampf bezieht sich auf seine Sättigung oder den Grad der Überhitzung. Der Anlagenbetreiber misst darüber 
hinaus den (Volumen-)Durchsatz des Wärmeträgers. Auf der Grundlage der Messwerte bestimmt der 
Anlagenbetreiber die Enthalpie und das spezifische Volumen des Wärmeträgers anhand geeigneter 
Dampftabellen oder Ingenieursoftware. 

Der Massendurchsatz des Wärmeträgers wird wie folgt berechnet: 

(Gleichung 3)  

Dabei ist 
:

m der Massendurchsatz in kg/s, V der Volumendurchsatz in m3/s und υ das spezifische Volumen in 
m3/kg. 

Da für den transportierten und den zurückgeleiteten Wärmeträger derselbe Massendurchsatz angenommen wird, 
wird der Wärmedurchsatz anhand der Differenz der Enthalpie zwischen dem transportierten und dem zurückge­
leiteten Strom wie folgt berechnet: 

=(hflow – hreturn) · 
:

m (Gleichung 4)  

Dabei ist Q der Wärmedurchsatz in kJ/s, hStrom die Enthalpie des transportierten Wärmestroms in kJ/kg, hzurück die 
Enthalpie des Rückstroms in kJ/kg und 

:
m der Massendurchsatz in kg/s. 

Wird Dampf oder heißes Wasser als Wärmeträger verwendet und wird das Kondensat nicht rückgeführt oder 
kann die Enthalpie des rückgeführten Kondensats nicht geschätzt werden, so bestimmt der Anlagenbetreiber 
hzurück auf der Grundlage einer Temperatur von 90 °C. 

Ist bekannt, dass die Massendurchsätze nicht identisch sind, gilt Folgendes: 

—  Weist der Anlagenbetreiber der zuständigen Behörde nach, dass das Kondensat im Produkt verbleibt (z. B. 
Verfahren mit direkter Dampfinjektion), so wird die betreffende Menge Kondensatenthalpie nicht abgezogen; 

—  ist bekannt, dass der Wärmeträger verloren geht (z. B. durch Leckagen), so wird ein Schätzwert des 
entsprechenden Massenstroms von dem Massenstrom des transportierten Wärmeträgers abgezogen. 

27.2.2019 L 59/64 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Für die Bestimmung des jährlichen Nettowärmestroms wendet der Anlagenbetreiber — je nach verfügbaren 
Messgeräten und Datenverarbeitungssystem — eine der folgenden Methoden an: 

—  Bestimmung der jährlichen Durchschnittswerte für die Parameter, die die jährliche durchschnittliche 
Enthalpie des transportierten und zurückgeleiteten Wärmeleiters bestimmen, und Multiplikation mit dem 
jährlichen Gesamtmassenstrom anhand der Gleichung 4; 

—  Bestimmung von Stundenwerten des Wärmestroms und Summierung dieser Werte über die jährliche 
Gesamtbetriebsdauer des Wärmesystems. Abhängig vom Datenverarbeitungssystem können die 
Stundenwerte gegebenenfalls durch andere Zeitintervalle ersetzt werden. 

Methode 2: Verwendung von Unterlagen 

Der Anlagenbetreiber bestimmt die Nettomengen messbarer Wärme auf der Grundlage von Unterlagen im 
Einklang mit Abschnitt 4.6, sofern die in solchen Unterlagen genannten Wärmemengen auf Messungen oder auf 
realistischen Schätzmethoden im Einklang mit Abschnitt 3.4 beruhen. 

Methode 3: Berechnung eines Proxywerts auf Grundlage des gemessenen Wirkungsgrads 

Der Anlagenbetreiber bestimmt die Nettomengen messbarer Wärme auf der Grundlage des Brennstoff-Inputs 
und des gemessenen Wirkungsgrads der Wärmeerzeugung: 

Q = ηΗ · EIN (Gleichung 5) 

EIN = Σ ADi · Hui (Gleichung 6)  

Dabei sind Q die Wärmemenge, ausgedrückt in TJ, ηΗ der gemessene Wirkungsgrad der Wärmeerzeugung, EIN 
der Energie-Input aus Brennstoffen, ADi die jährlichen Aktivitätsdaten (d. h. verbrauchte Mengen) von 
Brennstoffen und Hui der untere Heizwert der Brennstoffe i. 

Der Wert von ηΗ wird entweder vom Anlagenbetreiber über einen hinreichend langen Zeitraum gemessen, der 
die verschiedenen Lastzustände der Anlage hinreichend berücksichtigt, oder der Dokumentation des Herstellers 
entnommen. Diesbezüglich ist der spezifischen Teillastkurve durch Verwendung des jährlichen Lastfaktors 
Rechnung zu tragen: 

LF = EIN/EMax (Gleichung 7)  

Dabei ist LF der Lastfaktor, EIN der mit der Gleichung 6 bestimmte Energie-Input für das Kalenderjahr, und EMax 
der maximale Brennstoff-Input, wenn die Wärmeerzeugungseinheit über das gesamte Kalenderjahr bei voller 
Nennlast betrieben wurde. 

Der Wirkungsgrad sollte auf einer Situation beruhen, bei der alles Kondensat zurückgeleitet wurde. Für das 
zurückgeleitete Kondensat sollte eine Temperatur von 90 °C angenommen werden. 

Methode 4: Berechnung eines Proxywerts auf Grundlage des Referenzwirkungsgrads. 

Diese Methode ist mit der Methode 3 identisch, hier wird jedoch in der Gleichung 5 ein Referenzwirkungsgrad 
von 70 % (ηRef,H = 0,7) eingesetzt. 

7.3.  Differenzierung von Fernwärme, EU-EHS-Wärme und Nicht-EHS-Wärme 

Importiert eine Anlage messbare Wärme, so bestimmt der Anlagenbetreiber die Menge der Wärme, die aus 
unter das EU-EHS fallenden Anlagen stammt, getrennt von der Wärme, die aus Nicht-EHS-Einrichtungen 
importiert wird. Verbraucht eine Anlage messbare Wärme, die aus einem Anlagenteil mit der Produkt- 
Benchmark „Salpetersäure“ exportiert wird, so bestimmt der Anlagenbetreiber die Menge der verbrauchten 
Wärme getrennt von anderer messbarer Wärme. 

Exportiert eine Anlage messbare Wärme, so bestimmt der Anlagenbetreiber die Wärmemenge, die an unter das 
EU-EHS fallende Anlagen exportiert wird, getrennt von Wärme, die an Nicht-EHS-Einrichtungen exportiert wird. 
Außerdem bestimmt der Anlagenbetreiber die als Fernwärme einzustufenden Wärmemengen getrennt. 

8.  REGELN FÜR DIE ZUORDNUNG VON BRENNSTOFFEN UND EMISSIONEN DER KRAFT-WÄRME-KOPPELUNG FÜR DIE 
ZWECKE DER AKTUALISIERUNG VON BENCHMARKWERTEN 

Dieser Abschnitt betrifft Situationen, wenn ein Anlagenbetreiber zwecks Aktualisierung von Benchmarkwerten 
Inputs, Outputs und Emissionen aus KWK-Blöcken Anlagenteilen zuordnen muss. 
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Für die Zwecke dieses Abschnitts wird „Kraft-Wärme-Kopplung“ im Sinne der Begriffsbestimmung in Artikel 2 
Nummer 30 der Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (3) verwendet. 

Die Emissionen eines KWK-Blocks werden bestimmt als 

EmKWK = Σ ADi · Hui · EFi + EmAW (Gleichung 8)  

Dabei sind EmKWK die Jahresemissionen des KWK-Blocks, ausgedrückt in t CO2, ADi die jährlichen 
Aktivitätsdaten (d. h. die verbrauchten Mengen) der im KWK-Block eingesetzten Brennstoffe i, ausgedrückt in 
Tonnen oder Nm3, Hui der untere Heizwert der Brennstoffe i, ausgedrückt als TJ/t oder TJ/Nm3, und EFi der 
Emissionsfaktor der Brennstoffe i, ausgedrückt als t CO2/TJ. EmAW sind die Prozessemissionen aus der 
Abgaswäsche, ausgedrückt in t CO2. 

Der Energie-Input der KWK-Einheit wird nach der Gleichung 6 berechnet. Die jeweiligen jährlichen durchschnitt­
lichen Wirkungsgrade der Wärmeerzeugung und der Stromerzeugung (oder gegebenenfalls der Erzeugung 
mechanischer Energie) werden wie folgt berechnet: 

ηWärme = Qnet/EIN (Gleichung 9) 

ηel = Eel/EIN (Gleichung 10)  

Dabei ist ηWärme (dimensionslos) der jährliche durchschnittliche Wirkungsgrad der Wärmeerzeugung, Qnet die 
jährliche Nettomenge der durch den KWK-Block erzeugten Wärme, ausgedrückt in TJ, bestimmt gemäß 
Abschnitt 7.2, EIN der mit der Gleichung 6 bestimmte Energie-Input, ausgedrückt in TJ, ηel (dimensionslos) der 
jährliche durchschnittliche Wirkungsgrad der Stromerzeugung und Eel die jährliche Nettostromerzeugung des 
KWK-Blocks, ausgedrückt in TJ. 

Weist der Anlagenbetreiber der zuständigen Behörde nach, dass die Bestimmung der Wirkungsgrade ηWärme und 
ηel technisch nicht machbar ist oder unverhältnismäßige Kosten verursachen würde, werden Werte aus der 
technischen Dokumentation (Auslegungswerte) der Anlage herangezogen. Sind solche Werte nicht verfügbar, 
sollten die konservativen Standardwerte für ηWärme = 0,55 und ηel = 0,25 verwendet werden. 

Die Zuordnungsfaktoren für Wärme und Strom aus KWK werden berechnet als 

F KWK,Wärme ¼
η Wärme= η ref,Wärme

η Wärme= η ref,Wärme þ  η el= η ref,el 

(Gleichung 11) 

F CHP,El ¼
η el= η ref,el

η Wärme= η ref,Wärme þ  η el= η ref,el 

(Gleichung 12)  

Dabei ist FKWK,Wärme der Zuordnungsfaktor für Wärme und FKWK,El der Zuordnungsfaktor für Strom (oder 
gegebenenfalls für mechanische Energie), beide dimensionslos, ηRef,Wärme der Referenzwirkungsgrad für die 
Wärmeerzeugung in einem Einzelkessel und ηRef,el der Referenzwirkungsgrad der Stromerzeugung ohne Kraft- 
Wärme-Kopplung. Für die Referenzwirkungsgrade zieht der Anlagenbetreiber die geeigneten brennstoffspe­
zifischen Werte der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2402 der Kommission (4) heran, ohne die Korrektur­
faktoren für vermiedene Netzverluste gemäß Anhang IV der Verordnung anzuwenden. 

Um die Energie-Inputs oder Emissionen des KWK-Blocks der Wärme- oder der Stromerzeugung (oder 
gegebenenfalls der Erzeugung von mechanischer Energie) zuzuordnen, multipliziert der Anlagenbetreiber den 
Energie-Gesamtinput oder die Gesamtemissionen mit dem jeweiligen Zuordnungsfaktor für Wärme oder Strom. 

Der spezifische Emissionsfaktor für die KWK-bezogene messbare Wärme, mit dem die wärmebezogenen 
Emissionen Anlagenteilen gemäß Abschnitt 10.1.2 zuzuordnen ist, wird wie folgt berechnet: 

EF(KWK,Wärme) = EmKWK · F(KWK,Wärme)/Qnet (Gleichung 13)  

Dabei ist EFKWK,Wärme der Emissionsfaktor für die Erzeugung messbarer Wärme im KWK-Block, ausgedrückt als t 
CO2/TJ. 
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9.  VERFAHREN ZUR VERFOLGUNG DER PRODCOM-CODES VON PRODUKTEN 

Für die Zwecke der richtigen Zuordnung von Daten an Anlagenteile führt der Anlagenbetreiber eine Liste aller 
in der Anlage hergestellten Produkte mit den anwendbaren PRODCOM-Codes, auf der Grundlage von NACE 
Rev. 2. Anhand dieser Liste führt der Anlagenbetreiber Folgendes durch: 

—  Er ordnet Produkte und ihre Jahresproduktionszahlen den Anlagenteilen mit Produkt-Benchmark im 
Einklang mit den Begriffsbestimmungen der Produkte in Anhang I zu (soweit zutreffend); 

—  er berücksichtigt diese Angaben, um im Einklang mit Artikel 10 Inputs, Outputs und Emissionen getrennt 
den Anlagenteilen, für die ein erhebliches Verlagerungsrisiko besteht, und denjenigen, für die das nicht der 
Fall ist, zuzuordnen. 

Zu diesem Zweck wird von dem Anlagenbetreiber ein Verfahren eingerichtet, dokumentiert, angewandt und 
aufrechterhalten, nach dem regelmäßig kontrolliert wird, ob die in der Anlage hergestellten Produkte den 
PRODCOM-Codes entsprechen, die bei Erstellung des Plans zur Überwachungsmethodik verwendet werden. 
Dieses Verfahren umfasst darüber hinaus Bestimmungen für die Identifizierung eines erstmals in der Anlage 
hergestellten neuen Produkts und für die Sicherstellung, dass der Anlagenbetreiber den für das neue Produkt 
anwendbaren PRODCOM-Code bestimmt, dieses in die Produktliste aufnimmt und dem betreffenden Anlagenteil 
die entsprechenden Inputs, Outputs und Emissionen zuordnet. 

10.  REGELN FÜR DIE BESTIMMUNG VON EMISSIONEN AUF ANLAGENTEILEBENE FÜR DIE ZWECKE DER AKTUALISIERUNG 
VON BENCHMARKWERTEN 

10.1.  Emissionen auf Anlagenteilebene 

Für die Zwecke von Artikel 10 ordnet der Anlagenbetreiber die Gesamtemissionen der Anlage, soweit 
zutreffend, unter Anwendung der Bestimmungen des Abschnitts 3.2 und der Abschnitte 10.1.1 bis 10.1.5 
Anlagenteilen zu. 

10.1.1.  Direkte Zuordnung von Stoffströmen oder Emissionsquellen 

1.  Emissionen aus Stoffströmen oder Emissionsquellen, die nur einen Anlagenteil bedienen, werden diesem 
Anlagenteil vollständig zugeordnet. Verwendet der Anlagenbetreiber eine Massenbilanz, so werden 
Stoffströme, die den Anlagenteil verlassen, gemäß Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 601/2012 abgezogen. 
Zur Vermeidung der Doppelanrechnung werden Stoffströme, die in Restgase umgesetzt werden, 
ausgenommen Restgase, die im selben Anlagenteil mit Produkt-Benchmark erzeugt und vollständig 
verbraucht werden, nicht nach diesem Ansatz zugeordnet. 

2.  Nur wenn Stoffströme oder Emissionsquellen mehr als einen Anlagenteil bedienen, sind die folgenden 
Ansätze für die Zuordnung von Emissionen anwendbar: 

—  Emissionen aus Stoffströmen oder Emissionsquellen, die zur Erzeugung von messbarer Wärme dienen, 
werden den Anlagenteilen gemäß Abschnitt 10.1.2 zugeordnet; 

—  werden Restgase nicht innerhalb des Anlagenteils mit Produkt-Benchmark verbraucht, in dem sie erzeugt 
werden, so werden die Emissionen aus Restgasen gemäß Abschnitt 10.1.5 zugeordnet; 

—  werden die Mengen der Anlagenteilen zuzuordnenden Stoffströme durch Messung vor ihrer Verwendung 
in dem Anlagenteil bestimmt, so wendet der Anlagenbetreiber die geeignete Methodik gemäß 
Abschnitt 3.2 an; 

—  können Emissionen aus Stoffströmen oder Emissionsquellen nicht nach anderen Ansätzen zugeordnet 
werden, so werden sie mithilfe von korrelierten Parametern zugeordnet, die den Anlagenteilen bereits 
gemäß Abschnitt 3.2 zugeordnet sind. Zu diesem Zweck ordnet der Anlagenbetreiber die 
Stoffstrommengen und ihre jeweiligen Emissionen proportional zu dem Verhältnis zu, in dem diese 
Parameter den Anlagenteilen zugeordnet sind. Zu den geeigneten Parametern gehören die Masse der 
erzeugten Produkte, die Masse oder das Volumen des verbrauchten Brennstoffs oder Materials, die 
erzeugte Menge nicht messbarer Wärme, Betriebsstunden oder bekannte Wirkungsgrade von Geräten. 

10.1.2.  Messbarer Wärme zuzuordnende Emissionen 

Verbraucht der Anlagenteil messbare Wärme, die innerhalb der Anlage erzeugt wurde, so bestimmt der 
Anlagenbetreiber gegebenenfalls die wärmbezogenen Emissionen nach einer der folgenden Methoden.  

1. Für durch die Verfeuerung von Brennstoffen innerhalb der Anlage erzeugte messbare Wärme, ausgenommen 
durch Kraft-Wärme-Kopplung erzeugte Wärme, bestimmt der Anlagenbetreiber den Emissionsfaktor des 
betreffenden Brennstoffmixes und berechnet die den Anlagenteilen zuzuordnenden Emissionen wie folgt: 

EmQ,Anl-teil = EFmix · Qverbraucht,Anl-teil/η (Gleichung 14)  
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Dabei sind EmQ,Anl-teil die wärmebezogenen Emissionen der Anlagenteile, ausgedrückt in t CO2, EFmix der 
Emissionsfaktor des jeweiligen Brennstoffmixes, ausgedrückt als t CO2/TJ, soweit zutreffend einschließlich der 
Emissionen aus der Abgaswäsche, Qverbraucht,Anl-teil die in dem Anlagenteil verbrauchte Menge messbarer Wärme, 
ausgedrückt in TJ, und η der Wirkungsgrad des Prozesses der Wärmeerzeugung. 

EFmix wird wie folgt berechnet: 

EFmix = (Σ ADi · Hui · EFi + EmAW) / (Σ ADi · Hui) (Gleichung 15)  

Dabei sind ADi die jährlichen Aktivitätsdaten (d. h. die verbrauchten Mengen) der für die Erzeugung 
messbarer Wärme verwendeten Brennstoffe i, ausgedrückt in Tonnen oder Nm3, Hui der untere Heizwert der 
Brennstoffe i, ausgedrückt als TJ/t oder TJ/Nm3, und EFi der Emissionsfaktor der Brennstoffe i, ausgedrückt als 
t CO2/TJ. EmAW sind die Prozessemissionen aus der Abgaswäsche, ausgedrückt in t CO2. 

Ist ein Restgas Teil des verwendeten Brennstoffmixes, so wird der Emissionsfaktor dieses Restgases vor 
Berechnung von EFmix gemäß Abschnitt 10.1.5 Buchstabe b angepasst.  

2. Für die erzeugte messbare Wärme aus KWK-Blocks, in denen innerhalb der Anlage Brennstoffe verfeuert 
werden, bestimmt der Anlagenbetreiber den Emissionsfaktor des jeweiligen Brennstoffmixes und berechnet 
die dem Anlagenteil zuzuordnenden Emissionen wie folgt 

EmQ,KWK,Anl-teil = EFKWK,Wärme · Qverbr,KWK,Anl-teil (Gleichung 16)  

Dabei sind EmQ,KWK,Anl.-Teil die KWK-wärmebezogenen Emissionen des Anlagenteils, ausgedrückt in t CO2, 
EFKWK,Wärme der gemäß Abschnitt 8 bestimmte Emissionsfaktor des Wärmeanteils des KWK-Blocks, ausgedrückt 
als t CO2/TJ, gegebenenfalls einschließlich der Emissionen aus der Abgaswäsche, und Qverbr,KWK,Anl-Teil die Menge 
der messbaren Wärme, die durch Kraft-Wärme-Kopplung innerhalb der Anlage erzeugt und in dem 
Anlagenteil verbraucht wird, ausgedrückt in TJ. 

Ist ein Restgas Teil des im KWK-Block verwendeten Brennstoffmixes, so wird der Emissionsfaktor dieses 
Restgases vor Berechnung von EFKWK,Wärme gemäß Abschnitt 10.1.5 Buchstabe b angepasst.  

3. Wird messbare Wärme aus Prozessen zurückgewonnen, die durch einen Anlagenteil mit Produkt-Benchmark, 
einen Anlagenteil mit Brennstoff-Benchmark oder einen Anlagenteil mit Prozessemissionen abgedeckt sind, 
so meldet der Anlagenbetreiber im Bezugsdatenbericht gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a diese 
Wärmemengen als zwischen den betreffenden Anlagenteilen weitergeleitet.  

4. Wird messbare Wärme aus anderen unter das EU-EHS-fallenden Anlagen oder aus nicht unter das EU-EHS 
fallenden Anlagen oder Einrichtungen importiert, so wird der Emissionsfaktor für die Erzeugung dieser 
Wärme gegebenenfalls gemeldet.  

5. Der Anlagenbetreiber ordnet aus Strom erzeugter messbarer Wärme null Emissionen zu, meldet jedoch die 
entsprechenden Mengen messbarer Wärme im Bezugsdatenbericht gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a. 

10.1.3.  Zuordnung von Emissionen im Zusammenhang mit Wärmeverlusten 

Werden Verluste messbarer Wärme gesondert von den in Anlagenteilen verwendeten Mengen bestimmt, um 
dem Kriterium gemäß Artikel 10 Absatz 5 Buchstabe c zu genügen, so addiert der Anlagenbetreiber zu den 
Emissionen aller Anlagenteile, in denen in der Anlage erzeugte messbare Wärme verbraucht wird, Emissionen, 
die der proportionalen Menge von Wärmeverlusten entsprechen, und wendet dabei die gemäß Abschnitt 10.1.2 
bestimmten Emissionsfaktoren an. 

10.1.4.  Zuordnung von Emissionen im Zusammenhang mit nicht messbarer Wärme 

Für die Zuordnung von Emissionen im Zusammenhang mit der Nutzung nicht messbarer Wärme, die nicht in 
einen Anlagenteil mit Produkt-Benchmark einbezogen ist, ordnet der Anlagenbetreiber die relevanten 
Stoffströme oder Emissionsquellen Anlagenteilen gemäß Abschnitt 10.1.1 mithilfe der maßgeblichen Emissions­
faktoren zu. Der Anlagenbetreiber ordnet der Nutzung von nicht messbarer Wärme lediglich Brennstoffe und 
Stoffströme zu, die mit Prozessemissionen aus der Abgaswäsche im Zusammenhang stehen. 

Ist ein Restgas Teil des verwendeten Brennstoffmixes, so wird der Emissionsfaktor dieses Restgases vor 
Zuordnung seiner Emissionen an die Nutzung von nicht messbarer Wärme gemäß Abschnitt 10.1.5 Buchstabe b 
angepasst. 
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10.1.5.  Zuordnung von Emissionen aus der Erzeugung und Nutzung von Restgasen 

Die Emissionen aus Restgasen werden wie folgt in zwei Teile untergliedert, es sei denn, sie werden im selben 
Anlagenteil mit Produkt-Benchmark verbraucht, in dem sie erzeugt werden: 

a)  Eine der Erzeugung von Restgas zugewiesene Emissionsmenge wird dem Anlagenteil mit Produkt-Benchmark 
zugeordnet, in dem das Restgas erzeugt wird. 

Diese Menge wird wie folgt berechnet: 

EmAG = VAG · HuAG · (EFAG – EFAG · Korrn) (Gleichung 17)  

Dabei ist EmAG die der Erzeugung von Restgasen zugeordnete Emissionsmenge, VAG das Restgasvolumen, 
ausgedrückt in Nm3 oder Tonnen, HuAG der untere Heizwert des Restgases, ausgedrückt als TJ/Nm3 oder TJ/t, 
EFAG der Emissionsfaktor des Restgases, ausgedrückt als t CO2/TJ, EFEG der Emissionsfaktor von Erdgas (56,1 t 
CO2/TJ) und Korrη ein Faktor, mit dem die Wirkungsgrad-Unterschiede zwischen der Verwendung von 
Restgas und der Verwendung des Referenzbrennstoffs Erdgas berücksichtigt werden. Der Standardwert dieses 
Faktors ist 0,667. 

b)  Eine dem Verbrauch von Restgas zugewiesene Emissionsmenge wird dem Anlagenteil mit Produkt- 
Benchmark, dem Anlagenteil mit Wärme-Benchmark, dem Fernwärmeanlagenteil bzw. dem Anlagenteil mit 
Brennstoff-Benchmark zugeordnet, in dem das Restgas verbraucht wird. Diese Menge wird bestimmt, indem 
die Menge und der Heizwert des Restgases mit dem Wert der Wärme- oder der Brennstoff-Benchmark, je 
nachdem, was zutrifft, multipliziert wird. 

10.2.  Anlagenteilen zugeordnete Emissionen 

Der Betreiber bestimmt die zugeordneten Emissionen jedes Anlagenteils als die Summe 

a)  der gegebenenfalls gemäß Abschnitt 10.1.1 bestimmten Emissionen im Zusammenhang mit für den 
Anlagenteil relevanten Stoffströmen; 

b)  der gegebenenfalls gemäß den Abschnitten 10.1.2 und 10.1.3 bestimmten Emissionen, die dem Verbrauch 
von messbarer Wärme in dem Anlagenteil zuzuordnen sind; 

c)  der gegebenenfalls gemäß Abschnitt 10.1.4 bestimmten Emissionen, die dem Verbrauch von nicht messbarer 
Wärme in dem Anlagenteil zuzuordnen sind; 

d)  der gegebenenfalls gemäß Abschnitt 10.1.5 bestimmten Emissionen, die der Erzeugung oder dem Verbrauch 
von Restgasen in dem Anlagenteil zuzuordnen sind. 

Bei dieser Berechnung stellt der Anlagenbetreiber sicher, dass Stoffströme weder ausgelassen noch doppelt 
gezählt werden. 

Der Anlagenbetreiber bestimmt außerdem die Differenz zwischen den Gesamtemissionen der Anlage und der 
Summe der zugeordneten Emissionen aller in der Anlage relevanten Anlagenteile. Soweit zutreffend ermittelt der 
Anlagenbetreiber alle Prozesse, die zu dieser Differenz beitragen, und bestätigt die Plausibilität der Zuordnung 
durch Schätzung der Emissionen, die mit diesen Prozessen und besonders mit den zur Stromerzeugung und 
zum Abfackeln (außer Sicherheitsabfackeln) verwendeten Stoffströmen zusammenhängen.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/332 DER KOMMISSION 

vom 20. Februar 2019 

zur Eintragung eines Namens in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der 
geschützten geografischen Angaben „Istra“ (g. U.) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 
über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (1), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 3 Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Antrag Kroatiens auf Eintragung des Namens „Istarsko ekstra djevičansko maslinovo ulje“ als geschützte 
Ursprungsbezeichnung wurde gemäß Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im 
Amtsblatt der Europäischen Union (2) veröffentlicht. 

(2)  Mit Einspruch vom 22. Juni 2016 und Einspruchsbegründung vom 22. August 2016 hat sich Slowenien gemäß 
Artikel 51 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 gegen die Eintragung ausgesprochen. 

(3)  Slowenien behauptete, die Eintragung des Namens „Istarsko ekstra djevičansko maslinovo ulje“ erfülle aus den 
nachstehend genannten Gründen nicht die Bedingungen der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012: Der Name, dessen 
Eintragung beantragt wurde, ist teilweise gleichlautend mit dem slowenischen Namen des Erzeugnisses „Ekstra 
deviško oljčno olje Slovenske Istre“, der seit 2007 im EU-Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und 
der geschützten geografischen Angaben eingetragen ist, und es wurde nicht belegt, dass der Name „Istarsko ekstra 
djevičansko maslinovo ulje“ im Handel oder im allgemeinen Sprachgebrauch als der übliche kommerzielle oder 
historische Name zur Bezeichnung des im kroatischen Teil der Halbinsel Istrien erzeugten Olivenöls verwendet 
wird. 

(4)  Der Einspruch wurde als zulässig erachtet. Mit Schreiben vom 18. Oktober 2016 forderte die Kommission die 
Beteiligten auf, geeignete Konsultationen aufzunehmen, um nach ihren internen Verfahren eine einvernehmliche 
Regelung zu erzielen. Die Frist für die Konsultationen wurde gemäß Artikel 51 Absatz 3 Unterabsatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 um zusätzliche drei Monate verlängert. 

(5)  Nach Konsultationen wurde zwischen Kroatien und Slowenien eine Einigung erzielt. Diese wurde der Kommission 
mit Schreiben vom 8. Mai 2017 übermittelt, woran sich ein weiterer Schriftwechsel zwischen Kroatien und der 
Kommission anschloss. 

(6)  Aufgrund der Einigung wurden mehrere Änderungen an der Produktspezifikation vorgenommen. Der 
Produktname „Istarsko ekstra djevičansko maslinovo ulje“ wurde in „Istra“ umbenannt. Das Erzeugungsgebiet 
wurde erweitert, sodass es nunmehr auch den slowenischen Teil der Halbinsel Istrien beinhaltet, womit aus dem 
Antrag Kroatiens ein Mehrländerantrag (Kroatien und Slowenien) wird. Am Einzigen Dokument und der 
Produktspezifikation wurden geringfügige Änderungen vorgenommen. 

(7)  Da das Einzige Dokument grundlegend geändert worden war, nahm die Kommission gemäß Artikel 51 Absatz 4 
der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 erneut eine Prüfung des Antrags vor, wobei sie zu dem Ergebnis gelangte, 
dass die Voraussetzungen für eine Eintragung erfüllt seien. 

(8)  Die Erweiterung des geografischen Gebiets auf den slowenischen Teil der Halbinsel Istrien ist gerechtfertigt, da das 
im slowenischen Teil Istriens erzeugte Olivenöl dieselbe Geschichte, denselben Zusammenhang und dieselben 
qualitativen Eigenschaften aufweist wie das im kroatischen Teil Istriens erzeugte Olivenöl, für das der Antrag 
gestellt wurde. Die Verwendung des Namens „Istra“ wurde in Slowenien und Kroatien umfassend nachgewiesen. 
Die nationalen Einspruchsverfahren wurden ordnungsgemäß aktualisiert. Deswegen war die Kommission der 
Auffassung, dass die Bedingungen der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 erfüllt sind. 

(9)  Der Antrag Kroatiens und Sloweniens auf Eintragung des Namens „Istra“ wurde gemäß Artikel 50 Absatz 2 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amtsblatt der Europäischen Union (3) veröffentlicht. 

(10)  Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist, 
sollte der Name „Istra“ eingetragen werden — 
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(1) ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 1. 
(2) ABl. C 108 vom 23.3.2016, S. 18. 
(3) ABl. C 327 vom 17.9.2018, S. 4. 



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Name „Istra“ (g. U.) wird eingetragen. 

Mit dem in Absatz 1 genannten Namen wird ein Erzeugnis der Klasse 1.5 Fette (Butter, Margarine, Öle usw.) gemäß 
Anhang XI der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission (4) ausgewiesen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Februar 2019 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Phil HOGAN 

Mitglied der Kommission  
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(4) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission vom 13. Juni 2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung 
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